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Ocr Hcichs-Kraflwagcn-tlclricLsyorhand (HKn) 

Der Reichs-Kraftwagen-Betriebsverband (RKB) 
Von Dr. Walter Linden 

I. 
Vorgeschichte 

Solange der Lastkraftwagen' (Lkw) als Y,erkehrsmittel eine allgemeine Bedeutung 
noch nicht errungen hatte, konnte der Gesetzgeber sich darauf beschränken, 
durch Anpassung der ,einschlägigen Vorschriften der allmählich sich vollziehen" 
den Neugestaltung des Verkehrswesens Rechnung zu tragen. Es handelte sich 
im Jahre 1917 erst um schwache Ansätze zu .dner umfass,enden reichs einheit" 
lichen Regelung des gesamten gewerblichen Kraftverkehrs, als in einer Bundes" 
ratsvorlage der Entwurf für eine Verordnung betr. Kraftfahrlinien 
eingebracht wurde. Damals ging ,es zunächst einmal darum, von den allzu engen 
Bestimmungen der Gewerbeordnung loszukommen, weil man die den Ortsbereich 
überschreitende Bedeutung der Leistungen des Kraftfahrzeugs erkannte; aller" 
dings ging man davon aus, daß das neue Verkehrsmittel sich nicht wesentlich 
anders betätigen würde als in der Form des Schienenersatzverkehrs. Wie es bei 
der Personenbeförderung mit Omnibussen als geradezu selbstverständlich an" 
gesehen wurde, so schien auch für die Gütertransporte die linienmäßige Ver", 
kehrsabwicklung das gegebene. Daß inshesondere der Lkw seine besondere 
Leistungsfähigkeit gerade dann beweisen würde, wenn er nicht an bestimmte 
Fahrpläne und nicht an die Einhaltung bestimmter Linien gebunden wurde, war 
eine Erkenntnis, die sich erst viele Jahre später durchzusetzen beg.ann. Die 
überaus aktive Kraftverkehrspolitik der Reichspost und deren Anspriiche auf 
Sonderstellung brachten 'es außerdem mit sich, daß die öffentliche Diskussion 
sich fast ausschließlich mit dem Linienverkehr befaßte und die Kraftverkehrs" 
gesellschaften und die ,ersten' Anfänge·der "Eisenbahnkraftverkehre" schienen 
die These von der linienmäßigen Yerkehrsabwicklung im Güterkraftverkehr 
zu bestätigen. All das bewirkte, daß die Arbeit des Gesetzgebers nur das Linien" 
prinzip im Auge hatte. 
Das Kraftfahrliniengesetz des Jahres 1925 sowie die dazu erlassenen 
Ausführungsanweisungen versuchten bestenfalls die alten Bestimmungen zu ver" 
feinern und ,zu ergänzen; die Reichsbahn wollte sich durch Abmachungen mit 
den Kraftverkehrsgesellschaften gegen die der Schiene abträgliche Entwicklung 
des Kraftwagens schlitzen, aber sie konnte sich dabei nur auf die 'gesetzlichen 
Y orschriften über den Linienverkehr berufen. Die Privatinitiative im Güter" 
kraftverkehr brachte auf der anderen Seite die Einsatzmöglichkciten des Lkw 
in Anpassung an die Wünsche der V.erlader mehr und mehr zur Entfaltung; 
mochte der Gesetzgeber den Linienverkehr regeln und genehmigungspf1ichtig 
maj;hen, so bewies der Lkw seine besondere Leistungsfähigkeit im individuellen 
EiItSatz, und dieser wurde durch die Linienregelung nicht erfaßt. Auch die 
im Herbst 1928 veröffentlichte Durchführungsverordnung zum Kraftfahrlinien" 
gesetz enthielt nicht viel mehr als eine genauere Formulierung des Linienbegriffs; 
den außerhalb der linienmäßigen Yerkehrsbedierrung sich abspielenden Güter", 
kraftverkehr hatte man trotz ,eingehender Ueberlegungen außer acht gelassen. 

"-~ .... ,.. .... 

1 

\ . 

" . 



2 Walter I.imINl 

Aus dieser oHensichtlichen Verkennung der Entwicklung und Bedeutung des 
Güterkraftverkehrsergaben sich im wesentlichen drei Folgewirkungen: 
1. Gegen die Einsatzmöglichkeiten des Lkw bot die gesetzliche Regelung keine 

ausreichend wirksame Handhabe. . ' 
2. Die Reichsbahn schritt im Wettbewerb zur Selbsthilfe, indem sie einerseits 

durch innerbetriebliche Maßnahmen ihren Verkehrsdienst lebendiger gestaltete 
und verbesserte, und indem sie andererseits durch mancherlei Tarifmaßnahmen 
dem freien Gewerbe entgegentrat; um den in einer Schlüsselstellung stehenden 
Spediteur weitgehend an sich zu binden, schuf sie den Bahnspeditionsvertrag. 

3. Das. Kraftverkehrsgewerbe, das sich nur hinsichtlich der linienmäßigen 
Verkehrsbedienung an bestimmte Vorschriften halten mußte, nutzte dem" 
gegenüber alle ihm offen gebliebenen Möglichkeiten, um sich im Konkurrenz" 
kampf die Existenz zu erhalten. 

In Zeiten gleichbleibender oder gesteigerter Wirtschaftsint~nsi~ät w~rde die 
Entwicklung trotz der völlig ungeregelten Wettbewerbsverhaltmsse mcht not" 
wendig zu chaotischen Zuständen geführt haben müssen. In jenen Jahren aber 
sank infolge der schweren Wirtschaftskrise das Transportaufkommen ungefähr 
um 40 % die Einnahmen aus 'dem Transportdienst schrumpften 'katastrophal 
zusamme~"und so mußten in der Verkehrsbedienung Zustände eintreten, diein 
einem geordneten Staatswesen unhaltbar waren. 
Als jedoch der Ge~etzgeber im Jahre 1931 mit der N~tverordnun~end.lich 
vom Grundsatz der Linienregelung '.abging und den Guterkraftverkehr m semer 
Gesamtheit genehmigungspflichtig machte, da stand,e~ ~un so. stark unt.er .dem 
Eindruck des .allgemeinen Wirtschaftszerfalls, daß er die 1m Memungsstrelt Jener 
Jahre von den Gegnern des Kraftw.agens .aufgestellte~ The~en als bewiesen 
annahm und der Begründung dne Formulierung gab, dIe weItgehend den VOll 

der Eisenbahn immer wieder vorgetragenen Argumenten R,echnung trug. Von der 
großen Bedeutung des Lkw für die Verkehrsbedienu~g fand .. si.ch i~ dieser amt" 
lichen Begründung kein Wiort, die individuelle Lelstunl?sfahlgkett des neuen 
Verkehrsmittels wurde nicht etwa positiv, sondern negativ b~wertet; dem Ge" 
werbe wurde nämlich der Vorwurf gemacht, daß ·es die gesetzlIchen Vorschriften 
~Linienprinzip I) umgangen habe, während doch in Wir~lichkeit der ~esetzge~er 
1n Verkennung der tatsächlichen Verhältnisse ·es versaumt hatte, m den em" 
schlägigen Bestimmungen auf die neuartige V'erkehrsle~stung ~ücksicht zu 
nehmen. Wenn die Notverordnung nicht das Ende~~es frelge~e~bl~ch~n. Unter" 
n~hmertums mit sich brachte, so lag das darin begrundet, . daß dle mdlvlduellen 
El1~l.satzformen des Lkw und die gerade in der Krisenzelt besonders .wertvolle 
L~.lS!ungsfähigkeit des neuen Verkehrsmittels, gepaart mit der W·endigkeit, 
Zahlgkeit und gewiß auch mit .einem guten Schuß Skrupellosigkeit dereinz·elnen 
~nternehmer und Spediteure, die DurchJührung des Existenzka~pfes auf Seiten 

es Gewerbes .ermöglichten. Es kam noch hinzu, daß der techmsche Fortschritt 
~erade damals dem Lkw eine außergewöhnliche Senkung der Betriebskosten 
a~ß~h den D~e~elmo.tor und die Erhöhung der Leben~dauer ~~r R~ifen bescherte; 
M r~em gmgen 1m Zuge der amtlichen DeflatlOnspohhk dle Lohn" und 
d ateRn~lfkoste~ stark zurück, weit voraus lag die außerordentliche Verbilligl.lng 

er. el enprClse; 
Rücksc~uend d' h d d 1 zeichn t 1 .' mag, man lese ganze Entwicklungsepoc e a urc 1 gekenn .. 

e se :ten, daß . 
a) zunächst e' . h . l' h . meem elf 1C e Verkehrspolitik überhaupt fehlte, daß 
, ' 

~ I 
I ' 
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.. :b ) .. ~a~rl~'in den maßgeben.?en Kreisen Wesen und Bedeutung des Güterkraft" 

,;. ycrkehrs allzu lange grundlich verkannt wurden, und daß man 

c)~uietzt unter dem Eindruck der Wirtschaftskrise und unter deIn m ß b d 
, 'E' fl ß d R' I b 1 . a ge en en I. . '.~:n u . er elC 1S a m zl~emer vorwiegend negativen Bewertun des Lkw 
. . fur den großen V·erkehrschenst kam. g 
1 

,Ist cs dem Lkw aber trotz der ;illf der ganzen Linie wider ihn stehenden U t" 1 , 1 . 1 b 1 d ms ane. e gc u ngen, SIC:J. zu e 1aupten un sich durchzusetzen dann mußte man h 
'cl . 1 d . d .. b d B ' sc on 1 aITla s arln en u erzeugen en eweis dafür sehen, daß er es wert war und 
ld~ß eS deshalb n~twendig wurde, ihm einen Platz in der deutschen Verkehrs" 
,v"'lrt~~~.aft zuzuweIsen, auf dem er zum allgemeinen Nutzen seine besonderen 
Qualdaten zu entfalten vermochte. So kam es denn in den folgenden Jahren 
::~ eingehenden B~rat~ngen, i.n w.elcher Weise man am zweckmäßigsten den Lkw 
1~lnzuord~en habe m ~~m gememwutschaftliches Verkehrssystem, wobei es zunächst 
Jla.furn glr:g, dem Guterfernverkehr mit Kra~~fahrzeugen ein Betätigungsfeld zu 
eroffnen, Ihn .. ent.sprechen~ zu ordnen und zu uberwachen, so daß ein gutes Wett" 
,bc,",:erbsverhaltl1ls zur Schlene gewährleistet sei. 

;~ir sehen uns heu~e (~e~rua~ 1952) ziemlich genau de; gleichen Situation gegen" 
lubc~. 'und w~nn e~ Jetzt gIlt, eme. neu.e gesetzliche Regelung zu finden, so handelt 
es s~ch um dIe gleIche Problematik WIe damals - nur mit dem dnen Unterschied 
däß jnzwi~chen die M:otorisierungerhebliche Fortschritte gemacht hat. Damal~ 
;wieheut~ IS~ es das ZIel, de~ Entwicklung der Verkehrswirtschaft die W.ege zu 
Iweisen, dleeme geord~ete, mit ge~einwirtschaftli.chen Erfordernissen im Einklang 
:stchcndc Verkehrs~edlen:~ng gewahrleisten. Es erscheint daher von ganz beson" 
Id~,r,~r::Bedeutung, s,lch daruber k!ar zu werden, warum damals ein RKB geschaffen 
iWL!rd~: was. er ,,:ar und.:vas er leIstete, um sich an Hand einer kurzen Darstellung 
IVii:,ll.:c!cht em Btld daruber machen zu könne~, was heute notwendig ist. 
DC'r.,D cu tsche Industrie" und H.andelstag hat in seinen Richtlinien 
'fiir;Cine neue Verkehrsordnung" im. Mai 1951 sich dafür eingesetzt, den Grund" 

! ,satz: .d~rSelbstver~altung zu verwirklichen, die allerdings für die Ausübung 
h()~Cl.thcher Funktionen der Staatskontrolle zu unterwerfen wäre. Er macht auf 

. :dcn~:;~an~el aufmerksam! daß gegenüber der Bundesbahn eine entsprechende 
!Org~!.llsahon~for.m auf Se!ten des Kraftverkehrsgewerbes fehlt, so daß die Ueber" 

:, !nahm.c gcmcm~lttschafthcher Aufgaben sehr erschwert, wenn nicht unmöglich 
. !sci,0<,;';D~her ware der gesamte gewerbliche, Güterfernverkehr sowie der übrige 
: jgcwcrRhche Kraftw.agenverkehr, soweit dieser im Sinne der vorstehenden Aus" 
, f~~~nge~ gen:ein~ir:schaft1ich verpflichtet wird, selbstverantwortlich zu organ~ 
\! slcrc~: ;Hle~bel mußte auch den V,erkehrsnlltzern und den Straßenbaubehörden 
I,! gcn~ge,~d Emfluß und die Möglichkeit einer engeren Zusammenarbeit eingeräumt 
wcrd~n., ,per n.euen Selbstv:rwaltung müßten nicht nur ungefähr die gleichen 
RC5htfu~d.,Pfhchten des ~ruhe~~n RKB, sondern- auch die wichtigen Obliegen" 
hClt~n des mneren AusgleIchs ubertragen werden." Und darüber hinaus hebt 
O<;f: DIH~ b:son~ers h~rvor: "Die d!lmit verbundene teilweise Einschränkung 
OC~ Sc~bstandI~k~It deremzelnen Un~ernehmer würde gegen eine größere Stetig" 
k~tt dc~ Beschaftlgung un~ des VerdIenstes eingetauscht, und sie wäre jedenfalls 

. o.as,,~lemcre Uebel,gegenube~ der. Gefahr einer Sozialisierung oder Monopoli", 
SICrllpg des Kraftverkehrs, dIe bel Fortdauer der derzeitigen Verhältnisse fast 
unabwendbar erscheint." Es sind genau die gleichen Argumente wie sie vo 
1935cin der verkehrspolitischen Diskussion bzhandelt worden sind 'und die dan~ 
l~tz.ten Endes zur Bildung des RKB führten. 
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Der Bundesverband der Deutschen Industrie s' . ':. 
Denkschrift "Zur Verkehrskrise" vom September 1951 n;ycht SIch in "~:.'~ 
aus, daß ein dem früheren RKBentsprechender Bundes

c
k1 deutlicher il.l)~f 

verband zu schaffen sei, der mit durchgreifenden KontrolI"raftwagenbet ,:\für 
bef~lgnissen in Selbstverwaltung auszustatten wäre. Er richtet .und ~rdn~l.~bs, 
regIerung den Appell, nichts unversucht zu lassen, "dieses Ziel an dIe 13t'n Qgs, 
tr.eten des Güterfernverkehrsgesetzes zu erreichen". Der BDI I ~lc~.\'or 1nk des; 
dIeses "BKB" auch deshalb für notwendig, weil dann die ~a t le Schaf;~ft" 
Gesprächs" und Vertrags partner erhält, mit dem ein laufe U1desbahn e,llng 
au.~tausch über die Fülle von gemeinsamen Fragen, über di~e er .Gedan1;"l.cn 
Flachenverkehrs mit durchlaufender Frachtberechnung, über ge .edl:enung;t 
~~t"'.. Sammet" und yerteilerverke~re, über den Haus"Haus"Ve:l~lsa~e StQc ~~ 
Elistuckgutverkehr, uber den Behalterverkehr und evtl. auch üb 11.', tlber d L 
Abfertigungs" und Betriebsstellen möglich wäre. Die im einzel er gellleins~ Cl~ 
genannten Aufgaben bedürfen dringend einer Lösung, wenn man nen \'0111 eb~ 
verschiedener Meinung sein kann, ob sie in dieser oder anderer F auch durch 

. haupt alle in den Zust~ndigkeitsbereich eines solchen BKB.?rlll
h

. oder üb~ItS 
I A . "ln . er" m ugenblick ·erscheint lediglich von Bedeutung, daß auch het t e~npass 
Forderung erhoben wird, dne Selbstverwaltungsorganisation des I G WIeder d~~ 
~eben zu rufen, die ähnliche Aufgaben haben soll, wie sie der fr~w,erbes b~~ 
ubertragen bekommen hatte und unzweifelhaft mit großem Erfolg d here R.l<:B 

urchf"l . u~~ 

II. 
Schwierigkeiten im Aufbau 

Als im Jahre 1934 erstmalig der Gedanke auftauchte, ,einen RKB z .' 
war ~.unächst daran gedacht, daß 'er im Namen seiner Mitglieder Besch"f~haff~n,' 
vertrage mit der Reichsbahn abzuschließen hätte. Daraus erkennt ma~' t~gllngSf ' 
grundsätzlichen Ueberlegungen sich noch nicht sehr weit vom Geist cl aß die .. 
verordntingentfernt hatten, denn auf diese Wdse wäre die neue Or e~ N ()t~ 
kein gleichgeordneter Gesprächspartn~r für die Reichsbahn geworden. 1~lka~i~n . 
verkehrsgewerbe selbst gab es zahlreIche Elemente, denen nicht genüg I l:aft~ 
war, ,um welches Ziel es bei diesen Erörterungen überhaupt ging, die e~cI klar 
nur an ihre Betriebsinteressen dachten und deshalb allzu leicht berei~Ie lUchr 
verlockenden Angeboten .,zu folge.n und das Ge we r b e ..i ~ S ti c h Zu I a\~arel"l., 
Daß unter diesen Umstanden dIe V,erhandlungen zunachst unter ein Se 1"1.. 
günstigen Stern standen, ,erscheint begreiflich, und erst nach und nacI1n 

llq,; 

sich die Erkenntnis durch, daß der neue Zwarigsverbandeine seibs~" s~r:.tc . 
Stellung neben der Reichsbahn bekommen, daß man ihm die Zusammenfan Igc 
aller Unternehmer und deren Vertretung nach außen übertragen mußte :sSl.il"l.g J~ 
d.as Güterfernverkehrsgewerbe in diesem Zusammenschluß die Stclhl1;g O.e aG ' 
emheitlichen Verkehrsträgers bekämet). ClIlt::s 

B~ieiner Beurteilung der Leistungen des im Jahre 1936 ins L'eben gerufenen RK13 
wud man vor ,allen Dingen 'eines nicht vergessen dürfen: Der organisatoris 1. 
Ausbau des Verbandes war bei Kriegsausbruch noch gar nicht abgescruoss~ lC 

:.ber nicht etwa deshalb, weil zu wenig zielbewußt in dieser Richtung gearheit~ 

) . 1) Der Verfasser beaLsichtigt, Einzclheiten aus den damaligen offiziellen und inoffizielle 
~Jl'.rall:nge;l, die dann letzten En~es z~lr Vcrkü~lllung des Giitcrfernv~rkchrsgesetzes fiihrt"ll, i:: 
anucrem Zusammcnhang zu veröIfcnthc)lCn. lher geht es nur um dlC Frage, welcho. Stelluno
und AufgaLen der HKU hatte, und wie CI' ihnen gerecht wurde. ;::, 
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worden wäre, sondern weil der Verband schon im Sommer 1938 den Auftrag 
erhielt, den Lkw"Einsatz am Westwall zu übernehmen und durchzuführen; 
bei der Errichtung der Kraftwagenleitung (in Wiesbaden) mußte man not" 
gedrungen auf die bewährten Kräfte der eigenen jungen Verwaltung zurück" 
greifen, und so erfuhr der Auf" und Ausbau des RKB frühzeitig eine Unter;:: 
brechung, die nur schwer wieder aufgeholt werden konnte. 
Ferner wird man vielleicht sogar manchen Sachkenner daran ·erinnern müssen, 
daß .der RKBeigentlich mit Beginn des Krieges als überflüssig aufgelöst 
wer den soll te - da bestand er also erst etwa drei Jahre. Zur Durchführung. 
aller Aufgaben des Kraftverkehrs während des Krieges hatte man die Einrichtung 
der Bevollmächtigten für den Nahverkehr (Nbv)" geschaffen, Fernverkehrs" 
tran;~orte sollten aus Gründen der Tr·eibstoff" und Materialersparnis restlos 
unterbleiben; somit sah man keinen Platz mehr für ,einen Verbanq, dessen Auf" 
gabe es war, den Güterfernverkehr 'mit Kraftfahrz'eugen auszt.tgesta.lten, zu 
entwickeln oder gar zu fördern. Schon nach wenigen W,ochen zeIgte SIch aber, 
daß es unmöglich sei, den Lkw, der sich als unentbehrlich ,erwiesen hatte, ,aus 
dem Fernverkehr völlig auszuschalten. Die NbwDienststellen waren darüber 
keineswegs erbaut, denn sie schienen nun doch nicht in der Lage, während des 
Krieges allein über den Kraftfahrzeugverkehr zu bestimmen, sondern mußte~ sich 
zU Konzessionen gegenüber dem RKB bereitfinden. 
So kam es im Dezember 1939 zur Verordnung zur Einschränkung des 
Güterverkehrs mit Kraftrahrz'eugen, auf Grund deren alle erteilten 
Genehmigungen für ruhend erklärt wurden und grundsätzlich nur für den Einzel" 
fall Fernverkehrsgenehmigungen ausgesprochen wurden. Imm.erhin sah ma? 
"berein daß man für sich wiederholende Fernbeförderungen befl'lstete Genchll11" 
~ungen '(bis zu drei Monaten) einführen mußte. Der RKB blieb jeden~alls 
bestehen (der Präsident wurde allerdings nur kommissarisch bestellt) und erfulltc 
weiterhin seine Aufgaben, wenn auch in 'einem wesentlich kleineren R~~l1nen 
schon deshalb, weil -eine Vielzahl von Fahrzeugen der Wehrmacht zur Verfugung 
gestellt werden mußte. Er war gezwungen, seinen Per~onalbestan~ s.ehr stark 
ZU reduzieren, aber 'es gelang ihm bis zu den letzten KrIegstagen, dIe Ih~ ?och 
verbliebenen Aufgaben trotz erheblich verringerter Einnahmen zt~ bewal!lg~n. 
Immerhin gab es ungewisse Wochen und Tage, an denen es um dIe scln,,:~er~ge 
Frage ging, ob etwa der Staat dnen Zuschuß geben sollte, oder ob es mogltch 
sein würde, den RKB aus sich selbst heraus zu erhalten. Das Gewerbe bekannte 

. sich aber eindeutig zu dem Grundsatz, daß es mit dem Charakter der Selbst;:: 
verwaltung nicht zu vereinbar·en sei, sich durch Staatszuschuß über Wasser zu 
halten und erklärte sich bereit, gegf. durch Sonderumlagen den Etat des Ver" 
bandes sicherzustellen. Wenn man an diese eindeutige Haltung des Unternehmer;:: 
turns zurückdenkt, so darf man auch hervorheben, daß offenbar die Vertr~uen:", 
grundlage zwischen Verband und Gewerbe nicht so mangelhaft gewesen 1st WIe 
in der Nachkriegszeit häufig behauptet wurde. 
Bcieiner solchen Betrachtung darf auch nicht an der Tatsache vorbeigegangen 
werden, daß der RKB in den knapp neun Jahren seines Bestehens . '? i cl~ t 
wen i ge r als ach t L 'e i te r an seiner Spitze gesehen hat. U nstr~ltig d~e 
größten Verdienste hat sich dabei der erste Präsident erworben, dem es 1m Ver" 
lauf von zwei Jahren gelang, aus dem Nichts heraus den Verband ~u sch?ffe~, 
die Grundlage für seine Arbeit zu erstellen und das Gewerbe zu emer Emhett 
zusammenzuschweißen. Sein Nachfolger machte den V,ersuch, durch dne Poolung 
des Frachtaufkommens die Not der Trampfahrer zu lindern. Es zeigte sich aller" 
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dings nach wenigen Monaten, daß der beschrittene Weg nicht zu dem g~~vi.insdj, 
ten Erfolg führen könne. Mit Kriegsbeginn sah sich der dritte Leitcr>'de'~ 
schweren Aufgabe gegenüber, den Bestand des RKB gegen die Totalität~a~ 
sprüche der NbwDienststeIIen trotz schlagartig verminderten FrachtaufkoIl1lne'n'i,., 
sicherzusteIIen, währ,end der vierte vom Verkehrsministerium selbst entsandt!:' 
kommissarische Präsident eigentlich dazu bestimmt war, den RKB nun endgÜlti~'~i 
zu Grabe zu tragen. Er war aber 'erst wenige Monate im RKB tätig, als cr erj ,: 
kannte, wie wertvoII diese Organisation sei, so daß er, aus dem ,Saulus =~lIli:; 
Paulus geworden, in einer besonderen Denkschrift die Lebensberechtigung dc~" 
Ve.rbandes nachwies und betonte, daß er über eine ausgezeichnete InnenorgailiP 
satlOn verfüge. Dieser vierte Mann mußte 'einem Vertreter des NSKK weichen'!:;: 
der als 'erster in di,e kurz zuvor noch gelobte Innenorganisation 'einbrach und:" 
el:heb~iche Störungen verursachte. Er mußte seinen Platz verlassen aus Gründen, 
dIe mIt dem RKB nichts zu tun hatten, und an seine Stelle trat . wiederum, ein:' 
~bg~sandter des Reichsverkehrsministeri:ums, der weiter bemüht war, den RKB 
m. semem Aufbau und in seinem Personalbestand zu schwächen. Auch er mußtci· 
seme? Platz verlassen aus Gründen, die der RKB nicht zu verantworten hatte;:!" 
InZWIschen war aber das Ansehen des Verbandes so erschüttert, daß man glau hte 1 
nur ein Träger des Goldenen Parteiabzeichens sei noch in der Lage, ihnvo;'; 
dem :endgültigen T'Üdesstoß zu bewahren. Jedoch ,auch dieser mußte weich~n' I: 
als dIe kriegerischen Ereignisse eine aIIzu krasse Entwicklung nahmen, und 56': 
wurde dann ,als letzter der langjährige Leiter der Finanzabteilung damit beaiif",; 
tragt, d~e Rudimente des V,erhandes zusammenzuhalten, damit vielleichtnacli ' 
dem KrIege beim Wiederaufbau daran angeknüpft werden könnte. ' 
Nach dem Kriege aber wurde der RKB von den Besatzungsmächten aus Gründen': 
der Dekartellisierung ("vieIIeicht auch aus Entmilitarisierungsgründen", wic der; 
Bundesv.erb?nd der Deutschen Industrie vermutet) aufgelöst und llnters,agL' 
~uch auf dIese Entwicklung der Dinge im einzelnen ließe sich eine FUlle von:: 
mt~ressa~te? Schlaglichtern werfen, aber dafür reicht der Raum nicht aus. Es" 
schIen. mIr ~edoch wichtig, den häufigen Wechsel in der Leitung des Verbandes 
und dIe ~l'le~sverhältnisse als ·entscheidende Gründe dafür hervorzuheben, da ß' 
er. trotz wIchtIgster Verkehrsaufgaben insbesondere während des Krieges in vor", 
WIegend parteipolitisch bedingte Machtkämpfe ,einbezogen wurde, die scincm ,', :'~ 

h
Anfsehen ganz gewiß nicht förderlich waren, für die er aber als Institution nicht:,: 

. a tbar gemacht werden darf. 

Betreuungsorganisation 

Im Vordergrund steht die Tatsache, daß der RKB ,auch "Fachgruppe" Güter", 
~ernverk~hr ~nnerhalb der Reichsv,erkehrsgruppe Kraftfahrgewerbe war, so daß 
Ihm n~ten se~ner verkehrsgestaltenden Tätigkeit die Fülle der Betreuungsaufgabcn 
rhgenuer semen Mitgliedern oblag. Di~ser .~esichtspunkt ist von außer'Ürdcnt., 
IC . er Bedeutung und darf auch heute mcht ubersehen ,werden, denn damit War 

hWlschen dem Verband und seinen Mitgliedern ein Ver t ra u e n s ver h ä I t n'i s > 
ergestellt, das durchaus gewisse Belastungen, wie sie sich etwa aus den Ord" 

nungsbefugnissen des Verbandes' ergeben mochten, tragen konnte. Der RKB 
war ~eTh Reichsverkehrsminister auch hinsichtlich der reinen,Betreuungsaufgabc'Il . 
~~.mltte ar uI?:terstelIt, aber die Besonderheit ist darin zu sehen, daß er als' , 
R o.rterschaft offentlichen Rechts, als Verband sui generis durch bes'Ündcroes' 

eiC sgesetz geschaffen wurde, und. daß man ihm über seine eigentlichen Be" 
treuungsaufgaben hinaus umfassende im Gesetz ausdrücklich aufgeführte Auf", 

I 
i 

Dol' 1\(liehs-Kmflwagon-llclrichstcrhafl(l (HKD) 7 
-------------------------------~---------------------------------

'dgaben zuwies, die die Ordnung, die Lenkung, die Gestaltung und die Entwicklung 
.' . es Verkehrsdienstes des von ihm betreuten Gewerbezweiges betrafen. 

I 
jn Zeiten steigenden Verkehrs umfanges verdrängte das Selbständigkeitsgefühl 
. er Unternehmer stets das Anlehnungs" und Unterstützungsbedürfnis. So war 
~s auch 1938. Die dem RKB durch das Gesetz übertragene Aufgabe, für Ordnung 
l~ Gewerbe zu sorgen, mag manchem seiner Mitglieder unbequem geworden 
se;n, und die Unzufriedenheit wurde gestärkt durch fehlgehende Vergleiche 
mIt anderen Organisationen. Darin liegt -eine Verkennung der Stellung des 
Verbandes, der ,erst in zweiter Linie -eine Interessenvertretung des Güterfern;:l 
verkehrs gewerb es war. Er hatte höhere Aufgaben verkehrs'Ürganisatorischer . 
Art, er war mit der Gesamtheit seiner Mitglieder ein V,erkehrsträger, der gleich" I 

j' berechtigt neben der Reichsbahn stehen sollte. Es wäre notwendig gewesen, 

I.,

' .• '" ~einen Mitgliedern dies immer wieder vor Augen zu führen, damit sie nicht 
" ,rn ,den Fehler verfallen würden, im Optimismus der VoIIb,e,sc·häfti .. 

gung die Schaffung ihrer Organisation für überflüssig zu halten -- denn damit 
droht das Ende des freien Gewerbes wenn. die K'Ünjunktur umschlägt. 
~ie g rö ß t,e S t ä l' ke d 'e s Kr a f tw' a g,e n s, nämlich df.e Vielgestaltigkeit seiner 
E.lnsatzformen und Betätigungsmöglichkeiten, ist gleichz·eitig in '0 l' ga n isa t 0" 

rtscher Hinsicht sein,e größt,e Schwäch,e .. 
Es wal' aber überhaupt ein großer F,ehler, in dem Ordnungswerk, das der RKB 
durchgeführt und aufrechterhalten hat, nur den unbequemen Zwang zu fühlen, 
ohne anerkennen zu wollen, daß der Verband mit dieser Arbeit letzten Endes 
d.as Gewerbe insgesamt einen gewaltig.!n, Schritt v'Ürwärts. un~ d~it jedem 
ernzelnen Unternehmer (auch den großen Betrieben) außeror~enthch VIel Nut~en 

, gebracht hat. Sonderwünsche ,einzelner Gruppen von Mitgliedern oder gar em" 
zeIner Firmen ohne Ansehen des ganzen zu vertreten, hätte der RKB wie jede 

.• andere ähnliche Organisation stets ablehnen müssen. Die kleineren Betriehe 
und Einzelunternehmer die bekanntlich die übergroße Mehrheit der Mitglieder 
darstellten, 'erfr'eutensi~h besonderer Fürsorge - bei ,einigem Nac?,denken. eine 
s~lbstverständliche Erscheinung. Größere Dnternehmungen hab.en fur techmsche, 

" fur Steuerfragen usw. ihre eigenen Sachbearbeiter, größere BetrIebe haben s,elbst 
Gelegenheit, im unterschiedlichen Fahrzeugeinsatz Erfahrungen zu sammeln, 
größere Betriebe können intensive Geschäftsbeziehungen unterhalten, Zweig" 
stellen einrichten und dergI. mehr, das alles sind Vorteile, der~n d~r' Einzel" 
unternehmer nur durch den verbandsmäßigen Zusammenschluß ted~aftlg we~den 
konnte. Dieser organisierte Erfahrungsaustausch nahm emen 

,;. wesentlichen Umfang in der Verbandstätigkeit ein neben der allgemeinen Arbeit, 
die durch Maßnahmen verkehrs" und finanzorganisatorischer Art das Ordnungs" 
und Aufbauwerk ständig vorwärtstreiben und verbessern wollte. . 
Das Wichtigste im Rahmen der Mitgliederbetreuung ist einmal, die Summe aller 

:< gewonnenen Erfahrungen der Gesamtheit der Mitglieder wiederum zur Ver" 
fügung zu stellen, und zum anderen die so gewonn~nen Erkenntnisse i~ Inter" 
esse der Gesamtheit der Mitglieder nach außen zu verwerten. Auf dIese Be" 
treullng und auf -eine ·entsprechende Vertretung sein~r Interessen hatte je d.e s 
Mit g 1 i e d des RKB Anspruch, aber es versteht sich von selbst, daß es SIch 
dabei in die Ge sam t he i t ein 0 I' d n 'e n mußte. ' 

, , '. 
I' 
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Die Leitung 

Innerhalb der SelbstverwaItungsorganisation des Verkehrsgewerbes war der RKB 
völlig selbständig. Im Gegensatz zu den übrigen Fachgruppen, iWirtschafts-" 
gruppen usw. stand an seiner Spitze nicht etwa ein Gewerbeangehöriger, kein 
"Fachgruppenleiter", sondern der Leiter des Verbandes führte die Amtsbezeich", 
nung "Präsident". Er wurde vom Reichsverkehrsminister 'eingesetzt und abbc" 
rufen. Seine hau p t .1 m t li c he S te llu n g war eines der Wesensmerkmale der 
vom Gesetzgeber bewußt in dieser Form geschaffenen Organisation. Angesichts 
des umfangreichen Aufgabengebietes des Verbandes wäre es unmöglich gewesen, 
die Leitung einem ehrenamtlich tätigen Gewerbeangehörigen zu übertragen, der 
sich nur darauf hätte beschränken können, wöchentlich einige Stunden dem Ver" 
band zu widmen. Es hätte aber auch allzu starke Bedenken auslösen müssen, 
daß ein solcher ehrenamtlich tätiger Leiter wohl oder übel beeinflußt worden 
wäre von den Interessen seines eigenen Geschäftes. Die Durchführung der 
Verbandsaufgaben durch den Leiter und seinen Mitarbeiterstab erforderte nich t 
nur Kenntnisse auf dem Gebi/:!te des Güterkraftverkehrs, sondern setzte auch 
einen Ueberblick über die gesamte Verkehrswirtschaft in all ihren Sparten voraus, 
und man kann heute unbedenklich feststellen, daß die Abteilungsleiter, Dezer;: 
nenten und Refer,enten fast ,ausnahmslos ,ausgezeichnete Könner waren oder 
wurden und sich in den wenigen Jahren ihrer Tätigkeit im RKB hervorragend 
bewährt haben. ' 
Der Leiter und .111 seine Mitarbeiter waren hauptamtlich tätig, und sie durften 
keinerlei Bindungen oder wirtschaftliche Verbindung haben zu Kraftverkehrs" 
betrieben oder zur Spedition. Damit war im Sinne des Beamtentumseine saubere 
und unbeeinflußbare Geschäftsführung gesichert. Auf der anderen Seite aber 
stand dem Präsidenten im B'Cira t dne Vielzahl von Fachkennern aus dem 
Güterfernverkehrsgewerbe und der Spedition zur Seite, mit denen er über die 
Verkehrsentwicklung und "abwicklung verhandeln konnte, und die ihm die 
notwendigen Spezialkenntnisse und Erfahrungen aus der Praxis vermittelten. 
In der Zeit des Aufbaues des V'erbandes und dann währ,end des Krieges, als 

'sein Aufgabengebiet stark beschnitten war, kam dieser Beirat aIIerdings ver" 
hältnismäßig seIten zusammen, und man hat darüber der Leitung des Verbandes 
mehr als einmal Vorwürfe gemacht, die z. T. auch berechtigt sind. Man wird 
aber nicht verkennen dürfen 'daß insbesondere während der Kriegszeit andere 
Verhältnisse vorlagen, und daß in der Zeit des Nationalsozialismus bei Behör" 
den, yerbänden und in allen Organisationen mehr Neigung bestand zum kom" 
mandleren als zum beraten und beschließen. Heutzutage würde man dem Beirat 
gewiß wichtigere Funktionen einräumen und ihm in manchen Fragen eine ent" 
scheidende Mitwirkung vorbehalten. 

In. 
Ordnung und Ausbildung des Güterfernverkehrs 

"Nicht nur zur Sicherung der Tarifbildung, sondern auch zur Organisation des 
:Verkehrs und zur Stärkung der Stellung der Unternehmer von Güterfernverkehr 
in. dem ~1l1.verm.~idlichen Wettbewerbskampf mit der Reichsbahn wird ein 
RI~tungsfahlger offentlich"rechtlicher Verband geschaffen, der, ,ebenso wie die 
d.elchsbahn, de~ ~ufsicht des Rdchsverkehrsministers untersteht. Erst wenn 

leser ,verband 111 ahnlicher Weise gesichert dasteht wie die Reichsbahn, kann 
das Ziel des Gesetzes, dei gerechte Leistungswettbewerb, als erreicht gelten." 

~r 
I 
t 
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Mit diesen Worten kennzeichnete I-lein~) verkehrspolitische Aufgaben und 
SteIlung des durch das GFG ins L,eben gerufenen RKB. Bezeichnend sind nicht 
so sehr die im einzelnen dem Verband zugewiesenen Aufgaben, als vielmehr 
die Tatsache, daß der Gesetzgeber hier alle Unternehmer von Güterfernverkehr 
zusammengeschlossen hat, um sie in ihrer Gesamtheit v,erantwortlich zu beteili.:s 
gen an der verkehrsgestaltenden Arbeit. Von den dnzeInen. Unternehmer~, die 
im Wettbewerb mit BerufskoIIegen, mit Werkverkehr und EIsenbahn auf eIgene 
Faust oder unter Anleitung von Spediteuren sich um die Erhaltung ihrer Exi" 
stenz bemühten, war das notwendige Maß an Einsicht und Verständnis. für die 
dem Güterkraftverkehr zukommende Stellung im Rahmen des g'esamtdeutschen 
Verkehrs dienstes nicht zu erwarten. Sie mußten aber auf den richtigen Weg gc" 
bracht werden, wenn sie als selbständige Unternehmer erhalten bleiben sollten. 
Im RKB wurde die aus höheren verkehrspolitischen Erwägunge~, heraus n?t .. 
wendige "Synthese zwischen Freiheit und Bindung (Most) 1m 
Güterkraftverkehr gefunden die auf der dnen Seite den Unternehmer trotz 
aIIer einengenden Vorschrift~n selbständig erhalten, seiner Initiative und schöpfe" 
rischen Arbeit keine allzu engen Schranken setzen und die Auf~echte~hal~~g 
der individuellen Einsatzformen des Lkw gewährldsten sollte, dIe gleIchzeItIg 
aber auch auf der anderen Seite eine Ordnung, Ausrichtung und Lenku~g des 
Gewerbes und seiner Tätigkeit möglich machte und sicherstellte, und dIe den 
Lkw zunächst wenigstens einmal im Fernverkehr auf die V,erkehrsaufgaben zu .. 
zuführen hatte, für die er am 'ehesten geeignet ist. . 
Genehmigung und Tarif waren die beiden wesentlichsten Mlftel, durch 
die der Staat selbst unmittelbar weiterhin eingreifen konnte, um den Fahrzeugh bestand zu regulieren und die Betätigung der Unternehmer zu lenken. Aber auc 
bei Genehmigung und Tarif hatte der Ges'etzgeber den Ver~and sehr stark 
eingeschaltet, indem er die Hauptlast 'der Arbeit. im ~~nehmlgungs~erfal~~iT 
und die ganze Vorbereitung aller Tariffragen in sem~ Hande legte. Eme [u e 
von weiteren Aufgaben, die sich unmittelbar und mIttelbar aUS dem Au tra?" 
den' Güterfernverkehl; mit Kraftfahrzeugen zu ordnen,ergaben, stellt~n ~lre 
Arbeit dar, die vom Verkehrsträger Fernlastkraftwagen in seiner Org.1ms.1hon 
zu leisten war. 
Als der RKB ins Leben gerufen wurde, gab es noch keinerlei .brauchbare Unter 
lagen über die tatsächlichen Verhältnisse in dem Gewerbez.welg, zu dessen Or

b
" 

nung er berufen war. Die allgemeine Meinung ging dahin, .. da.ß das Gewer. e 
sehr stark übersetzt sei und man wußte daS sich unzuverI.1sslge Elemente m 
sehr großer Zahl im Giiterfernverkehr betätigten. W,el1n das GFG an erster 
Stelle der dem Verband gestellten Aufgaben "Ausbildung und Ordnung d~s 
Güterfernverkehrs" nennt, so handelt es sich zunächst z~eifellos mehr um dIe 
Ordnung und erst in zweiter Linie um die Ausbildung. , 
Ordnung zu schaffen, aber auch Ordnung zu halt,en, war, ist. und 
bleibt die vornehmste Aufgabe 'einer Organisation, die in so verantwortlIcher 
\Veise in die Verkehrswirtschaft ,eingeschaltet wird und unter Aufrechterh.1Jthg 
der Unternehmerfreiheit das gesamte Gewerbe repräsentiert. Der. Verb?,n d .1t 
diese Aufgabe auch nie gering 'geachtet, das ist der beste BeweIS dafur, aß 
cr sich seiner verkehrspolitischen Sendung ,seh~ wohl bew~ßt war. Xis~ alle 
Klagen und Beschwerden, die aus Mitgliederkreisen gegen dl.e Verban ~. eltung 
geäußert wurden, verstehen sich aus dem \"~:riderstand gegen dIe straffe Fuhrung, 

2) "Dia Neuorclnung cles Güterfernverkehrs mit Kraftfahrzeugen", Deutsche Ve/'kelm-Naclt .. 
richten, NI'. 54, 5. Juli 1935, Sonclerbcilage. ' 
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und meist war dieser Widerstand aus dem Mange! 
erklären. 

Genehmigungsverfahren 

Erin~ern wi~ uns an die gewaltige Yerkehrsschrumpfung als F " 
gememen WJrtschaftszerfaIls in den Krisenjahren bis 193? I alge cl ' 
warum das Mißverhältnis von Yerkehrsbedarf und Ladc;~u~lnn \"isse es ;).lL' 
worten wie dem von einer Inflation der Y'erkehrsmitte! 'N ha,ngcbot Sll \Vl1 h' S . a lUl1g ehl sc 1en: 0 w~mg wie man von -einer Y'crk'ehrsmi ttclinfl . Zll ;).g' 
damalIgen Zelt 3) sprechen kann, so wenig richtig ist es auch .a tt 0 l1. i gebe" 
Kraftver1<ehrsgewerbe oder im besonderen der Gütcrfcrnverkch zu, S<lgeh 11 Qel 

. "b" Ab h r mIt k>' .. , -:J z~ugen selen "u ersetzt gewesen. er wenn auc u. a. die V -I."t.aftf 'Cl;).~ 
emer Uebersetzung :des Gewerb.es .die Veranlassung dafür war, daßrst~lIu11g ;).,ht"'" ' 

bestehende KonzessIOnssperre bIS m den Sommer 1938 hinein aufr ~le Seit l\ all 
wurde, so hat diese Tatsache doch auch ihr Gutes insofern g hC 

bt eth.<llt 933 
UlUSO sorgfältigere Prüfung der beantragten Fernv,erkehrsgenehmi e a t, .als e,~l '1) 
wurde. Alle Unternehmer, die Güterfernverkehr betreiben wollte gungCll lllo l~l1e 
Y erba~d um die Erneuerung ihrer Konzession nachsuchen. W n, ~ußtcll ~ ~ch 
verordnung versäumt worden war konnte jetzt wieder gut g as Ih ci Cl.' 'NeIlll 
denn nun konnte jeder einzelnen G~nehmigung eine genaue Pri.if::

ac 
t \"eI'cl at~ 

B d F b g "Ot..1n e11 eson erc ;,rage ogen wurden an alle Unternehmer versandt, die d geheIl ' 
Anmeldung Ihr Interesse an einer Erneuerung der Konzession beku Uteh cl" 
u.nd s~e er~abe~ einen genauen Ueberblick über die besonderen v~~t ,~l.attel~e 
eI~es .Jede~ Betnebes und Unternehmers. Der Verband konnte dam't l~altllis,: .' 
~ltglled em~ "Stammrolle" anlegen, aus der alle den Unternehmer 1 ,Ur jed~~"'" 
trleb und semen Fahrzeugpark betreffenden Angaben ersichtlich ~v seIn eIl 13e~ 
nachdem man wußte, mit was für Betrieben, mit was für Fahrzeugearcn, 1:1:'S; 
zu tun hatte, nachdem man sich dn Bild davon verschafft l1atte w n

l 
ll1.all c 

satzf "bI' h h 1 ' C che b s orr:ne~ u ~c waren oder vor errsc lien, und welche Leistungsfähi k ' .c.Üh 
den MItghedsfumen angenommen werden konnte war der RKB' dg el.t b e ' 
. h I A f b 'ln et t' 1 SIC cer u ga e einer Ordnung des Gi.iterfernverkehrs ZUzuwende agc 

Ar:n 15. Juni 1936 hatten sich 923Q Unternehmer mit 12791 Fahrzeuge: gc . ,-
HIervon waren 2705 Unternehmer aussch1. Güterfernverkehrsbetriebe hlel'.!ct, 
Unternehmen unterhielten gleichzeitig noch Nahverkehr, Spedition ode; F1':>61 
gewerbe, 1164 Unternehmen aber hatten Werkv'erkehrsfahrzeuge ang uhl'''' 
um daf" l' h k c~neld ... - ur vorso~g IC eine Fernver ehrsgenehmigung zu ,erhalten; ru d ct, 
Unt~rnehtner hetnebe,n ausschl. Möbelfernverkehr. Ein Teil dieser Unter~eI 800 -i"' 
zog 1m Yer~~Llf der nächsten Monate dic Anmeldung zurück, -ein Teil schied1.n1cr 

~~~~r~ Grunren ,aus. Anfang Juni 1938 umfaßte der RKB im Gütcrfernverk d;:S' 
f" ~ternelmer mit 10598 Kraftfahrzeugen, von denen 4875 Unterneh er. 
;ur 6 913 Fa~rzeuge.eine Reichsgenehmigung und 2385 Unternehmer für 2 ~E 

fahrzeugeeme BezIrksgenehmigung -cntweder bcreits _ hatten oder aber b' -',) 
<burzhel~ ßerhdaltben würden. Zu diesem Zeitpunkt waren 750 Anträge noch l~;~el l1

t a sc Ieen ehande1t. 1 rach ' Aufhebung der Konzessionssperre stieg die Zahl der Mitglieder und dei, 
bm RKB zusammen~efaßten Fahrzeuge rasch an. Genaue Zahlen könncn ins; 

esondcre deshalb 11lcht genannt werden, weil durch das Hinzukommen Oester,. '.' ,. 

!) Heule /~~icll: man gc.rn von "UehcrkapalliWl". 
) V gI. lhe Jelzlge Kontlllgent-oorung. 
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.reichs und dcs Sucletcnlandcs wcitere Zugänge zu verzeichnen waren. Bei Kriegs .. 
ausbruch zählte der Yerband 'ctwa 13000 bis 14 000 Mitglieder, die über nmd 
18000 bis 20000 Fahrzeuge verfügten. 

Statistik 

Wie schon' bemerkt, lieferte' die :Iaufende Arbeit im GenehmigungsverEahren 
das Material für eingehende Aufschreibungen, weIche die Beschäftigung der 
Lastzüge ,erkennen ließen, aus denen die unterschiedlich.e Ladefähigkeit der 
~,otorwagen und Anhänger, die Antriebsarten, die Fahrzeugart, die Maschinen" 
starke, das Baujahr usw, hervorgingen. In verhältnismäßig kurzer Zeit hat so der 
Verband ein ,außerordentlich umfangreiches' statistisches Material gewonnen. 
Ebenso eingehend wurden die Verkehrsleistungen der Mitgliedsfahrzeuge erfaßt 
une! nach Güterartep, Yerk,ehrsbeziehungen, Einsatzformen aufgegliedert. Mit 
~e~ht hat der Verband von allem Anfang an größten Wert darauf ge1egt'"sta" 
hstJsche Uebersichten über Struktur und Leistungen des gewerblichen Guter" 
fernverkehrs zusammenzustellen und auch zu veröffentlichen. Ein kleiner Stab 
hervorragend geschulter Statistiker betätigte sich unter Ausnutzung modernster 
t~cl1l1ischer Hilfsmittel (Hollerith"Maschinen) in der Richtung möglichst inten" 
Slver und rascher Auswertung aller y,erfügbaren Unterlagen, so daß in ~nunter" 
brochener Folge eingehende Monatsübersichten über den Stand der LeIstungen 

. lind die wirtschaftliche Entwicklung des Güterfernverkehrs vorgelegt werden 
; konnten. 

Man wird nicht übersehen dürfen, daß die systematische Fortführtl?g derartig 
lIJn~angreicher Aufgaben und Arbeiten durch den Ausbruch des Kr~~ges kaum 
beemträchtigt wurde und das zielbewußte Streben des Verbandes In vollem 
Umfange -anerkennen: müssen. Umso wichtiger -erschcintes, in diesem Zusammen" 
hang ein Wort über die Aufbringung der , 

VerwaItungskosten 

anzufügen: Der RKB finanzierte sich ausschl. selbst, und zwar 
a)' durch Beiträge, die monatlich für die e~ste Geneh?1igung eines Mitgliedes 

RM 4.- und für jede weitere Genehmigung RM 2,- betrugen, 
b) durch einen 2 prozentigen Abzug von der gesamten _abgerechneten Fracht. 

G~m~ssen an den Aufgaben des Verbandes wal' die finanzielle Be1astungseiner 
.' MItglIeder als recht mäßig zu bezeichnen. Als der Krieg ausbrach- und tausen~'e 

Fernlastwagen von der Wehrmacht in Anspruch genommen wurden, sa.nken dIe 
) "'Einnahmen des RKB begreiflicherweise sehr stark und plötzlich auf em erheb" 

, ;:., 'lich geringeres Niveau. Es ist aber ohne jede fremde Hilfe gelun?,en, Ei?n.ah~en 
. " LInd Ausgaben miteinander in Einklang zu balten, die notwendIgen ~Inschran" 

J ' 

'. / .. ' 1<llllgen in den persönlichen und sachlichen Aufwendungen wurden zlelbew~Ißt 
'.~ und energisch durchgeführt, so daß weder ein Zuschuß des Staates" n~c11 el~e 

'~:-;', ~. finanzielle Unterstützung von seiten Ider noch gut beschäftigt,en Mltg1tedc~ ln 
. ~Erage kam. Die Anregung, dem Y,erband für die Dauer de~ A?spann;.'~!5 semer 

_ '. < :1?ina,nzlage durch eine Sonderbe1astung in Form erhöhte: M~fghederbeltrage o~er 
.' :., v esond'crer Zuschüss,e unter die Arme zu greIfen, hat der RKB 1m 

. ;:;ij3cwußts-ein seiner höheren A~fgahe abgelehnt; es solIt~ v~rmied.en werden, 
" / . daß derartige zusätzliche finanzielle Leistungen gewissen MItghederfumen dann 

." . > etWa ein Recht -einräumen, der Y,erbandsleitung in dieser oder jener Frage Vor" 
. ~:. /"" 

". :; 
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schriften zu machen. So wie die Mitglieder nicht wollten, daß ihre Organisation 
durch Zuschüsse des Staates über Wasser gehalten werde, so hatte diese richtig 
erkannt, daß sie sich nicht in die Abhängigkeit bestimmter Mitgliederfirmen 
begeben dürfe. Die Verbandsleitung erhielt sich ihre neutrale Stellung durch eine 
rigorose Ausgabenbeschränkung, die erst dort ihre Grenze fand, wo auf 
lange Sicht gesehen das wohlverstandene Interesse des gewerblichen Güterfern" 
verkehrs ein Weitergehen bedenklich erscheinen ließ. 

Dienststellen 

Wie es für einen derartigen Neuaufbau selbstverständlich ist, war die gesamte 
Arbeit im Verband zunächst ziemlich stark zentralisiert. Die Zahl der Bc" 
schäftigten 5

) in der Hauptverwaltung stieg aber über den 31. Dezember 
1936 hinaus kaum noch an und ging dann bald sogar sehr stark zurück. Während 
zu diesem Zeitpunkt in der Zentrale noch 60 % aller Angestellten beschäftigt 
war, ging dieser Anteilsatz Ende 1937 auf 51 0/0, Ende' 1938 auf 43 % 'zurück 
und war bei Kriegsausbruch schon unter 40 % gesunken. 
Zunächst war das gesamte Reichsgebiet in acht Bezirke eingeteilt worden, die 
nach und nach auf dreizehn mit Oesterreich dann auf fünfzehn vermehrt wurden. 
Der "B'ezirksbeauftr,dgt'e", der dem Leiter des Verbandes unmittelbar 
unterstellt war, hatte die Aufgabe, alle in seinem Bezirk ansässigen Unternehmer 
zu betreuen und den V,erkehr zu überwachen. Ihm nachgeordnet waren die 
übrigen Außenstellen des Bezirks: die Laderaumverteilungsstellen und die Selbst" 
laderstellen. Die Zahl der Laderaumverteilungsstellen wurde von 26 über" 
nommenen nach und nach auf beinahe 80 erhöht. Die Se 1 b s t 1 ade I' s te 11. e n 
dienten der Beratung der Selbstlader, der Tarifkontrolle) der Erziehung zur -
Ordnung und Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften und der Anordnungen 
des Verbandes. Meist waren die Selbstladerstellen mit dem Büro des Bezirks", 
beauftragten vereinigt, daneben ·bestanden an anderen Plätzen noch insgesamt 
1.3 weitere derartige Dienststellen. I 

Mit der Ueberwachung des Verkehrs auf der Straße waren über 100 mo to I' i" 
sie d e K 0 n tr 0 lIe ure beschäftigt, die an Ort und Stelle eine Prüfung vor" 
n:ah~en, ob der Frachtbrief ordnungsgemäß ausgefüllt war, und ob der Tarif 
tl.~hhg angewandt wurde, die sich aber auch um den Zustand des Fahrzeugs 
kummerten, eine eventuelle Ueberladung feststellen mußten usw. Mehrere feste 
Kontrollstellen mit .eingebauter Waage ermöglichten eine genaue Fest" 
stellung des Gewichts der Ladung. -

Mit diesem Apparat 6) versuchte nun der Verband, der ihm übertragenen Auf" 
. gabe, einer Ordnung und Ausbildung des gewerblichen Gükrfernverkehrs mit 
Kra.ftf~hrzeugen, gerecht zu werden. Wenn man bedenkt, daß dic Reichsbahn 
allem 1m "A.~treich" über mehr als 12000 Abfertigungsstellen für den Güter", 
verkehr verfu~te, ~o ist natürlich klar, daß gar nicht daran gcdacht werden fhnnte, etwa. fur dIe Bedürfnisse des gewerblichen Güf.erfernv,erkehrs mit Kraft" 
? rze~gen eme .auch .nur annähernd gleiche Anzahl von Dienststellen _ des RKB 

~tnzU1'lchten. DIe ReIchweite des Lkw an der Größe des Verkehrsnetzes, das 
ihm offensteht, zu messen, würde sogar die Einrichtung von etwa 60000 Güter" 
f~nahmesteIle? ~edeuten - für 3 000 eigentliche Fernverkehrsfahrzeuge oder 
ur 10 000 Mitgheder des Verbandes! Es muß geradezu unsinnig erscheinen, 

!) I~s-ge~arnt betr~g der lIöch&fstacnd -im Sommßr 1939 dwas über 1200. 
) Duc genannten Zahlen golfen für die ZeiL kurz vor dem Kriege. 

" . , 
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diesen Ge~anken üb.~rhaupt zu crwähnen, und doch ist ernstlich damals dLe 
Zahl.der EIscnbahnguterabfcrtigungen mit der dcr Dienststellen des Verbandes 
v~rgl~chen wor(~cn. Hicr liegt einc völligc V crkennung der Verhältnisse vor, 
,he 11Icht nur dl.C Zahl .der Fahrzcuge unberücksichtigt läßt, sondern auch die 
Tatsache: daß WIr ~s beim RKB nur mit dcr organisatorischen Grund", 
lage eInes frcigewcrblich aufgezogencn Verkehrsapparates 
zu tun gehabt haben .. 

Güterabfertigungen des RKB 

Der Verband ~ar nicht die Abfertigungsorganisation seiner Mitglieder. Die 
Se1bstlad~r ferhgten selbst ,ab, ein jeder Selbstlader war gewissermaßen seine 
c~gene Guterabf~~tigu~g. Für den übrigen Verkehr aber wurde der Abfertigungs" 
dIenst .der .~pedlhon ubertragen. Der RKB hielt die Laderaumverteilyngsstellen 
vor, dl.e fur ausreichende Gestellung von Fahrzeugen und für den örtlichen 
AusgleIch von Angebot und Nachfr,age von und nach Laderaum besorgt waren, 
und denen heute die gleiche Aufgabe zu'fällt. Mit der Abwicklung des, V,er", 
kehrsdienstes im 'einzelnen aber hatte der Verband durch einen Rahmenvertrag 
vom 13. Juli 1938 dic Ab fe l' ti gu n g s s p ed iteu re der Reichsverkehrsgruppe 
Spedition und Lagerei beauftragt. 
Die Abfertigungsspediteure wurden von der Reichsverkehrsgruppe im Einver" 
nehmen mit dem RKB sorgfältig ausgewählt und .als solche bestellt. Sie ver", 
fügten über geschultes Personal, das den Verlader in allen Verkehrs" und Tarif" 
fragen beraten konnte; Schuppen und Umschlagseinrichtung,en gestatteten es, 
für die U ebernahme ganzer Ladungen, aber auch kleiner Teilsendungen zu sorgen. 
In Verbindung mit einem ausgedehnten Netz regelmäßiger Linienverkehre stand 
so der verladenden Wirtschaft ein vielseitiger Verkehrsapparat zur Verfügung, 
der auf der Sorgfalt des selbstverantwortlichen Gewerbetreibenden aufbaute, 
und der überwacht wurde durch die Reichsverkehrsgruppe Spedition und Lagerei. 
Der Abfertigungsdienst der Speditcureerfaßte die ums.atzmäßig stärkste Gruppe 
des RKB" Verkehrs. 
Die einzelnen untcr dem Begriff d,er Abfertigung zus.ammengefaßten 
Verrichtungen sind zahlreich und verschiedenartig. Es muß ermittelt werden, 
welcher Tarifklasse das Gut angehört, oder ob ein Ausnahmetarif anzuwenden 
ist. Die Tarifentfernung ist festzustellen; das Gewicht muß geprüft und gegf. 
Verwiegung der Ladung veranlaßt werden, wenn das Gut nach der Stückzahl 
verladen wird, und der V,crlader selbst nur das ungefähre Gewicht angeben 
kann. Die Bcrechnung der Fracht ,erfordert sorgfältig ausgebildetes Personal 
und umfangreiches Tarifmaterial welches auf dem laufenden zu halten ist. Der 
Abfertigungsspediteur hat weite'r für den Frachtführer die ,erforderlichen Be", 
fördcrungspapiere auszustellen. Der Frachtbrief als Urkunde über den Beför" 
derungsvertrag dient in der I-land dcs Unternehiners mit der Quittung des Emp" 
fängers vcrsehen als Bestätigung der ordnungsmäßigen Ablieferung und gab 
dem RKB dic Unterlage für die Frachtenkontrolle und für die Ermittlung der 
J3efÖrderungssteuer. - Dic Fracht wurde nicht an den Unternehmer, sondern 
an den Verband auf Grund eines besonderen Frachtmarkenverfahr,ens 
gezahlt. Auch in dieser Hinsicht hat der RKB Vorbildlic1~es geleistet: De~ Un~er", 
nehmer ·erhielt vom Spediteur vor Antritt der Fahrt mIt dem Frachtbnef eme 
Fra.chtmarkenkarte, auf der der Bruttofrachtbetrag abzüglich der dem Spediteur 
verbleibendcnAbfertigungsgebühr in Frachtmarken geklebt war. Diese Marken" 
](arte legte der Unternehmer bei der Laderaull1verteilungsstelle am Empfangsort 
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zusammen mit dem vom Empfänger quittierten Frachtbrief vor und bekafu;für . 
den ihm zustehenden Frachtbetrag einen Bankscheck. - Außerdem veraus13gtc;', 
der Spediteur Zoll" oder Steuerbeträge und wirkte im Nachnahmeverkehr mit,',' 
wo er dem Frachtführer die nötigen Anweisungen und Unterlagen für die Ein", ' 
ziehung der Nachnahmen gab und dem Kunden gegenüber die Verantwortll~g;' 
für die Abwicklung übernahm. . 
Was die verkehrstechnische Seite des Abfertigungsdienstes angeht, so standen 
dem Abfertigungsspediteur drei V,erkehrsarten zur Verfügung, die sich nach 
der Einsatzmäglichkeit bzw. "bereitschaft unterscheiden: Im Tram p ve r k ehr 
wurden die Züge vom Spediteur nach Bedarf bei der Laderaumverfeilungsstelle 
angefordert und von,' dieser von Fall zu Fall zur Verfügung gestellt. Im 
Li nie n ve r k ehr laufen die (damals vom Verband genehmigten) Züge plan~ 
mäßig zwischen zwei oder mehreren Orten und steh.en bestimmten Speditions;: 
firmen dauernd zur Verfügung. Im Verkehr mit s p e d i ti 0 n sei gen e n Z Li gen 'i 

werden· die Fahrzeuge ohne besondere Anforderung oder Bindung nach Belieben, 
eingesetzt. Bei Annahme einer Ladung hat der Spediteur zu prüfen, mit welcher _ 
der' Verkehrsarten das Gut am sichersten und schnellsten zu befördern ist; 
es muß aber auch berücksichtigt werden, ob für die Ladung ein offener oder ':: 
ein Kastenwagen erforderlich ist oder ob Spezialfahrzeuge verwendet werden .' 
müssen. Bei einer Ladung, für die ·er wegen ihrer geringen Menge einen .eigenen' . 
Zug nicht einsetzen kann, kommt Beiladung oder Zusammenladung mit einem 
anderen Spediteur in Frage. Bei Uebernahme des Gutes und der Verladung 
muß die Verpackung geprüft werden; Vorhaltung von Packmaterial und von 
Ladegerät aller Art ist ,erforderlich. Umfangreiche Verrichtungen erfordert auch 
der Stückgut" und Sammelverkehr, da hier das Gut nicht im Haus"Haus" V erkclu
befördert, sondern von F,ernv·erkehrsunternehmern beim Spediteur abgenoml11eli 
und aufgeliefert wird. Das Stückgut wird mit besonderen Fahrzeugen zum LaO"er 

,d.~s ~pediteurs gebracht, wo Lagerräume zur Aufbewahrung vorhanden siI';d; 
f~r dl~ Verladung schwerer Stückgüter ist gegf. ein Kran erforderlich usw. 
BIS Mitte Februar 1939 waren bereits über 900 Abfertigungsspediteure 
bestellt, von denen mehr als 75 0/0 Betriebe ohne Zweigniederlassungen Waren. 
Aber auch bei den Betrieben, welche sich Filialen angegliedert hatten, ging der 
Umfang des Unternehmens nicht über die mittlere Größe hinaus. Bei dieser 
Stru~tur d~r im Abfertigungsdienst für den Giiterfernverkehr tätigen Speditions", 
be~neje bhe~en di.e persönlithe Initiative und der persönliche Verantwortungs;: '. 
g.elst es Betnebsl~lters voll wirksam, so daß die Beweglichkeit als Voraussetzung 
~nesl g~t. ·entwlckdten Kundendienstes gesichert war. 
k hro dldese O~dn:m~ des Abfertigungsdienst<!s im gewerblichen Güterfernver", 

e r ,,:ur en die Emnchtungen und die Verkehrserfahrungen der Spedition auf 
~~setzltclbF G

b 
ru~dlage nutzbar gemacht. Auch für den Bereich des Abfertigungs .. 

l~t~ste~ kle so der Gru. ndsatz der gewerblichen Betätigung erhalten und gleich .. zel 19 em . 0 s t s . l' b . 
in den E ". Pl(~. I~er esonderer Apparat vermieden. Wenn heute 
S d't ntw~rfbn fur eme gesetzliche Neuregelung dem Abfertigungsdienst der' •. I 
. Pd I eure em esonderer Abschnitt gewidmet und darin eine Abfertigungs;: 
or nung vorgesehen ist, so knüpft man hiermit an die' damaligen Erfahrungen an.' 

Tariftr·eue 

Bei der Errichtung des RK' B 'f lh f b . b T'f h:u' I f" h war zweI·e a t, 0 das· Gewcr e zur an treue und 
Neb~~erd <au ~h~7i~ch einwandfreien Betriebsgestaltung erzogen werden könnte. '.: 

. er 111C .elc ten Arbeit, die vorhandenen Organisationeri des gewerb 

I ~. , • 

; , 
lb 
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;-1ich~n G' "t', fe nverkehrs auf den Verband überzuleiten und den . I t " 
',' J.. U Cl' r 1 !. I' I 1 '.' I11c 1 orgal11" 

.'sierten Teil zu erfassen, stam (IC no~ 1 vle sc lWlerlgere Aufgabe, die Unter" 
nehmereinhcitlich auszurichtcn u~d tImen" das Be,:ußtsein zu vermitteln, daß 
sie einen V,erkehrsdienst zu entWickeln hatten, bel dem es darum' cl 
Lkw seiner Leistungsfähigkeit und Bedeu!ung entspreche~d in die nacfl~~'mei: 
Wirtschaftlichen Gesichtspunkten ~usgenchtetc a!!gememe Verkehrsbedienung 
einzubauen. Ordnung und AusbIldung des G~lterfernverkehrs waren nicht 

., ~ frgendwelche Aufgaben des Verbandes, sond~rn dIe Voraussetzungen f" . 
I d · t "b h t W ur emen gemeinwirtschaftlichen Ver~e lt~ lens. u .er ~up. . ·enn es darum ging, den 

Fernverkehrsunternehmer mit semem Fahrzeuo a~f die verkehrspolitischen Ziele 
und Notwendigkeiten auszuric.hten, d~nn ~var es m aller:erster Linie notwendig, 

._ die Verbandsmitglieder zu tanftreuem Verhalten zu erZiehen. 
Auch die Notverordnu~g hatt~ bekannt!ich die Einhaltu~g eines Tarifes ge" 

'" fordert, aber im allgememen mit nur germ?"em Er~olg .. Bel Kontrollen wurden 
frisierte Papiere vorgewiesen, aus denen dIe fachh~hmc~t geschulten P,olizei" 
beamten keine Verfehlungen cntnehmen .~onnten; dIe Papiere allein, auch wenn 
sie einwandfrei in Ordnung gewesen waren, konnten als Beweis für die Ein" 
haltung der Tarifbestimmungen nicht g~lten. Es ~eni~~te auch nicht, daß jeder 
Unternehmer und jeder Spediteur zur Fuhrung von Buchern verpflichtet wurde 
,sondern es wurde dem RKB die besondere Aufgab.e der Berechnung, Einziehun~ 
und Auszahlung des Beförderungsentgelts zugeWiesen. Ihm, nicht den Unter" 
nehmern stand der Anspruch auf das Beförd,erungsentgdt zu. Der 
Verbancl' hatte demgemäß auch den Rückgewährungsanspruch bei etwaigen Um" 

.: . gehungen des T arifs,er hatte die Verpflichtung, in derartigen Fällen einzugreifen. 
" Das Gesetz gab dem 'RKB das Recht, auch aUe anderen am Befärderungsvcrtrag 
'.>- Beteiligten, also auch den Spediteur und den Ver!ader, ja sogar den Empfängc!.' 

'. zu kontrollieren. Ohne diese ergänzenden BestImm~mgen hätte die Tarifcin" 
haltung nicht erfolgreich überwacht werden können. 
W:as die S t r .1 f be s t 1. m m 'lt n ge n angeht, ohne die eine erfolgreiche Tarif" 
kontrolle gegenüber freigewerblich tätigen Unternehmern nicht denkbar .ist, so 

.' .hatte der Verband zunächst ein Nachforderungs" und Erstattungsrecht, auf das.er 
. , nicht verzichten konnte. Die KVO bestimmte außerdem, daß u. U. ein Fracht" 

:~- ",zuschlag in Höhe des doppelten Unterschiedes zwischen der Tariffracht und der 
. . tatsächlich bezahlten Fracht zu entrichten sei. 

. Ordnungsstr.afen 

Die Ordnungsstrafgewalt des Verbandes erstreckte sich ursprünglich nur auf Ver" 
.' stöße gegen die Satzung oder gegen seine Anordnung. Schon mit seinem Erlaß· 
vo~ 20, Okt. 1936 erweiterte jedoch der ;Rcichsverkehrsminister die Ordnungs" 
strafgewalt .auch auf Verstöße gegen ,das GFG. Die Strafe konnte bis zur Höhe 

., v()n RM 1 000,-, (u. U. wiederholt) festgesetzt werden. Darüber hinaus War der 
" ,:Ausschluß aus dem Verband möglich, der deshalb als besonders schwerwiegende 
~:,':Strafe angesehen' werden mußte, weil er automatisch den Verlust der Genehmi" 
;:' gung für den Güterfernverkehr nach sich zog. Der Spediteur unterstand als 

. solcher. nicht der Ordnungsstrafgewalt des Verban.des, aber die höhere Ver" 
.• : \valtungsbehörde konnte bei schweren Tarifverstößen dem Spediteur die Aus" 

, " " . übung des Gewerbes untersagen. Außerdem konnten die ordentlichen Gerichte 
.... (wic(1erum hauptsächlich bei Tarifverstößen) Strafen bis zu RM 10 000,- im 

,Einzdfall verhängen . 
'-"-~. ~ .- . 
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Frachtenkontrolle 

Um nun diesen Sicherungsmaßnahmen auch die erforderliche Grundlage zu 
gehen, hatte ,der V'erbandeine I.umfassende Tarifkontrolle aufgebaut. ',Es ist 
schwerer, ein individuell im Verkehr sich betätigendes Verkehrsmittel zu über", 
baJhen . ,als etwa ein i? seinen Einsatzformen gebundenes. Es wäre ab~r ~uch 
. ~d enlk

l 
hch .gewese~~ ?le ~ontrolle s,o scharf gestalten zu wollen, daß dIe mdi" 

V,l u~ e Lel~tungsfahlgkelt des Lkw über Gebühr eingeengt wurde. Um den 
nCITügen MIttelweg zu finden, mußte der V,erband ,auf die Herstellung einer 

, vo endeten Tarifüberwachung zunächst teilweise verzichten. 

Die Trampfahrer hatten ein Fa h r t e n b 1.1 C h zu führen in das lückenlos alle F alu", 
~1einzutragen waren, und die gleiche Bestimmung galt' für den Linienverkehr. Das 
lad rtef~bhuch w~rde von der Laderaumverteilungsstelle abgestempelt. Die Selbst", 

.er u rten em V-erk,ehrsbu'ch das ebenfalls lückenlose Emtragungen auf" 
~el~er: mußte; die Tagesabschnitte ~urden vom Verlader bestätigt und mit der 

tagl~h Abrechnung an den V'erband eingereicht. Die spediteureigenen Fahr", 
zeugh u rten das Verkehrsbuch und wurden auch sonst den Selbstladern gleich" 
feac teth~lnn sie ausnahmslos ihre Ladungen von der betreffenden Speditions" 
lrmaer le ten,andernfalls galt für sie das Fahrtenbuch. 

~ebh~/en Fahrten" und V,erkehrsbüchern, die einwandfrei Aufschluß über die 
sc a hgung der Fahrzeuge geben sollten (Vermeidung von "Schwarzfahrten"), 

ware~ Grundlage der Kontrollmaßnahmen vor allem die B e f ö r der unO" s " f-t pIe r e. für den Spediteurverkehrerfolgte die Frachtenkontrolle in ~der 
S ibPfdrwaltung des V,erbandes, für den Selbstlader war diese Arbeit auf die 
l~ st a. erstellen dezentralisiert. Bei dieser Frachtenkontrolle mußte nun aller" 
~~~~ dhleS~ichhtig~eit der,Frachtbriefangaben vorausgesetzt werden. Um in dieser 
.. SlC t lC erhelt zu schaffen, hatte der Verband die schon erwähnten moto" 

nSlehrten Sdtr. aßenkontrollen und festen KontrollsteIlen eingerichtet. Zur U eber" 
wac ung , t t " hl' I . Abre h. er" a sac lC len Zahlung der richtig errechneten Fracht dIente die 
m ß cI nung u

l 
ber den Verband. Es handelte sich bei den gesamten Kontroll" 

a na lmen a so um dreierlei Ziele, nämlich 

1. Um d~e Er.fass.ung sämtlicher Transporte, 
;.~: dIe RIC~tIg~eit. und Vollständigkeit der Frachtbricfeintragungen und 
. um, ,ob dIe rIchtIg errechnete Fracht auch tatsächlich bezahlt wurde. 

Der RKB verf" t "b . in d H ' uge ueremen großen Stab von Tarif,euren, die z. T. 
de~ ~r Ib ~uPtverwaltun~ tätig waren, z. T. bei den Bezirksbeauftragten und in 
den I' s ~ade~tel!en dIe Frachtenkontrolle ausübten. Da die Tarifeure immer 
kenn g elC edezlrk bearbeiteten, lernten sie die Verlader und deren Güter 
Fehle

en
, 'fcl l,aus d.ieser Kenntnis und den Erfahrungen ließen sich manche 

Frach~d~ff ec "en, dIe aus den Papieren nicht ohne weiteres festzustellen waren. 
wenn d~ eren~en wurden nicht immer dem Unternehmer gutgeschrieben, denn 
Ansp Ilsen;m Verschulden an der Tarifunterbietung traf, dann hatte er den 
Vom ;.~.~9;~). Auszahlung verWirkt (Urteil des Landgerichts Münster/Westf. 

Frachtabrechnung 

Neben dieser Tar'f"b h 
ihm üb t 1 u f er

b
ac ungstätigkeit nahm die Hauptarbeit im Verband die 

er ragene 1.1 ga e der Frachtabrechnung ein. Für den Spediteurverkehr 

__________________ D_c_r_n_c,_ic_lk_~-_K_rn_f_·L\~V~_h~_·_n-_n_c_LI,_i~_h._sv_ü_rl_)a_t)(_I~(1_I_K_n~) ______________ _=17 

,';\/lag' die Bearbeitung in der Hauptverwaltung, und daraus erklärte sich auch der 
-:, relativ hohe p.ersonalbestand in der Zentrale. 

Bei der Durchführung der Frachtabrechnung war zwischen Spediteur", und Selbst", 
laderverkehr zu unterscheiden. 
Im T r a m p '" u n cl Li nie n vc r k ,e h r mußte zunächst cin~ Verfeinerung des 
bei der früheren LRV"GmbH üblichen Verfahrens Platz greifen. Damals zahlte 

:'-, der Spediteur bis zu 80% der Fracht als Vorschuß an die Unternehmer; in den 
., restlichen 20 oder mehr Prozent steckten genügend Möglichkeiten für verbotene 

Zahlungen aller' Art. Außerdem aber ergaben sich aus dieser Uebung sehr lange 
Zahlungsfristen zu Ungunsten der Unternehmer, die durchweg mindestens vier 
Wochen auf Bezahlung warten mußten. Mehrere Pr.qJekte, die diesen Schwierig", 
keiten und den sich daraus ,ergebenden Unzuträglichkdten abhelfen sollten, 
wurden·erwog,en, bis dann Anfang 1937 ein neues Frachtzahlungsverfahren 
für den Spediteurv,erkehreingeführt werden konnte. Vm Einführung dieses 
bereits erwähnten Frachtmarkenv·erfahr,ens heliden 'sich die Frachtrück" 
stände der Kraftw.agenspediteure auf rund 6 Millionen RM. Das neue V,erfahren 
wirkte in mehr als einer Hinsicht günstig; die Spediteure ,erhfelteneine 14 tägige 
Frachtstundung, und die Unternehmer ·kamen sofort zu ihrem Gelde. Außerdem 
aber ergänzte das Frachtmarkenv,erfahren in sehr zweckmäßiger W,eise die 

,~ ~ethod'en, die d'er RKB zur Ueberwachung der Einhaltung der Tarjfbestinunun~ 
,~- gen entwickelt hatte.. . ' 
'i.: Insbesondere für die Straßenkontrolle war nunmehr eine fast völlige Sicher" 

stellung dadurch ,erreicht, daß nicht Beförderungspapiel'e in doppelter Ausferti" ' 
gung den Kontrolleur täuschen konnten, denn für zweierlei Ausfertigungen die 
Markenkarten zu kleben, wäre doch wohl zu teuer. gek,ommen. Das kombinierte 
Frachtmarken" und Frachtstundungsverfahren hat sich für den Spediteurver" 
kehr in jeder W,eise bestens 7) bewährt, die Frachtabrechnung ging einwandfrei 
_vor sich, die Unternehmer waren sehr zufrieden, und die Spediteure hatten sich 

, "baldauf die neue Methode ,eingestellt. Anders lagen di~ Dinge im Selbstladerr 
verkehr. , 

-" Der Spediteurv,erkehr war bereits in 'gewisse Formen gegossen, als der RKB 
geschaffen wurde, hier war 'es nur notwendig, dIe Vmherrschaft der Spediteure 
im Interesse der Unternehmer zu beseitigen. Das gelang im wesentlichen auf 
der 'einen Seite dadurch, daß die Lad.er.aumv,ertdlungssteIIen, die bis" 
her eine Einrichtung der Gemeinschaft der Kraftwagenspediteure gewesen waren, 
auf de n R K B übe rf ii h r t 'Und von dies'em unterhalten wurden, und auf der 
anderen Seite durch die Einführung des neuen Frathtmarkenverfahrens, das die 
Unternehmer aus der' finanziellen Abhängigkeit v,on den Spediteuren befreite. 
Der SelbstIaderv,erkehr aber ist immer 'frei gewes,en, die Untemellmer dieser 

-, 'Art hatten sich ihre Ladung,cn s,clbst b,esorgt und auf Icig·cne Faust gewirtscluftet. 
Erst das GFG schuf die Grundlage, von der auS auell dieser besondere Gewerbe" 
zweigerfaßt werden konnte. 
Zunächst beschränkte sich der RKB dara'Uf, von den S ,e I b s tl a d ,e r n monat;; 

, :_' liche Meldungen über die ausgeführten Transporte zu v,erlangen, ~ie ~rachten 
aber wurden von den Unternehmern im A'Uftrage des V,erbandes welterhm selbst 

>;: '. eingezogen. Dieser Zustand war nicht hefriedigend. Als aber 1936 die B edf 0h' r" 
, .' ;'.iderungssteu,er auf den Güterf.ernv.erkehr mit Kraftfahrzeugen ausge e nt 

,'" ,.';.und der Verband mit der Einzieh'Ung der Steuer (6,542 % vom Fracht" 
.-' .", 

i ';';" i -----
I '; " 7) Es wird llCute in ähnlicher Weise bereits wieder angewandt. 

!-
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betrag) beauftragt wurde, mußte er sich schlwnigst um die Einführung eines 
besseren Abrechnungsverfahrens bemühen. 
Die Besonderheit beim Selbstladerverkehr 8) liegt in häufig recht engen Bindun" 
gen zu~, yer1ader~chaft,er ist oft genug, genau gesehen, ein "unechter \X'erk" 
v:rkehr 111 dem S111ne, daß der Unternehmer sich durch Verträge mit bestimmten 
~~men der Industrie oder des Handels verpflichtet hat, ihnen ständig zur V cr'" 
fugung zu stehen oder immer wieder die gleichen Transporte durchzuführC1"l. 
Selbstladerverkehr ist meist ausgesprochener Werkverkehrs'" 
; r sa t ~, wo!lte man ihn bestimmten Normen unterwerfen, dann ergäbe sich 
f l!zu leicht dle Gefahr, daß die Verlader nicht mehr in gewohntem Maßc ztV 
nedengestel1t werden und auf eigene Lkw zurückgreifen. Die Fahrzeuge dcs 

~elbstla?er~erkehrs führen auch in viel größerem Umfange, als es sonst bei del~ 
d onzeSSlO111erten Fernlastwagen üblich ist, Nahverkehr aus. Hierauf mußte bel 
A~wAusgestaltung der Ordnungsrnaßnahmen Rücksicht genommen werden; einc 
. 1 ~ndung des Frachtmarkenv.erfahrens auf den Selbstladerverkehr kam dahcr 

1110t 111 Frage M't W' k , . I 11' ung vom 1. Oktober 1936 wurde ein neue s Ab r e c h '" 
nungsverfah, f" d f fb d ß ren ur ·en Selbstladerverkehr eingeführt das darau 
~u .aktei, \ die Frachtabr.echnung s ta r k dez e n tr a li s ie r t wtlrde auf die 
la~~~r saArec dungs,: und neueingerichteten SelbstladersteIlen. Die darüber er'" 
förd~e nor nung des RKB besagte: "Der Anspruch auf Zahlung des Be'" 
U hcrun?sentgclts, steht ausschl. dem Reichs"Kr.aftwagen,:Betriebsverband zü. 
fol cr~eITsungedn von Frachtbeträgen haben daher nur an den Verband zu er'" 

gen. rotz em ließ es . h . 1 I . I U h d' E' ziehun der Fr h . Sl~ 111C~: um ge len, Vle en nterne mern le ~n'" 
in dies~n F"11 ac d ten fe~e~h111 zu uberlassen. Der Verband beschränkte sIch 
zu entz' h a et ~rau, ,eI schwerwiegenden Verstößen die InkassovolLmacht 
lind Able ehn. m

b 
elbstla,derverkehr wurden Frachtabrechnungen, ein Verlade", 

rec nungs uch und b d E' h h' . . 14 tägigen Ab f' d . eson .ere 111na menac welslmgen gefordert, dIe III 

werden mußt san en mIt Frachtbnefen und Ladelisten dem Verband eingereicht 
en. 

G,roßbetfi.eben Von G" f ... . 
nungsmäßige doelte B hf~ te r ,e r.n ver k ehr, dIe nachweIshcheme ord", 
besonderes Ab Ph. uc uhrung unterhielten, hat der RKB auf Antrag ein 
und erstatteten rJ~m n~~~bver~ahr,e~ gestattet. Sie zogen die Frachten selbst -ein 
li c h e Me I du ne n ~n ~ar.uber auf vorgeschriebenem Formular mon a t '" 
erhöhte Bedeutu g . I-~~er WIe 1m Selbstladerverkehr kam den Buchkontrollen 
gewisse y erdach~g zu. Ie wurden im allgemeinen dann vorgenommen, wenn 
I smomentc vorlagen 
nsgesamt gesehen hatten d' F h . 

kontrollen den Z . kd' lea rten,: und Verkehrsbücher sowie die Straßen" 
, stellen. Die Richt~Vk 't die Erfassungallerausgcführten Transporte sicherzu" 

kontrollstellcn des \reIb' ed Frachtbriefeintragungen wurde von den Frachten" 
ta:sächliche Zahlun ed an .es ~achgeprüft. Die Frachtabrechnung diente dazu, 
leIsten - in diesemgp et nchfIg 'err~chneten Beförder:ungsentgelts zu gewähr", 
Selbstladerverkehr no 1111 .t ~estand ·e111e restlos befriedigende Regelung für den 
,daß die Summe der u~: ~~ ~ f'::lle~ in allem aber kann man trotzdem ·erkennen, 
?usschlaggebenden Maß'nahc ur .dle Ue b e r w ach u n g s t ä ti g k e i t des RKB 
111 hohem Maße .der E . h men e111 geschlossenes Syst,em darstellte, das 
!eil ZUr Ordnung des ~~.~ fng zur Tarif treue diente und so einen wesentlichen 
~' u erernverkehrs mit Kraftfahrzeugen beitrug. In diesem 

Lauerauz ~r elLstlaue.verkehr umfaßLe 1937" ,-, , )' " 
(11 J T 

nes unu beforderto .lamal . I' ulJer 00 % ues gesamten llll hKß-Berelch ('JIl"Pset'k'll ac I 1 U S zoom J v - " - .. onncn Dcmessen). lC I genau 40 % uer gesamten abgercchnC'lcn Trallsporte 

Der n~i('h~-Kra rllVagen-nctrid::)w:c:.:.,r:.::ha::.n::.:(I~(::n~K::.:I~l ) __ ------1 " 
. ohne Zweifel sehr erfolgreichen Ordnungsbestreben steckte eine gewa~ye A:r" 
beit, die z. T. die Grundlagen für die Ausbildung des Giiterfe~ver e U\bt 
Sinne des gesetzlichen Auft.rages bildete, di<! z. T. aber diese Aus?Ildung se II 
schon darstellte. Es ist geradezu als tragisch zu bezeichnen, daß dlese werfo e 
Aufbauarbeit durch die Auflösung des Verbandes nach dem Kriege zersch agen 
wurde. 

Güterversichel'ung 

Nach dem GFG fiel dem RKB ferner die Aufgabe zu, die von den Mitglied~rh 
des Verbandes beförderten Güter gegen Schäden zu versiche~n .. Es .hand~: slcI< 
hierbei um einen Fragenkomplex, der in seiner Gesamtheit Wle 111 v~~led' Iref: 
heiten für die Stellung des gewerblichen Güterfernverkehrs und fur yle . h >

gaben des Verbandes von größter Bedeutung war. Man wird dies.em. ,erl~di e: 
rungswerk, das der Verband aufrichtete, nicht gerecht, wenn man 111 Ihm g 
lich die Abdeckung der Unternehmerhaftung ,erblickt. . G"t.< 
Zunächst ging es darum, gewissen Bestr,ebungen .entgegenzutreten, die der u ~r", 
versicherung den Charakter einer Haftpflichtversicherung geben wollten. Es ware, 
mit der Stellung des Fernlastwagens als Verkehrsträger nicht vereinba~ gew~~h' 
'\fenn die Befriedigung der von der Verladerschaft geltend gemachten hnlSt

c 
e 

abhängig gemacht worden wäre von dner vorherigen Klärung der Sc '~ 1 rase. 
Der RKB stellte sich richtigerweise auf den Standpunkt, daß die Anspruc le er 
verladenden Wirtschaft unter allen Umständen den unbedingten Vo1rang fe~ 
nießen, und daß sie zu befriedigen seien, gleichgültig, ob den Unterne lmer el 
dem Schadensfall dn Verschulden trifft oder nicht. . , d . . Gemem-
Grundlage des V,ersicherungsvertrages ,den der Verban mIt emer '" 
schaft von Versicherungsgesellschaften 'abgeschlossen hatte, war .die I-laftt

g 

cl er U n t ern e hme r aus den Beförderungsbedingungen. AngesIchts es 101en 
Ladlln?swe~!es. im ~üterfernverkehr mit Lkw ist ·es von besonderer Bedel~ll~~' 
daß die Pramle, die der Unternehmer .aus dem Fra~htbetrag .zu za?lr h a~uf ' 
nicht nach dem Wert der Ladung bemessen, daß SIe allch mcht el~ ac d 
die Zahl der Lastzüge berechnet wurde, sondern daß der Frachthetrag die Grud " l~ge abgab. Eineinhalb Prozent d.er Gesamtfracht.einnahme es 
V nternehmers wurden als Prämie für die Yersicherung ,einbehalten. :,~r dem 
A.bschluß des Versicherungsvertrages zahlten die Unternehmer als Emzclver" 
sicherungsnehmer bis zu 6 % vereinzelt sogar 8 und 10 0/0. . 
Voraussetzung für die bis zum Kriegsende geltende Regelung war auf ~er emen 
Seite die Erfassung des gesamten gewerblichen Güterfernverkehrs mlt Kraft" 
fahrzeugen auf Grund des GFG und auf der anderen Seite die Schaffung des 
RKB mit dem ausdrücklichen Auftrag, den Güterfernverkehr zU ordnen un~ aus" 
zubilden. Auf diese Arbeit des Verbandes griindete sich zum ~roßen !eU das 
ZLltrauen, das von seiten der Versicherer mit der BereitwilligkeIt, zu emem so 
niedrigen Prämiensatz die Haftung der Unternehmer abzudecken, zum Ausdr~lck 
gebracht wurde. Es versteht sich aber auch, daß wiederum aus dem Gnmde, dlßse 
Deckung zu den gleichen Bedingungen beizubehalten, der RKB besonders gro es 
Gewicht darauf legen mußte, die aus der Versicherungspraxis gewonnenen Er~ 
fahrungen für seine verkehrsdienstlichen Maßnahmen in vollem Umfange au.s~ 
zuwerfen. So ergab sich von vornherein eine enge Zu sam m e n a r bel t 
zwischen Versicherungsgemeinschaft und Y,erband, die auf der 
einen Seite im Interesse einer I Niedrighaltung der Schadensfälle ,erwünscht war, 
die aber auf der anderen in einer erfolgreichen Erziehung der Unteme)lmer 

I 
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in den eigenen Reihen und auch Anfeindungen von außen erschwerten der 
Verbandsleitung vom ersten Tage an die Arbeit. Es ist zweifeI10s hoher An" 
erkennung wert, wenn es trotzdem gelang, zie1bewußt auf dem einmal cinge<, 
schlagenen Wege weiter voranzuschrcitcn. 

Die taktische,SteIlung des RKB bzw. der Verhlndsleitung war schwierig, nicht 
nur nach außen in den Verhandlungen mit der Reichsbahn, mit der Reichsver", 
kehrsgruppe Spedition und Lagerei 'Üder der Reichsverkehrsgruppe Kr~lftf.ahr'" 
gewerbe, sondern ebenso nach innen. Für manche Maßnahme hatten die Mit", 
glieder oder wenigstens die eine ,oder ander<! Gruppe kein 'Üder nur wenig V cr'" 
ständnis; manche Fehler wurden gemacht, die revidiert werden mußten, manch 
anderer Schritt aber 'erwies sich trotz allen Widerstandes aus den eigenen Reihen 
als richtig. Bei der Fortentwicklung wichtigster Fragen ergaben sich so Meinuncrs" 
verschiedenheiten zwischen Mitgliedern und Verbandsleitung, die im einen oder 
anderen Falle geradezu zu passivem Widerstand ausarteten. Das wichtigste Bei" 
spiel hierfür ist das sog. "Tonnenkilometer" V,erfahren ", das, den Versuch da r" 
stellt, den Unternehmern das besondere Interesse an der Beförderung nur hoch" 
tarifierender Güter zu nehmen. 

Trampfahrernot, Einheitsvergütungssystem 

Der Erlaß des Rdchsverkehrsministers vom 2. Februar 1938 hatte eine besondere 
Stärkung des RKB gebracht. Dem Verhand wurde ausdrücklich die Aufgabe 
übertragen, für die Beschäftigung derjenigen Unternehmer zu sorgen, die ihre 
Frachten bisher ,entweder über die LRV 'Üder im Wege der Beschäftigung durch 
Spediteure erhalten hatten. Mag es schon vorher eine moralische Verpflichtung 
des Verbandes gewesen sein, sich dieser Trampfahrer besonders anzunehmen, so 
war sie ihm nicht gerade leicht gemacht; jetzt aber wurde er in dieser Hinsicht 
ausdrücklich verpflichtet, und ,es versteht sich, daß diese Bestimmung des Gesetz<, 
gehers auf die im Sommer 1937 geführten Verhandlungen über die angebliche 
Trampfahrernot zurückzuführen war. Es soll an dieser Stelle nicht ausführlicher 
auf das erwähnte T'Ünnenkilometerverfahren eingegangen werden, schon Raum:< 
gründe lassen eine ,ausführliche Erörterung nicht zu. Tatsächlich war die f in an<' 
z ie 11 ,e E n t wie k 1 u n g dieses Einheitsvergütungssystems nur kurze Zeit 
günstig gewesen, um dann sehr rasch ins Gegenteil umzuschlagen. Mitte. 1939 
war bereits ein recht erheblicher Verlust zu verzeichnen, weil mehr und mehr 
das niedrig tarifierende Gut die Ueberhand gewann .. Trotz aller denkbaren An" 
strengungen der Verbandslcitung ließ sich das ,entstehende Defizit erst dann 
wieder ausgleichen, als infolge des Kriegsausbruchs und der dadurch bedingten 
Verkehrseinschränkungen der Anteil des h'Üch tarifierenden Gutes wieder er" 
he blich anstieg. 
Das Tonnenkilometerv,erfahren wurde am 1. Februar 1940 auf ge h'Ü ben ,da 
die kriegsbedingte Aenderung des Kraftfahrzeugeinsatzes (Uebergang auf die 
Nbv und die Fahrbereitschaftsleiter) die weiter'e Aufrechterhaltung nicht mehr 
gestattete. Es war dreizehn M'Ünate lang in Kraft gewesen und hatte eine U n" 
menge - meist negative - Erfahrungen gezeitigt. Die unstreitig wichtigste davon 
war, daß ein Einheitsvergütungssystem nur dann auf die Dauer haltbar ist, wenn 
es den gesamten Güterfernv,erkehr der Mitglieder umfaßt. 

l '1 ''1 
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Bei der Handhabung .111ereinschlägigen Vorschriften in der Praxis ergab sich 
eine Fülle vielseitiger Erfahrungen, und das galt nicht zuletzt auch für den Tarif 
selbst. So will es mir auch heute noch durchaus zweifelhaft ,erscheinen, ob es 
richtig w~r, daß die Verbandsleitung sich v'Üm Beginn ihrer Tätigkeit ab mit so 
besonders gr'Üßem Eifer darum bemühte, daß der RKT außer den Normalklassen 
A bi~ D auch die unteren Tarifklassen E, Fund G umfassen s'Üne. Ich hätte es 
für zweckmäßiger gehalten, wenn man sich darauf beschränkt hätte, sich vom 
Reichsverkehrsministereine V'Üllmacht geben zu lassen, daß man im Rahmen 
dieser Klassen E bis G zeitlich und räumlich beschränkte Ausnahmetarife hätte 
einführen können. Aber der Leiter des RKB sah damals die Entwicklung anders, 
bestand ,auf der Aus w e i tun g d 'e s Tal' i f sund 'erhtelt s1e zugestanden. Ob 
das Einheitsvergütungssystem nicht gerade deshalb zum Mißerfolg verurteilt war, 
weil im RKB" Verkehr das Tarifniveau auf diese Wdse zu sehr herab gedrückt 
worden war? 
Es fehlte auch nicht an Bemühungen, einen "a r t ,e i g 'e n ,e n Ta r i f" aufzu" 
stellen, wenn auch keine KJarheit darüber zu gewinnen war, was darunter eigent" 
lieh zu verstehen sei. In der Arbeit des RKB kam man dann aber doch nach und 
nach zu der eindeutigen Erkenntnis, daß Eisenbahn" und Kr.aftwagentarif in ihren 
Grundelementen weitestgehend übereinstimmen müßten und daß gewisse Ab" 
weichungen, wie z. B. in der Nebenklassenabstufung, Unterwegsbeförderung, Eil" 
gutfrachtberechnung usw. nicht S'Ü bedeutsam seien, daß man deshalb ein so ge .. 
fährliches Schlagwort wie die Forderung nach arteigenen Tarifen im Gegensatz 
zum Prinzip des gemeinwirtschaftlichen Verkehrsdienstes heraussteHen dürfe (vgl. 
meinen Aufsatz "Zur F'Ürtbildung des Reichs"Kraftwagen"Tarifs" in der Zeit" 
schrift des Vereins Mitteleur'Üpäischer Eisenbahnverw.altungen NI'. 24, Juni 1941). 

Standesbewußtsein, gesundes Unternehmertum 

Aus der gesamten Arbeit des RKB ist u.a. vor allem die Erfahrung gewonnen 
w'Ürden, daß es notwendig war, das Standesbewußtsein im Unternehmertum zu 
heben. Die Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse hatte hierzu die wichtigste 
Voraussetzung geschaffen, aber die Bemühungen des RKB, den Verkehrs dienst 
'seiner Mitglieder qualitativ zu heben, waren ebenso wichtig. Auf diesem Gebiet 
ist der Erfolg olme Zweifel nicht versagt geblieben. Es ,erschien aber auch not" 
wendig, im Unternehmertum von den zahlenmäßig weit überwiegenden Ein"Fahr" 
zel1g"ßetrieben 9) zu ge s und ,e n Mit tel be tri 'e be 11 zu kommen. Das ist 
auch der sicherste Weg, um das unbestreitbare Anlehnungsbedürfnis der Kleinst" 
betriebe an Großunternehmer, die meist gleichzeitig Speditionsgeschäfte unter" 
halten, zu beseitigen. Eine solche Umschichtung im Gewerbe würde zahlreiche 
Ql1el1en ständiger Reibereien verstopfen und unreelle Machenschaften verhindern. 
Eine derartige Angleichung des Unternehmer"Niveaus sah der RKB daher als 
eine seiner vornehmsten Aufg.aben für die Zukunft an. 
Kriegsende und Zusammenbruch haben manche Pläne zunichte werden lassen, 
Der RKB ist verschwunden, aber wenn viele Angehörige des Güterfernverkehrs" 
gewerbes zunächst frohlockten, S'Ü dürfte sich inzwischen doch bei allen zu . sacl~" 
lieh er Beurteilung befähigten Fachleuten und sonstigen Kennern der Matel'le dIe 

9) Ende 1937 verfügten 76,5' % aller HKß-i\Litglieder über nur ein c.inzigcs F,vhrzmlg, 03,4 % 

aller Unternehmer hatt1ll1 nicht mehr als ZIVO~ Lkw. 
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Auffassung durchgesctzthaben, daß anknüpfend an die allzu kurzfristigc,'abe~ 
intensive Arbeit des RKB und unter Y,erwertung der durch ihn gewonnencn' Er .. 
fahrungen an die Neuordnung des Güterfernv,erkehrs herangegangen werden' 
muß. Trotz der heute grundsätzlich anderen Auffassung über Aufbau und Bc" ' 
fugnisse dner solchen Selbstv,erwalvungsorganisation, trotz mancher Fehler, die,' '.' 
dem RKB bei Durchführung seiner Arbeiten unterlaufen sind, wird man im '." 
Grundsatz anerkennen müssen, daß der mit dem GFG beschrittene Weg richtig . 
war. Der objektive Beobachter wird sich bei dieser Erkenntnis weder von gc" 
wissen Mißerfolgen täuschen lassen, noch wird 'er sich wegen der,vorübergchend 
erreichten V:oIIbeschäftigung der trügerischen Auffassung hingeben, daß die 
grundsätzlichen Gesichtspunkte und Richtlinien des GFG heute als falsch all" 
zusehen seien. Der Lkw als individuelles Verkehrsmittel entfaltet in der VerkehrS" 
bedienung seine besondere Leistungsfähigkeit außerhalb des Werkverkehrs voll 
und ganz nur in ·der fland ,cl,es G,cw·crbes und l1ier vornehmlich bei mittlerer Be::: ".;'>' 

triebsgröße. Will man die Yorzüg,e des Güterkraftverkehrs zur Geltung kommen·.,.·.~ 
I~ssen, 'Ohne das gemein wirtschaftliche Verkehrssystem v'Ün ·dieser Seite zu ge" " 
fahrden, dann wird man die notwendige Synthese von Freiheit urid Bindung ", 
w,~der nach der dnen nocn nach der anderen Seite wesentlich anders gestalten , . i 
durfen als in jenen wenigen Jahren vordem zweiten Weltkriege, da der junge 
~KB die ihm vom Gesetzgeber gestellten Aufgaben mit beachtlichem Erfolg zu 
losen trachtete. . 

, . 
, ~ ... 

NnhverkchrMllil.!r.1 und Straßcnlll'dl{)1I 

Nahverkehrslllittel und straf.lellbreitell 
(gezeigt am Beispiel der Stadt Krefeld) 

Von Dr. Dr. W. B ö t t ger, Krefeld 
und 

Dipl."Ing. G. S t r'O m me n g 'e r, Geilenkirchen 

I. 
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J3ei den bisherigen Ueberlegungen zur Neuordnung des großstädtischen Per" 
s,onennahverkehrs ist man im besonderen clav,on ausgegangen, die V:erkehrs-" 
knotenpunkte und diejenigen Straßenstrecken, die einen besonders dichten Yer" 
kehr aufweisen, daraufhin zu überprüfen, ob sie in Hinsicht auf die gegenwärtigen 
und in Zukunft noch zu erwartenden starken Yerkehrsströme den Anforderungen 
g,ewachs,en sind. Diese Untersuchungen sind für die 'etwa geplante neue Verkehrs,: 
ordnung in den Großstadtstraßen wertvoll. Sie bedürfen allerdings heute bei Be,: 
riicksichtigung der über Erwarten zugenommenen Motorisierung ,einer Ergänzung. 
Es ist notwendig, .die gegenwärtige und zukünftige Y,erkdll'sbedeutung, die die 
öffentlichen Verkehrslinien im Gesamtverkehrsbild . einer Stadt ausmachen, mit 
den finanziell möglichen Aufwendungen in Einklang zu bringen. 
Oie nachfolgenden Ausführungen beschränken sich auf Städte mit einer Größe 
biS dwa 200000 Einwohner bzw. 'auf Yerkehrsunternehmen, deren Verkehrs,: 

" ' , gebiet die Einwohnerzahl von etwa 200000 nicht überschreitet. 
Städte und Y,erkehrsgebiete mit größerer Einwohnerzahl unterliegen anderer Be,: 
urtcilung, und zwar aus folgenden Gründen: . 

Die Verkehrsdichte ist größer und die Yerkehrslinien sind länger als in 
1- kleineren Großstädten und Mittelstädten. Es kann von vornherein namentlich 

~lUf den Hauptstrecken mit sehr dichtem Verkehr gerechnet werden. 

" 2~~ l'inaknzielle dAufwdenduyngekn IfürkVerkehrsverbesserdungeSn '~duf dde~ InneGns.~a{]dt" 
str,ecen un an ·ener 'e 1rs noten punkten sin in ta ten leser rOJen 
leichter zu tragen, weil sie sich cinerseits auf ein größeres, meist leistungs:, 
fähigeres Y,erkehrsunternehmen stützen und ander,erseits für den Stadthaus .. 
:balt nicht dne solche .anteilige Bedeutung haben wie in kleineren Städten. Muß 
in 'einer kleineren Stadt, z. B. von etwa 100000 Einwohnern, ein schwieriger 
"Verkehrsknotenpunkt umgestaltet werden, so werden die hierfür aufzuwenden" 
den Kosten die finanzielle Leistungsfähigkeit der Stadt meist auf viele Jahre 
pachhaltig beanspruchen. 

I , 

.:," 3- . Vc~ größte Wettbewerber der Personennahverkehrsmittel sind Radfahrer u~ld 
. -'beute in steigendem Umfange Kraftradfahrer. Dieser Wettbewerb macht sich 

, besonders in kleineren Städten bemerkbar, da nach den täglichen Beobach .. 
. tungen die Zahl der Rad" und Kraftradfahrer auf je 1000 Einwohner mit ab" 

. ,,' pehmender Stadtgröße zunimmt. Bekanntlich sind diese Y'erhältniszahlen auf 
, dcm flachen Lande am höchsten. 

, , 
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Vielfach ~urde nach Beendigung des Krieges im Jahre 1945 im Hinblick auf ji~' y 

I
Stadtzerstorungenangenommen, daß auch das Verkehrsbild der öffentlichen Ver:, 
<ehrsunternehmungen sich wesentlich verändern würde. Tatsächlich konnte ;:111'" 

f~n?s beobach~et we.~den, daß vielfach die aus der Stadt radial herausgehenden 
L.~l1Ie.n wesen~hch. starker benutzt. waren als früher. Die Stadtbevölkerung . war 
damhch z. T. !n dle .. Außengebiete .abgewandert. Es vollzieht sich aber in steigen" 
R~!kM'lße eme .Ruch,:.anderung dieser Bevölkerung in die Innenstadt. Diese 
. u

dl 
wande.rung 1st bedingt durch den Wiederaufbau der Geschäfts" und \X7 ohn" 

~e ungen Im Innern der ~.tadt. Aberauc~ die nac.h Kr~egsende ~.tark propagierte 
~flockerung der Innenstadte konnte meist aus fmanziellen Grunden nicht aus" 

~t~hen~ verw~rklicht·werden. Die heutigen Geschäftsstraßen sind durchweg wie" -Jl kh ·e~· ~lelC?en Stelle entstanden. Straßendurchbrüche und Umlegungen von 
E er ·e rsllnlen !m ~tadtinnern $ind nur in bescheidenem Umfange erfolgt. Die 
I rhaI~u~ge~l, dIe die Verkehrsfachmänner bezüglich der Neugestaltung der V Cl''' 

{e b rs m~en m den z~m Teil zerstörten Stadtkernen gleich nach Kriegsende gehegt 
~: b~"bmd durch dIe weitere Entwicklung häufig ad absurdum geführt worden. 

I 1 t zu be.~chten, daß vorstehende Feststellungen im Rahmen dieser Unter" 

Gsu':llt~nkg . nu I r fur Städte in der Größenordnung bis etwa 200000. Einwohnern 
u Ig elt laben. 

;sl ist abe; ,eine dringliche Aufgabe der Stadtverwaltungen teilzerstörter Städte 
pi~.~ un: d~t Errettung der letzten durch die Kriegszerstörung entstandenen Frei; 

atllm .. en Stadtkernen zu bemühen. Wir denken dabei in der .Hauptsach e 
:~ f 1 end den Parkraum. für den ruhenden Kraftverkehr, um der beginnenden V cl''' 

p ung. er Straßen Emhalt zu geben. 
;~~reht sich jetzt zunächst um die Frage, ob im Hinblick .auf die· über alle Er,; 
for~lllIrgln zuge~Om~lene Motorisierung die vorhandenen Straßenzüge' die er,; 
1110t;r. l~ l.~n B~lten Ihrer Fahrbahnen aufweisen, um einerseits den wachsenden 
Mass l'lSier kn traßenverkehr aufzunehmen und andererseits den öffentlichen 
künft~nvd~ehrsmittel!l in 'Gestalt der Straßenbahn, des Obus und des Omnibus 
Uebe;fe I t:~ notwen~lgen Straßenflächen zur Verfügung z.u stellen. Bei dies Cl' 

punkt>J' ~ .~~ellt SiCh dann heraus, daß die Umgestaltung der Verkehrsknotcn" 
kehrss~l 1~ ~akt: nur zu einem bescheidenen Teil von den aufkommenden Ver,; 

lWlengelten befreit. . 
Im ganzen Bund b' . b' 11' . überschr'tt D' es ge l~t 1st el a en Kraftfahrzeugarten der Vorkl'legsstand 
ist aus B~lJli' le Entwicklung der Kraftfahrzeugbestände in der Stadt Krefeld 
H' . zu ersehen. 

ternach 1st zu e k d 
Jahres 1938 d' . [e1nen, aß bei einem V·ergleich mit den Bestandszahlen des 
Der Kradbest:~d ast r.aftwagenam 31. Dezember 1948 anteilig vorherrschten. 
1948 hat zw cl ~d Pkw."Bestalld war gegenüber 1938 stark gesunh·n. Seit 
Bestand de/kr:ft "dstand der Lkw. eine' Zunahme um 31. v. H .. erfahren, . der 
250 v. H. Ins r~ er wuchs aber um 152 v. H., der Bestand der Pkw. Um 
als 1938 so d gßsa~~ ~st der heutige Bestand an Kraftfahrzeugen um 28 v. H. höher 
im Stadtkreisa . mtt '~b der Motorisierungsgrad, bezogen auf die Fahrzeugbestände 
Beachtl. h' ' dg.egenuer der Vorkriegszeit höher geworden ist. 
. b lC 1st· le Größ f'l d Li er 5 to. Nut 1 t enau tel ung! er Lkw. Während von 1948-1951 die Lkw. 
um 60 v H z z as um rund 100 v. H. und diejenigen zwischen 4-5 to. Nutzlast 

. Lkw. anteilig u~~~mmen ~aben, w.ar die Erhöhung der Bestände der kleineren 
den großen Wg . ~e~ .. Dl~se starke V·ermehrung der schweren Fahrzeuge mit 
fahrhahnfläche~g.~t. retten laßt ,die Notwendigkeit der V~rbreiterung der Straßen .. 

rmgender werden .. 

t 

~ 
I 
i 
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Nun ist an dem Kraftverkehr innerhalb der Stadt Krefeld der Krad~ und Pkw ... 
Bestand der umliegenden Landkreise in hervorragendem Maße beteiligt. Die 
Verkehrsdichte in der Stadt wird durch diese Kraftfahrzeuge noch zusätzlich 
verstärkt. 
Weitcr wird der Kraftverkehr innerhalb der Stadt Krefeld durch viele Fern" 
vcrkehrslastkraftwagen bzw. Lastzüge besonders gekennzeichnet. Es ist zu er" 
warJen, daß die zunehmende Industrialisierung des V.erkehrsraumes Krcfeld eine 
wcitere Zunahme des Fernlastverkehrs zur Folge haben wird. 
\V!je bei allen Städten mittlerer Größe sind auch in Krefeld die vorhanden,~n 
Ortsclurchfahrten anteilig lang. Sie betragen, soweit sie sich in der Unter" 
haltspflicht ,der Stadt befinden, bei den Bundesstraßen 22,9, den Landstraßen 
1. Ordnung 11,6 und den Landstraßen Ir. Ordnung 34,6, insgesamt also 69,1 km. 
Diese Straßen sind z. Zt. in der Länge von 25,5 km mit befahrenen Straßenbah~ 
gleisen belegt, und zwar entfallen 'auf die Bundesstraßen 16,5 km (= 72 v. H.), 
auf die Landstraßen I. Ordnung 5 km und auf die Landstraßen Ir. Ordnung 
,1 km. Es wird deutlich, daß auf diesen Ortsdurchfahrten nicht nur der indi" 
viduelle Verkehr, sondern auch der Personenmassenv·erkehr auf den Straßen" 
bahnen und den Omnibuslinien sich in starkem Maße zusammendrängt. Das 
Bild dürfte in vergleichbaren Städten ähnlich sein. Dies gilt insbesondere für 
Städte, die in Tälern oder hügeligem Gelände liegen, weil dort die Talstraßen 
auch die Hauptverkehrsstra:ßen sind und ein Ausweichen in Seitenstraßen sehr 
erschwert ist. 

ur. 
Der Plamingsausschuß des Verbandes öff.entlicher .. V·erkehrs .. 
b e tri e be (V.ö.v.) hat sich eingehend mit der Frage der Fahrbahnbreiten der 
Straßen befaßt, in denen Straßenbahnlinien verlaufen. Dieser Ausschuß hat zu" 
nächst vom Standpunkt der Verkehrsbedienung mit Recht verlangt, daß den 
Straßenbahnwagen die gleiche Gesamtbreite zugebilligt werden muß wie den 
schW/eren N utzkraftw.agen, die 2,5 m beträgt. Diese Gesamtbreite bedingt bei 
zweigleisigem Ausbau eine Breite der Straßenfahrbahn von mindestens 13 m. 
Nimmt man hierzu noch eine Mindestbreite der Bürgersteige von je 3m, so 
kommt man zu dner Straßen breite zwischen den Bebauungsfluchtlinien von 
mindestens 19 m. Die Durchgangsstraßen (= Ortsdurchfahrten der klassifizierten 
Straßen) werden .außerdem noch einen Radfahrweg von je 2 m brauchen, so daß 
[Lir dies~ die Bebauungsgrenzen (ohne Vorgärten) 23 m Abstand haben müssen. 
Selbstverständlich muß jede Stadtverwaltung prüfen, wieweit sie finanziell in der 
Lage ist, diesen Forderungen gerecht zu werden. Es ist hierbei auch zu überlegen, 
daß die Verbreiterung' von Durchgangsstraßen den V·erkehr insbesondere auf 
diese verbesserten Straßen hinlenken wird. Sie werden so noch mehr als bisher 
die Sammelschienen des Verkehrs werden, so daß in der Bemessung der Straßen" 
breite jedes Zuwenig sich später rächen muß. 
Um festzustellen, welche Aufwendungen notwendig sind, um diese Straßenbrcite 
bei dem Verkehrsnetz der Straßenbahn der Krefelder Verkehrs A.G. zu .erreichen, 
wurden vom Stadtplanungsamt und v,om Straßenbauamt der Stadt Krefeld auf An" 
regung der Verfasser U eberschlagsrechnungen durchgeführt. Diese beziehen sich 

1. auf die Anwendungen für die Verbreiterung der Straßen, 
2. auf den hierzu notwendigen Grunderwerb, 
3. auf die Verlegung qer Gleise. 
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, Itneinze1nen ist zu bemerken: 

Der notwendige 'Pinanzaufwand wurde für die wichtigeren ~traßenbahnlinien 
der Stadt Krefe1d übersch1äg1ichermittelt. Bezüglich der Erwelter~tng der Fahr ... tahn wur~e ,als aU~en:cine .Richtlinie die Zahl 13 ~ ~ahrbahnbreIte. angcsiChcn. 

ort, wo Jedoch dle ftnanzfeUen Aufwendungen fur cl11e solche Brette das Ver 
tretbare Maß überschreiten wurde an einiCTen Stellen auf 12 m zurlickgegange; 
~nter dieser Voraussetzudg konnte auch l:> der Aufwand für den Grunderwerb 

eruntergedrückt werden. 

?ie Straße~hahngleise liegen heute vielfach seitlich in der S~raße.nfahrbahn. Es 
1st notwendIg, diese Gleise bei der V,erbreiterung der Straße m dIe Straßenrnitt 

dz~ verlegen. Weil die Untersuchung die Höhe der Kosten eindeutig zeigte, konnte 
le Verle d S " . ht' d' U t h C . . gung er traßenbahn auf eigene Bahnkorper mc m le n ersuc ung 

cbll1bezogen werden. Uebrigens käme hierfür nur eine der vorhandenen Straßen 
ahn linien in Frage. , '" 

KNeben diesen Küsten entstehen durch eine Verbreiterung der Fahrbahn indirekte 
'Osten b . d "d' h" d' U I d~l . en sta tischen v.ersorgungsbetrieben. Dazu ge oren le m cgung 
e~ dektn~chen Kabel und der Gas" und WasserLeitungen, die unter die Bürger .. 

st~lge gehoren, und die Aufwendungen der Post für die Umlegung ihrer Tele. graphenkabel. r 

Das Erge?nis dieser Ermittlun~en ist in der Liste 1 zus~mmengest~llt. , ~Iierbei 
wurden dIe Kosten für die beteiligten Straßenbahnlinien m AbschnItten JeWeilig 
v~I~er ~tadtmitte nach außen berechnet. Die Strecken A, B, C usw. bezeichnen 
mE lt 1111 nIcht Durchmesserlinien sondern Radialstrecken. 
'S wurde auf V 11 t" d' k ' b h I" d' N hb städ .. 0 s an 19 dt verzichtet. Fernstraßena n mIen, Ie zu ac a1'", 
A tl/uhren, wurden ebenfalls nicht in die Betrachtung einbezogen. Aus der 
St U ßtc ~ng ist zu 'erkcnnen, daß der Ges.amtbetrag für' di,e U mänderung .der 2/t6 cM~n dem gedachten Umfange im Laufe der Zeit eine Aufwendung von 
b :b I IU. DM erfordern würde wenn alle untersuchten Str.1ßenbahnlinien 
2f~ eM'.1i

en 
werden. Hierin sind direkte Ausgaben für die Straßenverbreiterung 

. "b I!. DM und indirekte Ausgaben 4 66 Mill. DM. Der Gesamtaufwand 
erg! t sIch aus folgender AufsfeUung: ' 

Verbreiterung der Straßenfahrbahnen i2,53 Mill. DM 
Grundstückserwerb 3,32 " " 
V.erlegung der Gleise in Straßenmitte 5,65" " 
Umlegung der Starkstromkabel 0,91 " " 
Utnlegung der Gas" und Wasserleitung 3,75" " 

Insgesamt 26,16 Mill. Dl1 
IV. 

Die Aufbringung·d f:' d' f d I' I M'tt I ht Lasten der W er ur ~e Straßenverbreiterung er or er IC len 1 e ge zu 
verwaItun er egeunterhaltungspflichtigen, d. h. überwiegend zu Lasten der Stadt .. 
Kraftf h -g Krefeld. In der Stadt Krefeld werden heute jährlich rd. 450000 DM 
Kraft: Ifbugsteuer aufgebracht. Hierzu k'ommen noch in mindes't gleicher Höhe 
D1e K °ftE Ifabep, die auch als Wreg,ekostenbeiträge anrechnungs fähig sein sollten. 
1 MUrDM rz'euge innerhalb der Stadt Krefeld bringen somit jährlich mindestens 
durchf h t auf. Die Stadt Krefeld aber erhält für die Unterhaltung der Orts;< 

, a ren nur rd.60000 DM aus der Kraftfahrzeugsteuer. Es.muß dahin ge .. 
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strebt werden, daß die für die Verzinsung und Tilgung der Straßenb<1uanleih~n-' ..::,- i
r 

ertorderlichen Beträge aus den Anteilen der Gemeinden an der Kraftfahrzetlg>< ·';".I'~· 
steuer bestritten werden können. Die Straßenbahnen müssen bei Straßenverändc:< . 
rungen und notwendig werdenden Gleisverl.'!gungen die ihnen nach den Straßen>< 
benutzungsverträO'en obIieO'enden Aufwendungen machen. In der RcO'el werdcn 
sich idiese Aufw;ndungen t> beschränken auf die GleiszonenfIächen. Sie werd:n 
sich auf ·einle Reihe von Jahren verteilen lassen. pa diese Aufwendungen .IW 

einigen V,erkehrsrelationen sehr beträchtlic~l sein werden, ist die Frage berechtlgt, 
ob es richtig ist, in solchen Fällen die Straßenbahn fortbestehen zu lassen. Es 
wird notwendig sein, durch .eingehende Linienkostenrechnungen nachzuweisen, 
welches Verkehrsmittel künftig als das wirtschaftlichste im Einzelfalle angese}1.e:1. 
werden kann. Dabei wird sich aller Voraussicht nach herausstellen, daß ein rell 
der bisherigen StraßenbahnIinien in Krefeld neue hohe Investierungen nicht ver;:; 
trägt. In solchen FäIIen wird mithin 'ernstlich geprüft werden müssen, ob an die 
SteI1e der Straßenbahnlinie eine Obus>< oder Omnibuslinie mit größerer Aussicht 
auf ~irtschaft1ichkett eingesetzt werden muß. Es darf nicht übersehen werden, 
daß emzelne StraßenbahnIinien schon heute nur noch eine für den Straßenb.1hn;:; 
betrieb geringe Fahrdichte 'von 15 bis 20 Minuten haben, die ihre Beibehaltung 
in Ansehung der erheblichen Investierungen für Gleisumlegung und der Be,; 
schaffung moderner Betriebsmittel nicht mehr rechtfe!tigt. 
Es soU be~ dieser Ueberlegung nicht die Frage erörtert werden, ob als Ersatz,; 
verkehrsmittel im EinzelfaUe der Obus oder Omnibus einzusetzen ist. Diese Frage 
~rforderteine besondere Untersuchung, wobei für die Wahl im Einzelfalle die 
S,clbstkostcn maßgebend sind. Diese werden Von .einer Zusammenfassung der 
clI1zllsctzenden Fahrzeuge zu ausreichenden Betriebsgruppen entscheidend bedn,; flußt. Die V,~rfasser halten es im Hinblick auf die Einfuhrabhängigkeit Deutscl~ t nds v~n. flussigen Kraftstoffen für richtiger, daß bei gleichen Selbstkosten bei 
best~n Lillien cl.em Oberleitungsomnibus der Vorzug gegeben werden soll. l\1.it", 
k eIshmmend bel dieser Entscheidung ist der jeweilige Platzbedarf für die Ver", 

e ltSmittel Straßenbahn, Obus und Omnibus. 
?a es sich in Krefeld hauptsächlich um Durchgangsstraßen handelt, wird man 
f,~vonhauszugehen haben, -daß die derzeitigen Straßenfahrbahnbreiten allch 
blrbO us~ und Omnibusbetrieb -ebenfalls auf die Dauer nicht ausreichen.. Es 

eh t zu beachten, daß jeder Verbreiterung dner Durchgangsstraße zu einer Ver'" 
~e IIung des Verkehrs auf dieser Straße führt. In Krcfeld steht man vor der 
k~C1 :ge'fdaß paraUeI laufende Straßenzüge die als Entlastungsstraßen dienen 
~nn en, ast kaum ,vorhanden sind. ' 

~1{~ J,tr1..e ohne schienengebundene Verkehrsmittel hat -finanziell den Vorteil, 
viel> J\ npassung an das wachsende Verkehrsvolumen abschnittsweise sich auf 
En \: "a re ve.rteilen läßt, während beim schienengebundenen Verkehr entstehende 
zw~passe meist in kürzester Zeit eine ·durchgehende Straßen verbreiterung er" mgen. 

U V. 
m den Bed f GI- . 

an H d ar an e dmitteln für den Umbau der Straßen zu ermitteln, wurden 
Klein an ;:on Str~ßenplänen die notwendigen Straßen erweiterungen gezeichnet. 
Bei B~{l2 hSS~Uitte a~s dieser umfangreichen Arbeit zeigen die Bilder 2 und 3. 
liegt D' S ~n eltes Sich um eine Straßenbahrilinie; die in einer geraden Straße 
vorz~lgs~ . elfe a ist ohne Bebauung. Sie wird zur Verbreiterung des Fahrdamms 

else verwendet. Die Seite b zeigt Einzelbebauung. Es ist hier nqt,wendig, 

'C;;' 

i 
r 
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den Fortfall einiger Häuscr vorzusehen. Die Straße hat Vorgärten, so daß eine 
Gesamtbreite von rd. 30 m zwischen den Baufluchtlinien gepl;mt ist. AllS der 
Skizze sind genaucre Angaben zu entnehmen. I _ 

Bild 3 stellt eine Straße mit einseitiger Bebauung dar. Hier können 20 m zwischen 
den Baufluchtlinien zur Verfügung gestellt werden, Es entsteht so eine Straßen" 
breite von 13 m mit je 3,50 m Bürgersteigbreite. 
Bei dieser Untersuchung handelte es sich nicht dartun, baureife Pläne festzulegen, 
sondern um einen Ueberschlag, der als Grundlage für FinanzüberIegungen dienen 
soll. Sollte es später zu einer Ausführung kommen, so wird in eine Einzelprüfung 
einzutreten sein. 
Die Prüfungen beschränken sich auf die Straßenbahnstrecken, soweit sie inner" 
halb der Grenzen der Straßenunterhaltspflicht der Stadt Krefeld liegen, Will 
man die Aufwendungen für die Gesamtlänge der in Frage kommenden Straßen>< 
bahnlinien ermitteln, so werden die Ausgaben der übrigen beteiligten Körper" 
schaften hinzuzusetz-en sein, 
Wenn aus diesen Untersuchungen schon heute gefolgert werden kann, daß die 
Aufrechterhaltung des Straßenbahnnetzes in seinem jetzigen Umfange ~uf, :?ie 
Dauer in Krefeld nicht zu rechtfertigen ist, so dü~ften insbesondere auch die Plane 
keine Verwirklichung mehl' finden, die im Jahre 1950 eine Ausdehnung des 
Straßenbahnbetriebes begehFten. Solche Pläne scheitern an den hohen Anlage~ 
l1nd Straßenbaukosten .. Es muß vermieden werden, daß sich solche Anlagen 
späterhin als Fehlinvestierungen erweisen, zumal heute über die ki.inftige Ver" 
kehrsfrequenz keineswegs zuverlässige Schätzungen möglich sind. SO,fern ~las 
W citerbestehen von Straßenbahnlinien auf die Dauer gesichert ersche1l1t, Wird 
man sich bei diesen ,um die modernste und zweckmäßigste Ausführung bemühen 
müsseri. 
Was in Krefeld durch diese allgemeine Untersuchung ermittelt wurde, gilt mehr 
oder weniger abgewandelt für gleich geartete Städte und Verk~hrsge?iete. 
Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß Krefeld im Vergleich mit anderen 
Städten noch recht günstige Voraussetzungen für die Beibehaltun~ von Straßei1" 
bahnlinien hat, Insofern haben die hier gemachten Feststellungen Ihre beso~dere 
Bedcutung für die Straßenbahnunternehmen in Städten und Verkehrsgebieten 
unter 200000 Einwohner. Ihre Zahl im Bundesgebiet ist z. Zt. rd. 60. 
Die Ausführungen lassen erkennen, daß die Ordnung des öffent1.ichen, Nah~er" 
kehrs dic Stadtverwaltungen in den kommenden Jahren vor erhebliche ~1l1anzlelle 
Aufwendungen stellt. Man sollte zunächst prüfen, welche. Verke~rsmtt.tel unter 
Rücksichtnahme auf die finanzielle Leistungsfähigkeit sowie auf~1l1~ wlrtschaf~>< 
liehe und zweckmäßige Verkehrsführung einzusetzen sind. Dabei Wird man dlC 
Beseitigung von Verkehrsengpässen und schwierigen V erkehrspunkten z~ be" 
achten haben. Die Entscheidung ist aber im Hinblick auf den verkehrhchen 
und wirtschaftlichen Wirkungsgrad der Linien in ihrem Gesamtverbuf zu trdfel1. 
Die Beseitigung der Engpässe und· die zweckentsprechende Umgestaltung von 
V kehrsknotenpunkten ist ein - wenn auch wichtiges - Teilproblem. rhre 
A~:gestaltung wird jedoch entscheidend von der Wahl der einzusetzenden 
Verkp.hrsmittel beeinflußt. 
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Entwicklung der Kratttahrzeugbestände im Stadtkreis Kreteld 
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Zur Seehafen-Tarifpolitil{ 
der Deutschen Bundesbahn 

Von Prof, Dr, Paul S c h 11 I Z r: K i·e so w, Hamburg 

. ~r:.,~:ie1Jhvlm ~ktober 1951 der Wochenschrift "Der Voikswirt" veröffentlichte 
Die Vom Be m Boh,m einen vielbeachteten Aufsatz "Wenn Seehäfen streiten", ,", 
strittene N uldesmlllister für Verkehr mit Rücksicht auf die von keiner Seite be" 
der Null ot a~e Hamburgs als Seehafen am 16, Mai 1951 verfügte Abschwächung 
Im fol adgleichung wird in diesem Aufsatz als Fehlentscheidung bezeichnet. 
Eini e ~n en sei zu der Frage noch einmal Stellung genommen, 
vora~s °I~emerkungen für den nicht mit der Materie eng vertrauten Leser seien 
gesteIItge~~Ickt. , Seit 1924 sind die Seehafentarife durchweg auf Hamburg ab" 
gemei' Ie ReIchsbahn ging bei der Bildung ihrer Wettbewerbstarife im all" 
des \'Y/n:t~b~on den ~osten des geschlossen~? Bahnw:,ges zwische? den St~tionen 
Frad t "t werbsgehIets und den Rhein"Mundungshafen aus, Dle so ermIttelten 

, Ilafe ltsa'fze wurden auf Hamburg als tarifbildenden Hafen übertragen, Die See" 
n an e g "I "b d R I tar'f I' eWa 1l'ten allen übrigen deutschen Seehäfen gegenu er en ege" 

1 en eIe glel' h " , D' N 11 I' " , na t R c en prozentualen Ermaßlgungen, lese" II regu Ierung ge" 
S 1nn CL egelung sicherte jedem deutschen Seehafen die Vorteile seiner geographi" .c len age, . 

~b~oN Hamburg im Hinterlandverkehr mit Nordwest", Südwest" lind Süd" 
,'.. üb

u 
i,c ~ and gegenüber Bremen Mehrentfernungen v.on 100, 75 und 45 km zu 

"er, rucken hatte, ermöglichte ihm sein Charakter als Wdthafen auch am see" 
;;~~hge~ :Außenhandel dieser Wettbewerbsgebiete ,eine angemessene Beteiligung, 

~e poIttIsche und wirtschaftliche Zerreißung Deutschlands beraubte Hamburg 
semes t" I' h 1 I' ß na ur lcen Hinterlandes, Um den E1beh.lfcn wettbewerbsfähig zu er lalten, 
Cl' le" d:r BU,ndesminister. für Verkehr Richtlinien, nach denen' das Spannungs" 
'h~fhal:ms zWIschen dem tarifbildenden Seehafen und den übrigen deutschen See" 

.:, a. e:l m Zukunft Zll regulicr.cn ist. Bei den Gütern, die wie. U,S,A,,,Baumwolle 
': ;seü Jeher großenteils über Bremen eingeführt wurden, bleibt es bei der vollen 
". Nullangleichung, Güter, die seit jeher größtenteils über Hamburg eingeführt 
. '. :iWurde?,erhaIten Frachtsätze, die Hamburgs Frachtnachteil gegenüber Bremen 

. UI~ mmdestens 50 % kürzen, Für alle Außenhandelsgüter, die seit jeher in 
>" ;g:.oßerem Umfang über Hamburg wie auch über Bremen befördert worden sind, 
.. !:k~nnen die sich für die deutschen Seehäfen ergebenden Frachtvor" und "nachteile 
, . ;llOchstens bis zu 50 o,'u gekürzt werden, . 

" I Heute "ist für die Beneluxhäfen der gebrochene Verkehr mit West .. , Südwest" 
!'u?d Suddeutschland der Träger ihres Wettbewerbs gegen die deutschen Sec" 

, " ; :ha.fen. 1949 entfielen von der 1andwärtigen Durchfuhr der Rhcinmiindungshäfen 
, ,!Jmt Deutschland nur 0,8 % auf den geschlossenen Bahnweg, Dementsprechend 
" ,bestimmen die Richtlinien daß für die Berechnung der nach den Rheinmündllngs~ 
-~(häfen ,erreichbaren Fr.achtsätze unter Wahrung der berechtigten Belange der 

;:>:;jBinnenschiffahrtauch der gebrochene Bahn"Wasserweg zu Grunde gelegt werden 
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soll, wenn er insgesamt wirtschaftlich wohlfeilere Frachtsätze als der umnitt~l;:'~'" 
bare Bahnwegergibt. 

I. 

Für Dr. Böhm ist die Stärkung der nationalen Industrie auf den \\7cltmärkten 
Hauptgegenstand der Seehafentarifpolitik. Nur so erklärt sich sein Befremden 
darüber, daß der Bundesminister für Verkehr seine Richtlinien über die kün.ftige 
Gestaltung der Seehafentarife vom 16. Mai 1951 ohne vorherige Befragung der 
verladenden Wirtschaft erlassen hat. Anders als Dr. Böhm ist der Verfasser der 
Auffassung, daß die Seehafentarifpolitik in 'erster Linie die Unterstützung der 
heimiscllen Häfen in ihrem Wettbewerbskampf gegen fremde Seehäfen und den 

. Ausgleich des gegenseitigen Wettbewerbs der nationalen Seehäfen zum Ziele hat. 
Gegen die Vorrangstellung der Industrieförderung bei den Seehafentarifen 
sprechen die folgenden Gesichtspunkte: 
~.ei a~len Tarifen, die für die Ausfuhr über die trockene Grenze CG,Tarife) oder 
fur ~.le. Ausfuhr über alle Wege CA"Tarife) erstellt wurden, sind die prozentUalen 
~rmaßlgl\ngen gegenüber den Sätzen des Regdtarifs für das ganze Bundesgebiet 
!m .allgemeinen die gleichen. So betragen die Ermäßigungen der G", und A" 
Tar:fe. ziemlich einheitlich 24 U/o. Demgegenüber gewährten die Seehafentarife 
CS",1al'lfe) vor dem Kriege Frachtermäßigungen von bis zu 78 o/tl. 

Mbit den a~~gemeinen Außenhandelstarifen haben die ~eehafentarife die A.uf" • 
~a e .der Forderung des nationalen Außenhandels gemell1sam. Wenn die S",Ta" 
nfe Sich auf diese einzige Funktion beschränkten, so müßten die Frachtennäßi". 
~un?e~, ,die .. sie gegenüber den Regeltarifklassen aufweisen, in ihrer Höhe mit 
~nJentgen ubereinstimmen, die für die allgemeinen Außenhandelstarife gelten. 

DI~. In.dustrie verdankt allein dem Wettbewerbscharakter der Seehafentarife die 
Zl\Sf~~hche Förderung ihres seewärtigen Handels mit dem Ausland. Hiervon 
~ro. Iherte. nicht nur die Industrie des Wettbewerbsgebiets, sondern auch die" 
~~nlrn b!nnenländischen Industriestandorte, welche dem Wettbewerb .ll1slän" 
I ISC ler .. ~Isenbahnen und ,ausländischer Seehäfen wegen ihrer geographiSchen 
l·al~e ~olll~entzogen sind. Diesem Teil der deutschen Industrie ständen an Sich 
D~ Ig~h die reinen Industrie::Unterstützungssätze von im allgemeinen 24 % zu.' 

le ufnahme des Wettbewerbs gegen fremde Seehäfen führte zwangsläufig 
:~;ie~~terschi:edlichen ·Wctthewerbsbe~~ngunge~. der~inze!nen deu~schen Indu" 
wettb tandorte a.uf dem Weltmarkt. Hierdurch fuhlte SIch dIe Industne des Nicht", 
Re' I ebhbsgeblets. beeinträchtigt. Unter diesen Umständen 'entschloß sich die 
steil ls a

d 
n zu einer erheblichen Abschwächung 'der tarifarischen Schlechter" 

daß ld~g er Industrie des Nichtwettbewerbgebiets. Dies geschah in der Form, 
den GI_~ Fr''fchtermäßigungen des Nichtwettbewerbsgebiets bewußt höher als bei 
Wei . " ar~en und den allgemeinen Ausfuhrtarifen angesetzt wurden. Auf diese 
die Se reTngerte sich die Spannung zwischen den Frachtermäßigungen, welche 
wäh tee la ~nhusfuhrtarife den einzelnen Standorten der deutschen Industrie ge", 
Nichten, mc t u?beträchtlich. So gewährte der AT 8 S 1 vor dem Kriege dem 
Ermä;ettbewerb;sg.ebiet 54,5 bis 55,3 °/0, Rheinland:: Westfalen 65,9 bis 66,8 0/0 

des Wl~~bngen. Die. Seehafenausfuhrtarife haben nicht nur die Ausfuhrkraft 
Indust~. .ewerbsgeb.Lets, sondern diejenige sämtlicher Standorte der deutschen 
tarifen r:t I~ wesentlIch größerem Umfang gestärkt, als dies bei den Ausfuhr" 
Grenzen

er I~II war, die wie die G::Tarife, die für den Verkehr über die trockenen 
w.ege be ~~ et~,oder wie die allgemeinen Ausfuhrtarife den Export über alle 

guns Igten. 
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Die deutschcnSyndikate bevorzugten beim seewärtigen Export die \Valz·eisen? 
werke am Niederrhcill und am Ausgang des Rheill~Heme~Kanals. I-Heraus 
zogen die Rheinschiffahrt und die Beneluxhäfen großen Nutzen. Die große 
Kapazität der deutschen Eisen schaffenden Industrie ·erforderte indessen auch 
die Beteiligung der übrigen Kartellmitglieder, insbesondere der "nassen" Hütten 
des Dortmunder Bezirks, an der scewärtigen W alzeisenausfuhr. Wegen der ge~ 
drückten Weltmarktpreise hatte dies aber deren weitgehende frachtliche Gleich", 
stellung mit den Rheinhütten zur Voraussetzung. Glücklicherweise deckte sich 
das Interesse der Reichsbahn mit demjenigen der Ruhreisenindustrie. Zwecks 
Verhinderung der völligen Verdrängung der deutschen ,Seehäfen aus der west~ 
deutschen Eisenausfuhr wurden die Frachtsätze des AT 8 S 1 seit 1928 wiederholt 
herabgesetzt. Die Sonderfrachten für W.alzeisen, die an die Verpflichtung zur 
Auflieferung hoher Mindestmengen gebunden waren, ermöglichten Hamburg im 
Ruhrgehiet die erfolgreiche Aufnahme des Wettbewerbs gegen den kombinierten 
Bahn~Rheinweg nach Rotterdam. Wegen der Nullregulierung gcwährt~ der 
AT 8 S 1 Bremen die gleichen prozentualen Ermäßigungen wie Hamburg. Dies 
hatte zur Folge, daß im Fall des Exports über Bremen die Frachtaufwendungen 
der Hütten am Dortmund~Ems::Kanal und der "trockenen" Hütten des mittleren 
und östlichen Ruhrreviers zwar die V,crsandkosten der Werke am Niederrhein 
und Rhein~Herne"Kanal nicht erreichten, . aber doch' nur relativ wenig über~ 
schritten. Diesem Umstand allein verdankte es die westdeutsche Eisenindustrie, 
daß sie trotz der Dumpingpreise ihrer Nachbarländer ihre Exportquote be~ 
hauptete. . 

Es ist richtig, daß die Abstellung der Seehafen tarife auf Hamburg und das System 
der Nullangleichung .Bremen zu dnem wichtigen Ausfuhrhafen für Walzeisen 
machten. Von einer Beeinträchtigung der Rhcinschiffahrt und der Bencluxhäfen 
durch die deutsche Seehafentarifpolitik war indessen keine Rede. Dank der 
Rheinhütten und der Hütten am Rhein"Herne~Kanal waren Rotterdam und Al\t" 
werpen zusammet:J. mit· 50 % an der Walzeisenausfuhr der Ruhreisenindustri;c 
beteiligt. Nicht die Rheinschiffahrt, sondern allein die Reichsbahn war in der 
Lage, die Walzwerke des mittleren und östlichen Ruhrgebiets expol:tfähig zu 
erhalten. Trotz der zweifellos sehr niedrigen Sonderfrachtel1 des A 18 S I Cl''' 

zielte die Reichsbahn bei der Walzeisenbeförderung nach Bremen Erlöse, die 
ihre vollen Selbstkosten nicht unwesentlich überschritten. Dies deshalb, weil 
das Walzeisen nicht in Einzclsendungen von 15 t, sondern jeweils in Gruppen 
von 10 und mehr Wagen zu 20 t nach Bremen zum Versand aufgegeben wurde. 

Seit der Zerschlagung der deutschen Kartelle ist die Lenkung der seewärtigen 
Walzeisenausfuhr über die zu den Seehäfen frachtgünstigst gelegenen Hütten 
unmöglich. Da anders als vor dem Kriege die Exportpreise für Eisen die Inlands" 
preise weit übersteigen, erstreben heute . sämtliche Industriestandorte ein~ mög" 
lichst hohe Exportquote. Dr. Böhm macht sich zum Fürsprecher der abseits des 
Rheins liegenden Ruhreisenindustrie, wenn er fordert, daß deren Vorko~te;n 
fob deutsche Seehäfen mit denen der unmittelbar am Rhein gelegenen Betnebe 
fob Beneluxhäfen gleichgestellt werden. "Andernfalls müssen die mit höheren 
Vorkosten arbeitenden trockenen Firmen immer stärker dem Ausfuhrwettbewerb 
der nassen Werke erliegen. Die berechtigten Wettbewerbsansprüche der Benelux" 
länder würden im übrigen durch eine solche Maßnahme zu Gunsten der land" 
einwärts gelegenen Betriebe nicht oder nur unwesentlich berührt werden." 
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soll, wenn er insgesamt wirtschaftlich wohlfeilere Frachtsätze als der unmitt~i;. 
bare Bahnwegergibt. 

I. 

Für Dr. Böhm ist die Stärkung der nationalen Industrie auf den Weltmärkten 
Hauptgegenstand der Seehafentarifpolitik. Nur so erklärt sich sein Befremden 
darüber, daß der Bundesminister für V.erkehr seine Richtlinien über die künftige 
Gestaltung der Seehafentarife vom 16. Mai 1951 ohne vorherige Befragung der 
verladenden Wirtschaft erlassen hat. Anders als Dr. Böhm ist der Verfasser der 
Auffassung, daß die Seehafentarifpolitik in ,erster Linie die Unterstützung der 
heimischen Häfen in ihrem Wettbewerbskampf gegen fremde Seehäfen und den 
Ausgleich des gegenseitigen Wettbewerbs der nationalen ~eehäfen zum Ziele hat. 
Gegen die Vorrangstellung der Industrieförderung bel den Seehafentarifell 
sprechen die folgenden Gesichtspunkte: 
Bei allen Tarifen, die für die Ausfuhr über die trockene Grenze CG,Tarife) oder 
für die Ausfuhr über alle Wege CA,Tarife) erstellt wurden, sind die prozentualen 
~rmäßigungen gegenüber den Sätzen des Regdtarifs für das ganze Bundesgebiet 
1m allgemeinen die gleichen. So betragen die Ermäßigungen der G~ und A", 
Tarife ziemlich einheitlich 24%. Demgegenüber gewährten die Seehafentarife 
(S~Tarife) vor dem Kriege Frachtermäßigungen von bis zu 78 %. 

Mit den allgemeinen Außenhandelstarifen haben die Seepafentarife die Auf", .. 
gabe der Förderung des nationalen Außenhandels gemeinsam. Wenn die S~Ta", 
rife sich .auf diese einzige Funktion beschränkten, so müßten die Frachtermäßi<,. 
gungen, die sie gegenüber. den Regeltarifklassen aufweisen, in ihrer Höhe mit 
de.njenigen übereinstimmen, die für die allgemeinen Außenhandelstarife gelten. 
DIe Industrie verdankt allein dem Wettbewerbscharakter der Seehafentarife die 
zusä~~liche Förderung ihres seewärtigen Handels mit dem Ausland. HierVon 
~r06herte nicht nur die Industrie des Wettbewerbsgebiets, sondern auch die", 
J~nigen binnenländischen Industriestandorte, welche dem Wettbewerb <luslän,. 
dlScher Eisenbahnen und ausländischer Seehäfen wegen ihrer geogr.aphischen 
La~e ~ölIigentzogen sind. Diesem Teil der deutschen Industrie ständen an sich 
le~hghch die reinen Industrie",Unterstützungssätze von im allgemeinen 24 % zu.' 
DlC Aufnahme des Wettbewerbs gegen fremde Seehäfen führte zwangsläufig 
zu. unterschiedlichen 'Wettbewerbsbedingungen der einzelnen deutschen Indu", 
stl'lC~Standorte ,auf dem Weltmarkt. Hierdurch fühlte sich die Industrie des Nicht", 
ie~tkewerbsgebiets. beeinträchtigt. Unter diesen Umständen 'entschloß sich die 
teil sbahn zu einer erheblichen Abschwächung 'der tarifarischen Schlechter<' 

d:ß ~~g der Indus.!ri~ des Nichtwe~tbewerbgebiets. D~es geschah in .. der Form, 
d Ie FrachtermaßIgungen des NIchtwettbewerbsgebiets bewußt hoher als bei 
'en G-T 'f f W' ~ an en und den allgemeinen Ausfuhrtarifen angesetzt wurden. Au diese 
d·e~e lerringerte sich die Spannung zwischen den Frachtermäßigungen, welche 
~~h ee lafenausfuhrtarife den einzelnen Standorten der deutschen Industrie ge", 

~~ rten, nicht unbeträchtlich. So gewährte der AT 8 S 1 vor dem Kriege dem 

E lcl:tßwettbewerbisgebiet 545 bis 553 0/ 0 Rhc1nland",Westfalen 65,9 bis 66,8 0/0 'rma i . ' " . . cl W gungen. DIe Seehafenausfuhrtarife haben mcht nur dIe Ausfuhrkraft 
I~d~tt~ewerbsgebiets, sondern diejenige sämtlicher Standorte der deutschen 
ta 1str:t ll1 wesentlich größerem Umfang gestärkt, als dies bei den AUSfuhr,. 
G:~ en· er ~alI war, die wie die G",Tarife, dlt! für den Verkehr über die trockenen 
Wegn~ebn ~~ te~,oder wie die allgemeinen Ausfuhrtarife den Export über alle 

e egunshgten. _ 
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11. 
Die deutschen Syndikate bevorzugten beim scewärtigen Export die \Valzeisen~ 
werke olm Niederrhein und olm. Ausgang des Rhein~Herne~Kanals. I-Heraus 
zogen die Rheinschiffahrt und die Beneluxhäfen großen Nutzen. Die große. 
Kapazität der deutschen Eisen schaffenden Industrie ·erforderte indessen auch 
die Beteiligung der übrigen Kartellmitglieder, insbesondere der "nassen" Hütten 
des Dortmunder Bezirks, an der seewärtigen Walzeisenausfuhr. Wegen der ge~ 
drückten Weltmarktpreise hatte dies aber deren weitgehende frachtliche Gleich", 
stellung mit den Rheinhütten zur Voraussetzung. Glücklicherweise deckte sich 
das Interesse der Reichsbahn mit demjenigen der Ruhreisenindustrie. Zwecks 
Verhinderung der völligen Verdrängung der deutschen· Seehäfen aus der west~ 
deutschen Eisenausfuhr wurden die Frachtsätze des AT 8 S 1 seit 1928 wiederholt 
herabgesetzt. Die Sonderfrachten für W.alzeisen, die an die Verpflichtung zur 
Auflieferung hoher Mindestmengen gebunden waren,ermäglichten Hamburg im 
Ruhrgebiet die erfolgreiche Aufnahme des Wettbewerbs gegen den kombinierten 
ßahn",Rheinweg nach Rotterdam. Wegen der Nullregulierung g<!währt~ der 
AT 8 S 1 Bremen die gleichen prozentualen Ermäßigungen wie Hamburg. Dies 
hatte zur Folge, daß im Fall des Exports über Bremen die Frachtaufwendungen 
der Hütten am Dortmund",Ems",Kanal und der "trockenen" Hütten des mittleren 
und östlichen Ruhrreviers zwar die Versandkosten der Werke am Niederrhein 
und Rhein",Herne",Kanal nicht erreichten, aber doch' nur relativ wenig iiber~ 
schritten. Diesem Umstand allein verdankte es die westdeutsche Eisenindustrie, 
daß sie trotz der Dumpingpreise ihrer Nachbarländer ihre Exportquote be~ 
hauptete. 
Es ist richtig, daß die Abstellung der Seehafen tarife auf Hamburg tm~ das Sy~tel11 
der Nullangleichung ,Bremen zu ,einem wichtigen Ausfuhrhafen fur Walze.~sen 
machten. Von einer Beeinträchtigung der Rheinschiffahrt und der Bencluxhafen 
durch die deutsche Seehafentarifpolitik war indessen keine Rede. Dank der 
Rheinhütten und der Hütten am Rhein~Herne~Kanal waren Rotterd~m t~nd Al~t~ 
werpen zusammen mit 50 % an der Walzeisenausfuhr de.r Ruhrelsel11n:lustrl;C 

I beteiligt. Nicht die Rheinschiffahl't, sondern allein die Relc!lsbahn war .. l~l der 
Lage, die Walzwerke des mittleren und östlichen RuhrgebIets exportfahIg zu 
erhalten. Trotz der zweifellos sehr niedrigen Sonderfrachten des AT .~ S 1 e~'" 
zielte die Reichsbahn bei der Walzeisenbeförderung nach Br~men Erlose, dI.e 
ihre vollen Selbstkosten nicht unwesentlich überschritten. ple~ d~shalb, wetl 
das Walzeisen nicht in Einzelsendungen von 15 t, sondern JeweIls m Gruppen 
von 10 und mehr Wagen zu 20 t nach Bremen zum Versand aufgegeben wurde. 

Seit der Zerschlagung der deutschen Kartelle ist die Lenkung der seewär~.igen 
Walzeisenausfuhr über die zu den Seehäfen frachtgünstig~t g~legen.en Hutten 
unmöglich. Da anders als vor dem Kriege die Exportpreise !ur Elsen ehe. Inlan~ls~ 
preise weit übersteigen, erstreben heute ,sän,;ttliche In~~strlestandorte em~ mag: 
liehst hohe Exportquote. Dr. Böhm macht SIch zum Fursprecher derabsetts des 
Rheins liegenden Ruhreisenindustrie, wenn er fordert, daß deren Vorko~te:n 
fob deutsche Seehäfen mit denen der unmittelbar am Rhein gele~ene? B~tnebe 
fob Beneluxhäfen gleichgestellt werden. "Andernfalls müssen dIe Imt hoheren 
Vorkosten arbeitenden trockenen Firmen immer stärker dem Ausfuhrwettbewerb 
der nassen Werke erliegen. Die berechtigten Wettbewerbsansprüche der Benelux~ 
länder würden im übrigen durch eine solche Maßnahme zu ~unsten der )and~ 
einwärts gelegenen Betriebe nicht oder nur unwesentlich beruhrt werden. 

11 



38 
Pau! Sc1lUlz-Ki()sow 

Die'f~ters~~idung zwischen Wettbewerbs" und Nichtwettbewerbsgebieten ist 
~wel ~ os Dlc t mehr zeitgemäß. Im Interesse der Verwirklichung der Ziele': der 
b~~ordnung. sollten die Seehafentarife der Industrie des Nichtwettbewerb's;-:; 

~ell~etk zum dtndesten die gleichen Frachtvergünstigungen, soweit dies mit den' 
e .~W osten er Bundesbahn vereinbar ist, sogar höhere prozentuale Fracht,,' 

c;.ma :gdung~n als der Industrie des Wettbewerbsgebiets gewähren. Insofern 
s lmm er erfasser mit Dr. Böhm durchaus überein, ' 

~'lregen 'ersch~int uns Dr. Böhms I,an sich wünschenswerte Forderung' nach c. 

~ 1e;~,'. fr~thcher Gleichstellung sämtlicher Standorte' der Eisenerzeugung·, 
Ero:oll etn~ hes~fa1ens bei. der see",:ärtigen Walzeisenausfuhr ~aum realisierbar .. , 

.. te SIC vielmehr mIt der W!l:ederherstellung des Vorknegszustandes be" 
gnu~en. Auch der Verfasser hält es für angemessen, die Frachtsatzbildung für . 
dur ~sfuhr nach Uebersee bestimmtes Walzeisen nach etwa den gleichen Meth6",' ' " 
d~n Wie vor ,~em Kriege vorzunehmen. Dabei denkt er aber nicht primär an . 
AelAßusfuhrforderung der Eisenindustrie. Hierfür besteht im Augenblick kaum' . na . 

, IH. 

~or t~;'U ~ritge überschritten die deutschen Inlandspreise für Form" und Stabo= 

h sedn lle e tmarktpreise beträchtlich. 1938 stellte sich z. B. der deutsche Groß'", 
an e sp . f" S b D re~.s ur ta eisen auf RM 119.- je t (Frachtgrundlage Oberhausen). 

19~~ge?enuber ,ermi~telte die Reichsbahn den Stabeisen"Weltmarktpreis Ende 
A lm.lt RM 65.- Je t fob Hamburg. Damals mußten die trockenen Hütt<!n 
be~s.? ~lchszahlungen an die exportierenden nassen Walzwerke leisten. Heute 
ha rag der deutsche Inlandspreis für Stabstahl DM 250,50 je t (Frachtbasis Ober", 
ex~seN' f:legenerzielt die Ruhreisenindustrie in Augenblick beim Walzeiscn': 
ist ~r 0 ~mburg DM 610.- Je t. Das Ausfuhrinteresse der trockenen Hütten 
~. , so verstandHch. 
Zweifellos hat d' R' h b ' h Salz D" '. le.elc sahn vor dem Kriege die deutsche Ausfu r von Kohle, 
lich' . f~?emlttel und ,anderen Massengütern durch ihre Seehafentarife wesent" 
wie ~ Ir .ert. Das gilt auch von der Ausfuhr frachtempfindlicher Halbfabrikate 
letzte \~,else~. ~ank der Sonderfrachtsätze des AT 8 SI verringerte sich in dcn 
über ~ orknegs]ahren für die Eisenhütten in Bochum beim Walzeisen export . 
auf 7 %~emen der Anteil der Eisenbahnfrachten am We!tmarktpreis von 24 

Die heUtigen F ht" d ' . "b h"l 1938 g"lr 'Fac satze es AT 8 S 1 stnd zweifellos u er 0 lt. Setzt man den 
so 'ergibt I~T .. rachtsatz für Walzeisen von Bochum nach Bremen mit 100 an, 
kennziff sl~~lur Walzeisen, das heute über Bremen ausgeführt wird, die Fracht", 
1,8°10 d er . T:.ot~dem macht die Eis,enbahnfracht Bochum"Bremen z. Zt. nUr 
der Ausr

s ger~war~lgen Wdtmarktpreises für Stabstahl aus. Die Abhängigkeit 
politik . ~ 1 r ahlgkelt. geringwertiger Halbfabrikate von der Eisenbahngütertarif", 
D' IS leute SomIt wesentlich geringer als vor dem Kriege. 

Je Spanne zw' I· d '. . b Walz-e' . ISC len - en Bremer und den Hamburger Frachtsätzen 1St eim.. 
je 100 Iknemp~ang von Bochum gegenüber der Vorkriegszeit von 14 auf 35 Pf. 
vorspru g fieshegen. Würde, woran niemand den~t, der gegenwärtige Fracht;. 
sätz-e u:~O o~emen~ gegenüber. Hamburg durch An he b u n g der Bremer Fracht" 
ihres Exp t terpngert, so müßte die Eisenindustrie in Bochum dne Minderung 
Weltmark~r e~ os s um 17 Pf je 100 kg, das sind noch nicht 0,3 % des heutigen 

preIses auf sich nehmen. Selbst wenn, was aber nicht der Fall sein . '. 

1 
! 
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:,' ': .~. \vird, die Richtlinien in dieser Form zur Anwendung gelangen sollten, wäre von 
· einer Beeinträchtigung oder gar Gefährdung der Ausfuhrkraft der abseits vom 

Rhein mehr im Binnenland gelegenen Eisenhütten in keiner \XT eise dk Rede. 

Angesichts dieses Tatbestandes ist es verständlich, daß der Bundesminister für 
Verkehr, davon absah, die Vertreter der verladenden Wirtschaft zu den Ver" ' 
handlungen über die Reaktivierung der deutschen Seehafentarifpolitik heran" 
zuziehen. Dies umso ,weniger, als die Richtlinien bereits 'nach Ablauf eines 
J ah~es dner Ueberprüfung unterzogen werden. Es darf auch nicht übersehen 

/ werden, daß die Bundesbahn und die Koordinierungsabteilung des Ministeriums 
im Fall der Erstellung neuer und der Frachtsatz:änderung bestehender Se-ehafen" 
tarife stets die Stellungnahme der Industrie bzw. der Landwirtschaft einholen, 

Kann die Bedeutung der Eisenbahngü~ertarifpalitik als Mittel ZUl: Stärkung der 
Ausfuhrfähigkeit geringwertiger Rohstoffe und Halbfabrikate nicht bestritten 
werden, so sollte man sich d9Ch hüten, die ausfuhrfördernde Wirkung der See" 
hafentarife bei den Fertigwaren zu überschätzen. In Thüringen, dessen Industrie 
ja ausgesprochen "trocken" ist und beim seewärtigen Export ausschließlich auf 
die deutschen Seehäfen angewiesen ist, betrug 1936, gemessen am Ausfuhrwert, 

., die Verminderung der Frachtbelastung durch die Se-ehafenausfuhrtarife nur 
0.5 bis 0,8 °/0. 

Der Verfasser ermittelte auf Grund der Zahlen über Hamburgs seewärtigen 
Güterverkehr im Jahre 1951.als Ausfuhrwerte für: 

Maschinen (Position 199) . . .' . . DM 5566.- je t 
Eisenwaren (Position 201) .' . . . . . DM 2822.- je t 

Da die Richtlinien des Bundesministers 'für Verkehr immer noch' nicht ange. 
. wandt werden, gilt nach wie vor das System der Nullangleichung .. Nac!l dem 
AT 8 S 2 betragen die Versandkosten für Eisenwaren und Maschll1cn 111 den 
Relationen 

Klasse A Klasse B Klasse C 
ßochum-Hamburg 345 km DM 21,40 je t DM 20,10 je t DM 18.90 je t 

, Bochum-Bremen 247 km DM 16,90 je t DM 15,90 je t DM 15,- Je t ._-_.-- --"-

~; ,'. Frachtvorsprung Bremens DM 4,50 je t DM 4,20 j,e t DM 3,90 je t 
~' 

Im Fall der Verminderung der Frachtspannen zwischen den beid~? Häfe~.' die 
bei Fertigwaren durch Anhebung der Bremer Sätze erfolgen wurde: mußten 

.A ") die Versender in Bochum bei der seewärtigen Ausfuhr von Maschmen lund 
:'" Eisenwaren eine Frachtverteuerung je nach Tarifklasse vO'n DM 2,25, DM 2,10 

oder DML80 je t auf sich nehmen. 
~/, Es \väre um Idl'C d'cutsche Fertigwarenindustrie sehr sehtecht bestellt,· \venn die 

Wiedergewinnung ihrer Absatzmärkte allein von dem ~usmaß ihrer Unter" 
stützung durch die Se·ehafentarife oder gar von der BeIbehaltung d~r. N:'lb 

· angleichung abhinge., Der Gütertarifpolitik als Mittel. der !iandelsp~hhl~ sm,d 
, verhältnismäßig enge Grenzen gezogen. ' Jedenfalls blelbt dIe E:sparn.ls fur d~e 

;.: ';", Fertigwarenindustrie im Gefolge der Seehafenausfuhrtarife relatIv klem, d~ dle 

J

1 ; ;'~ Frachten nur einen verhältnismäßig geringen Teil der H-erstellungskosten Ihrer 
~ " ' Güter ausmachen. Die Opfer, die der deutschen Fertigwarenindustrie im Fall der 

· Abschwächung der Nullangleichungerwachsen, können ihr durchaus zugemutet 

! 
· ,werden. 
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Es darf auch nicht übersehen werden, daß es sich beim Export der deutschen' 
Fertigwarenindustrie zum größten Teil um Geschäfte kleiner und kleinster Art 
handelt. Vor dem Kriege setzte sich die Ausfuhr aus 30000 bis 40000 einzelnen 
Geschäften pro Tag zusammen. Im Reichsdurchschnitt belief sich das einzelne 
Exportgeschäft auf RM 400,-. 

IV. 

Völlig anders als für die Industrie liegen aber die Verhältnisse für die Seehäfen. 
Auch diejenigen Seehafentarife, welche sich auf hochwertige AußenhandeIsgüter 
beziehen, sind zum Schutz der deutschen Seehäfen gegen den Wettbewerb aus" 
Iändischer Seehäfen unentbehrlich. Seit der Verkümmerung ihrer Ausfuhrhäuscr 
und der Schwächung auch ihres Einfuhrhandels begann sich für die beiden 
großen deutschen Nordseehäfen die Ungunst ihrer geographischen Lage zum 
Wettbewerbsgebiet verhängnisvoII auszuwirken. Aus diesem Grunde wurde nach 
demersh;n Weltkrieg der verstärkte Einsatz der deutschen Seehafentarifpolitik 
zu einer zwingenden Notwendigkeit. Was hier für den äußer-en Wettbewerb der 
deutschen Seehäfen festgestellt wurde, gilt aber in gleicher Weise vom \V ett~ 
bewerbsverhältnis der deutschen Seehäfen untereinander. Seitdem die Spediti" 
onsgüter im seewärtigen Güterverkehr der Seehäfen das Uebergewichterlangt 
haben, ist auch die Wahl des deutschen Seehafens zu einer reinen Kostenfragc 
geworden. Nachdem Hamburg infolge der politischen Umwälzungen für lange 
Zeit seinen Charakter als Welthafen verloren hat, vermag der EIbehafen auch 
bei den wertvoIIeren Außenhandelsgütern die gegenüber der Vorkriegszeit in 
ihrer absoluten Höhe ständig wachsenden Frachtspannen nicht mehr zu über~ 
brücken. Anders als bei der Industrie ist die Abschwächung der Nullangleichung 
für Hamburg ,und Lübeck geradezu zur Schicksalsfrage geworden. 
DeutschIa~d hat niemals die Absicht verfolgt, diejenigen Auslandshäfen, welche 
'große Teile Deutschlands zu ihrem natürlichen Hinterland zählen, mit Hilfe der 
Eisenbahntarifpolitik von der Beteiligung am deutschen seewärtigen Außenhandel 
auszuschließen. Andererseits hat die Bundesrepublik ,ein selbstverständliches 
Interesse an der Förderung der eigenen Seehäfen. Die immer wieder im 'Ausland 
aufgesteIIte Behauptung, die Seehafentarife seien für die Bundesbahn verlust", 
bringend, ist unzutreffend. Die deutsche Seehafentarifpolitik erstrebt die weif", 
gehende GleichsteIIung der deutschen Seehäfen mit den Beneluxhäfen im Verkchr 
mit den bestrittenen Gebieten. Mit Dr. Böhm lehnt der V,erfasser die Auffassung, 
es dürften im ganzen Bereich der Bundesrepublik die vergleichbaren Frachten nach 
den Beneluxhäfen durch die Seehafentarife nicht unterboten werden, cnt" 
schieden ab. Außerhalb des natürlichen Einzugsgebietes der Rhcinmündungs~ 
häfen ist die Bundesbahn hinsichtlich der Handhabung ihrer Seehafentarife völlig 
souverän. Einer tarifarischen Bess·ersteIIung des Nichtwettbewerbsgebietes gegen" 
über den Wettbewerbsgebieten durch die Seehafentarife steht grundsätzlich nichts 
im Wege. Die Bundesbahn llat lediglich darauf zu achten, daß jeder Seehafen" 
tarif seine Kosten deckt. 
Nach dem Kriege erfolgte eine erhebliche Verlagerung der seewärtigen Fertig" 
wareriausfuhr des Wettbewerbsgebietes von den deutschen Se-ehäfen auf die Bene" 
luxhäfen. Für diese Entwicklung sind im wesentlichen die folgenden Umstände 
verantwortlich. 

Mit der am 1. Oktober 1940 .erfolgten Einführung des allgemeinen Ausfuhr" 
tarifs 24 A hat sich das WettbewerbsverhäItnis zwischen den Rheinmündungs", 
häfen und den deutschen Seehäfen grundlegend verschoben. Dieser Tarif gilt 

Z'III' Sl)clJaf"'J-'I'al'ifl',,]'ilik .1')[' D'n[l~chen Illllldcshahn 
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auch für die Ausfuhr übel' die Binnenumschbgplätze. Die derzeiti T F' I 
ermäßigungen des AT 24 A betragen auf der Entfernungsstufe 50 ~l be:dci lt~ 
Tarifklassen en 

A . B ' C D E ~------9_ 
8% 11 % 16% 20% 22% 20 Yo 20% 

Die Einbeziehung der BinnenumschIagplätze bezweckte ausschließlich cli E t~ 
lastung der Reichsbahn" im .Kriege.; sie i~t h~uteeigentli~h gegenstandslo~, ~~; 
ist auch deshalb unverstanclhch, wetl bereits die Nahentfernungen des Regelt 'f 
die Selbstkosten der Bundesbahn nicht decken. Trotzdem dürfte ihre Heran s 

cl I · f ß 'aus" nahme aus· em Ge tungsberelch des AT 24 Aau gro e Schwierigkeiten stoß . en. 
Da die Grundlage der Wettbewerbstarife im aIIgemcinen die Kosten des komb'" . 
nierten Bahn"Rheinweges von und nach Rotterdam sind, erschwert der AT 24 ~ 
die Reaktivierung der Seehafentarifpolitik. Die Seehafentarife 'der Bundesbahn 
müßten wegen des AT 24 A höhere Ermäßigungen als diejenigen der Reichsbahn 
aufweisen. " In. Wirklichkeit gewähren ,die S"Tarife .heute wesentlich g:!ringere 
Frachtvergunshgungen als vor dem Knege. Auch die Seehafentarife sind noch 
nicht wieder auf Hamburg abgestellt. In zahlreichen Fällen liegen selbst die 
Bremer Frachtsätze über den Wettbewerbsfrachten nach Rotterdam, Nach wie 
vor wendet die Bundesbahn das System der Nullangleichung an. Die Richtlinien 
des Bundesministers für Verkchr sind noch nicht verwirklicht worden. 

V. 
Läßt man das Saargebiet außer Ansatz, so waren vor dcm Kriege die ßenclux" 
häfen mit gut 50 % am deutschen Walzeisenexport beteiligt. "Auf eine Quote von 
über 60 % haben sie zu keiner Zeit Anspruch erhoben. Nachstehende Uebersicht 
unterrichtet über 

dic deutsche Ausfuhr an Walzeisen über die Beneluxhäfcn, 
Bremen und Hamburg in den Jahren 1950 und 1951. 

1950 1951 
Beneluxhäfen 1077 000 t = 76,6 % 1230000 t = 71,1 % 

Bremen 217000 t = 15,4 % 369000 t C~ 21,3 '1,'0 

Hamburg 113000 t = 8,0 % 132000 t ~~ 7,6 0/0 

insgesamt 1 407000 t = 100,0 % 1 731 000 t ~" 100,0 0/0 

Um zu verhindern, daß mehr als 50 bis 60 % der deutschen seewäl:tigen W'-alz" 
cisenausfuhr den Weg über dic Beneluxhäfen nehmen, ist für den AT 8 SI eine 
besondere Frachtsatzbildung -erforderlich. Dies deshalb, weil etwa 90 % des deut" 
schen W.alzeisenexports von den nassen Hütten bestritten werden. Der wichtigste 
Träger des Wettbewerbs gegen die Beneluxhäfen ist und bleibt für Walz-eisen 
Bremen. Um diese Aufgabe zu erfüllen, kommt Bremen mit Frachtsätzen, die 
den Versandkosten des kombinierten Bahn"Rhcinweges 'entsprechen, nicht aus. 
Der AT 8 S 1 muß Bremen Frachtsätze sichern, welche unter den Frachtaufwel1" 
dungen liegen, die den nassen Hütten des mittleren und östlichen Ruhrg·ebictes. 
im Fall der Wahl Rotterdams als Ausfuhrhafen erwachsen. Zu diesem Zweck 
muß Hamburgalsbald wieder seine Eigenschaft als tarifbildender Hafen zurücb 
erhalten und, was die Kosten des kombinierten Bahn"Rheil1weges anbelangt, end" 
lich wieder mit Rotterdam gleichgestellt werden. 
Die tatsächliche Wettbewe.rbsfracht Bochum-Rotterdam via Ruhrort dürfte im 

" .J 
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A b 
' k h" h tens 138 Pf, je 100 kg betragen, Im F aII der U eb '" ... ------

ugen 11c oc s , H" tt ' B I b ' Cl'ti ' 
d" f Hamburg hätte eme u e m oc mm Clln \'\1 alzei a~n 

leses Satzes au I ' h 109 Pf' 100 k senVe! h B 'm Fall der Nullang elC ung , Je g zu zahlen E' l'&<\n~ 
hab redmenBl Frachtsätze zugunsten von Hamburg scheidet in ~1' llle "Atli ,' 

e un
D
g, eAr b rehme:. hung der Nullregulierung kann beim AT 8 S 1 lesen1 Fan ~ " 

aus, le sc wac f I D' B d b I nur d } H b d Hamburger Satzes er 0 gen, le un es a 1n muß b llrel ,.' 
"ertal' shetzuAng eShmetarifen ihr Auskommen finden, Aus diesem Gr "d el' bEi . 

sam lC en usna 'h 'h B Un c ,~, 'h k " I' h sein dIe Frac tspanne ZWISC en remen und Hai b Wlr<l' es I raum mog IC " 'I d n ur ' 
h I 25 

ermindern DIes um so wentger, a s es urchaus In" !' g \.tn' , 
me ras % zu v' 'h R tt d t. 138 Pf' og ICh., : 
daß die Wettbewerbsfracht Boc un:- 0 er, am un er , Je 100 k ,ls~' 
I F 11 "de Hamburg beIm Walzeisenempfang den Frachtsat 7 hegt 
,n ~~ekem hit wur Bremens Frachtvorsprung gegenüber Hamburo- \~,~ 'd 31, t>f 
2
Je9 Pf gf e

2
r5 apfenJ"e 100 kg fallen, Die Ermäßigung des AT 8 sei \~l,~ 'de VOr 

, au, 64 0' b t D' S d" L1l cf' H b 6701 d für Bremen ,0 e ragen, le on ersatze des AT lt) 
a~hutrg . ,0 dunm Kriege im Wettbewerbsgebiet Frachtvergünstio-un 8 S 1 gewa r en vor e b gen V 

bis zu 71 0/0. 01.' , 

W"h d b . Walzel'sen die Verminderung der Frachtspannen zwischen I-i b 
aren el 11 d d "b h' G " "i1l' und B 25 0'0 betragen so te un aru er maus aus runden de ul'~. i 

remen nur, b h "h d N 1I I' h r nat' " , nalen Seehafenpolitik diese A sc wac ung er u ang e~~ ung unter kei 10: . 

Umständen in der Form der Anhebung der Bre~er Frachtsatze erfolgen dii:1en , 
kann d MI'nl'sterium und der Bundesbahn uberlassen werden, auf w I bfte. 

es em N II I' b .. d "b' e C 
Wege die Abschwächung der u Jegu.Jerf'ng ed" ef~ u ,r1gen Seehafentarit!ll 
vorzunehmen ist. Nach' Meinung eSh'fferhassWers udr e nflCllt nur die Bund en 
bahn s d erst recht die Binnensc 1 a rt ert arau egen, daß nicht es", 

, on ern d d' B F ht "t h d" , 
Hamburger Wettbewerbssätze, SOhn edrn

l 
l:t remd~.r f rac

h
. sa ze andf?e oben wCrde le , 

Bei den höherwertigeren Außen an e sgu ern ur te lerunter, le Wettbewerb~' , 
fähigkeit Bremens kaum gefährdet werden,. ~~n s~!lte auch m" Bre~en nie s", , 
übersehen daß heute sämtliche Seehafentanfe uberhohte Frachtsatze aufw' bt : 
Werden i~ Zukunft im V,erkehr mit den Wettbewerbsgebieten die tatsächt·1

sen . ~' 
K h Rh ' I-I b "b le 1en" 'Osten des kombinierten Ba n:< .elllweges von am urg u erno~men. so erhä 
B:-emen 'trotz V,erminderung seme~ Frach.tvorspr~nges gegenuber HalUblll'~~ .. 
ntedrigere Frachtsätze als sie heute ~he S"~ar~fe gewahre,?' HaI?burg erstrebt i~ 
Verkehr mit dem W·ettbewerbsgeblet ledlg11~h Frachtsatze, .dl.e den Frachtauf_' 
wendungen dieser Bezirke mit den Beneluxhafenauf dem bIllIgsten Wege . -
sprechen. Nach Meinung des Verfassers sollte die Verringerung des h.:\ll1bue,n~~ 
schen Frachtnachteils gegenüber Bremen bei den in den Richtlinien genann\gl"' .. 
Gütern zwecks Wahrung der b:rechti~ten Interessen der Binnens,~hiffahrt ul~3 

. d~r Bundesbahn auf dem Wege uber em.e Anh~bung der ~remer Satze erfolgen . 
. DIe Entscheidung hierüber liegt .aber l11cht bel den Seehafen •. sondern bei cl . 

K'Ü?rdinierungsabteilung des Bundesministers für Verkehr. i ~r 
, W.enn nicht alle Zeichen trügen,' ist in aller Kürze mit einer' Einigung aller deut", 
schen Seehäfen über die Auslegung und die Handhabung der Richtlinien d ~ , 
Bundesministers für Verkehr vom 16. Mai 1951 zu rechnen. \Venn dann nocli" .: 
'~a~ letzte Hindernis, die negative Einstellung der Binnenschiffahrt zu den Richt" ", '.: 
hnlen, beseitigt werden sollte, dann darf eine baldige Reaktivierung der See,. ',i 
hafentarifpolitik 'erwartet werden. Daß diese die berechtigten Interessen det' ,:: 
~erladendenWirtschaft, insbesondere diejenigen der Eisen schaffenden Industrie:~, \ 
f'~s Ruhrgebiets. voll berücksichtigen wird, glaubt der Verfasser mit seinen Aus;> 
~hrungen nachgewiesen zu haben. Die Befürchtungen Dr. Böhms in dieser I-Hn",: 

SIcht erscheinen dem Verfasser gegenstandslos..' : " 

:,,:.':';' ....•. -:-:-_--:-E_in..;;,g_li_cc_lc_ru_ll.;;..g_I_),_,II_I!_d_I1_il,_Hl_s_i,_' _,,_rn_lt_llI_r_h_O'_'J.._ol_lr,;..l_III..:.:(I_':..:.V.:::el.:ll::ur:::ll:::·e:::.:cl~11; ____ ~4~3 
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Eingliederung Deutschlands in WeItluftverkehr 
und WeltIuftrecht 

Von Dr. jur. habil. Johannes Bärmann, Dozent an der Universität Heidelberg 

(\Vim!ergabo nincs Vort.r3gcs 
auf Einladung der Induslrie- und IlandeIskarrm;cr FrankfurL a. M. 

um 20. November 1951) 

I. 
Situation seit 1945 

Mit dem Zusammenbruch im Jahre 1945 war die deutsche L ufth'Üh·ei tun tel.''' 
ge g a n ge n. Bau, Besitz und Betrieb v·on Luftfahrzeugen wurde Deutschen ver:< 
boten, auch die Bodenorganisation uns genommen. Erleichterungen im Erwerb, 

, " Bau und Betrieb von Flughäfen mit Genehmigung des alliierten Amtes für 
Zivilluftfahrt schlossen gerade Flugsicherung, Flugfernmeldedienste, Navigations" 
lind Fluglandebehelfe nicht ein. Abgesehen von der Freigabe des Segelfluges 
und Modellbaues hat sich bis heute Wesentliches daran nicht geändert. Doch 
rechnet man nunmehr kurzfristig im Zuge der eben zur V,crhandlung stehenden 
Neuregelung des Verhältnisses Westdeutschlands zu den Alliierten mit einer 
Rückgabe der Lufth.ah·eit an Deutschland. So wird für den innerdcutschen 
Luftverkehr das Wiederinkrafttreten des alten deutschen Luftrechtes, also ins" I 

besondere des Luftverkehrsgesetzes von 1936 mit der Novelle von 1943 und der 
Luftverkehrsordnung zur Folge haben, die beide, besonders die h!tztere, gründ .. 
Hcher Revision zu unterwerfen sein werden. Für den int,ernational'en Ver:< 
k ehr werden wir gezwungen sein, uns durch zwischenstaatliche Ein z·e I ver" 

, t r ä g e wieder an den Weltluftverkehr anzuschließen. Ein aut'Ümatisches Wieder:< 
,. aufleben der Vielzahl bilateraler Verträge aus den· Jahren vor dem Zusammen" 

bruch mit unseren Nachbarstaaten kommt wohl nicht in Betracht. Neue Ver'ein" 
barung ist erforderlich. Deutschland war der internationalen Lt\ftfahrtorgani~ 
sation, die im Jahre 1919 in Paris ins Leben gerufen w'Ürden war, der sogenannten 
Ci na (Gommission internati'Ünale p'Üur la navigation aerienne) nicht beige" 
treten, obwohl die damals von Herrn Präsidenten Dr. Wegerdt geforderten 
V,üraussetzungen für einen Beitritt Deutschlands ·crfüllt worden waren, Der 
Krieg hat leider dann den vorbereiteten Beitritt verhindert. Natürlich hat auch 
die während des Krieges durch das Abk.ammen von Chicago 1944 geschaffene 

.' neue Weltluftfahrtorganisation, die sogenannte "J C A 0" (International Civil 
:' '. Aviation Organisation), bestimmt, daß die ,ehemaligen Axenmächte dieser Organi~ 

sation nicht beitreten könnten. Wir werden auf den diskriminierenden 
, .~ Inhalt des Art. 93 unten noch eingehen. Auf der anderen Seite können alle 

I:: 'Beteiligten D,eutschland als '"Loch im WdtluftverkehrSr'echt" auf 
. die Dauer nicht ,ertragen. Es ist sicher nicht unrichtig, wenn von einigen Seiten 

,,/~, . schon darauf hingewiesen wurde, daß das Interesse der anderen Mächte, Deutsch" 
, ,.~ ~~la9d in der ]CAO"Organisation zu sehen, mindestens so gr'Üß ist wie das 

: ',..- ~~' ":" l 
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Deutschlands selbst. Allerdings wollen wir nicht verkennen, daß die gcogra~ 
pflische Situation Deutschlands in der Ost~Wcst"Richtungan Bedeutlmg nicht 
mehr gleichwertig der von früher ist. Die technischen und polizeilichen Schwierig~ 
keiten, die sich aus dem Fernbleiben aus der Wdtorganisation für die in Deutsch".. 
land Luftfahrt treibenden Staaten ,ergeben, sind für die We1tluftfahrt sehr nach".. 
teilig; aher es muß zugegeben werden, daß eine faktische Notwendigkeit be~ 
stehen wird, auch in den von Deutschland etwa .abzuschließenden oder zu er;< 
neuernden bilateralen Verträgen ,auf den In haI t der J C A 0 " 0 I' d 11. U n g 
zu verweisen. Hierin wiederum zeigt sich der Nachteil für Deutschland 
daß 'es auf die künftige Veränderung und Gestaltung dieser Ordnung als N icht== 
mitglied keinen Einfluß haben wird, auch nicht als zugelassener Beobachter im. 
Rechtsausschuß der JCAO. ' 
Die internationalen Abkommen auf Luftprivatrechtlichem Gebiet, also ins;< 
besondere das Warschauer Abkommen über den Luftbcförderuno-s.,,: 
vertrag von 1929 und das Römisch,e Abkommen von 1933 über S cl~ä:::= 
den durch Luftfahrzeuge an D I' i t t e n auf der Erdoberfläche, denen D eu tsch", 
land angehört hat, werden in ,absehbarer Zeit gegenüber der größten Zahl de1~ 
Staaten wieder in Geltung kommen, ihre Suspendierung durch die Proklamation 
NI'. 2 der Militärregierung also beendigt sein. Aber die im Gang befindliche 
Revision des römisch,en Abkommens wird zunächst auf Deutschland 
keine Anwendung finden können, woraus sich für ausländische Fluggesellschaften 
Nachteile ergehen können, z. B.aus der gerichtlichen Zuständigkeit, der Haft:::: 
Pflichtversicherung oder der Verschiedenartigkeit von Haftung und Schaden:::: 
ersatz. Es wäre natürlich auch abwegig, etwa aus dem Grundsatz der Freiheit 
des Durchgangsverkehrs gemäß dem Programm des Statuts von Barcelona Von 
1921 die AnwendbarKeit des internationalen Rechts der JCAO oder gar die 
allgemeine Freiheit des Durchgangsverkehrs über Deutschland zu folgern. Die 
Lufthoheit des Staates über seinem ;Gebiet ist heute ein unbestrittener Satz des 
Völkerrechts. 

H. 
Folgen einer Wiederherstellung der deutschen LufthoheJf 

~~.mmtes im Zuge der im Gang' befindlichen Verhandlungen mit den <llIiiertcn 
Dachten auch zur WIederherstellung der deutschen Lufthoheit, so bleibt 

ektshhland, wie oben schon gesagt, zur Ordnung seines internationalen Luft:::: 
~h' e rs nur der \Veg der zweis'eHigen Staatsverträge. Art. 93 des 

/cagoer Abkommens schließt Deutschland als Mitglied der \V cltluftorgani:; 
~ Ion hUs. Die Folge ist, daß der Luftverkehr ausländischer flugzcuge ,über 
I eugc land nUr .~uf Grun'd solcher Staatsverträge stattfinden darf. Hier wird 
~er rundsatz der Gegenseitigkeit, d. h.also der Zulassung Deutschlanus 
~ entsprechenden ausländischen Luftraum entscheidend sein. Da der JCAO:; 
. trganisation 58 Staaten angehören, denen es nach dem Abkommen nicht erlaubt 
~~ '1 :uf die Anwendung des Abkommens gegenüber anderen Staaten zu ver:; nC \enhI'ergibt sich die Notwendigkeit, auch in zweiseitigen Staatsverträgen 
('A~ sc ands.auf das Abkommen samt seinen Anhängen Bezug zu nehmen 
111 r .. 82). DIe Anhänge sind besonders wichtig, weil sie technische und kOI11:; 
z. e~lelIe. Angelegenheiten, die ständig Schwierigkeiten machen werden, regeln, 
keh . ~lmdf1ug, Verkehrsregeln, Befähigungsscheine, Nachrichtendienst, Ver", 

rsdI1enst, Lufttüchtigkeit, Erleichterung insbesondere im Zoll" und Paßwesen. 

11 
11 

45 

> Aenderungen hierin geschehen durch die mit qualifizierter ~/:l" Mdll'heit vom 
JCAO~Rat beschlossenen No r me nun dEm p feh lu n gen, die gegenüber 
~llen JCAO"Staaten verbindlich werden" wenn nicht innerhalb angemessener 
Frist eine einfache Mehrheit der Vertragsstaaten ihnen widerspricht. Dann sind 
lber die JCAO~Staaten auch innerhalb ihrer Verträge mit Deutschland an diese 
i\.enderung gebunden. Man kann Deutschland auf der anderen Seite nicht zu~ 
muten, sich diesen Aenderungen ohne weiteres zu unterwerfen, wenn 'es aüf 
deren Entstehung als Nichtmitglied der JCAO gar keinen Einfluß hat. 
LS erscheint mir völlig undiskutabel, Deutschland noch durch Maßnahmen im 
Rahmen des Be sa tz u n g sr e c h te s bzw. der Alliierten Hochkommission zum 
JCAO"Mitglied machen zu wollen. Solches Vorgehen würde gleichfalls an der 
dskriminierenden Bestimmung des Art. 93 des Chicagoer"Abkommens, die wir 
gleich besprechen werden, scheitern. Mit der Wiederherstellung der Lufthoheit 
entsteht also für den Luftverkehr ausländischer Ges·ellschaften in Deutschland eine 
elnigermaßen prekäre Situation. Es kann zwar nicht .allgemein gesagt werden, daß 
die Linienvereinbarungen aus der Besatzungszeit ohne weiter'es ungültig werden 
lltit der Wiederherstellung der deutschen Lufthoheit. Das hängt von ihrer recht" 
lichen Natur im einzelnen ab wie auch von dem Inhalt des künftigen General" 
v~rtrages mit den alliierten ' Mächten. Ein Beispiel dafür ist der japanische 
Friedensvertrag, der eine vierjährige Fortdauer der Konzessionen vorsieht. Aber 
bd Erlöschen dieser Konzessionen, gleich ob jetzt oder früher, wird man zu Ver" 
hmdlungen auf beiden Seiten gezwungen sein. 
Da fragt m~n sich nun, wie die etwa wiedergeworinene Lu f t hohe i t P I' a .k " 
ti sc hau s ge nut z t werden wird. Die Presse im In" und Ausland hat SIch 
mit dieser Frage in den letzten Wochen bereits eifrig beschäftigt. Deutscherseits 
hat man darauf hingewiesen, "daß die größten Luftverkehrsgese~lsch~ften BOAC 
und BEA kaum mehr als 100 Flugzeuge besitzen und daß SIch Ihre Grund" 
k~pitalien zwischen ca. 250 und 660 Millionen DM bewegen, während schon be~ 
dwtende Gesellschaften wie die holländische KLM oder die belgische SABENA, 
mJ einem Flugzeugpark' von 60 bis 70 und rund 100 Millionen DM auskommen". 
Natürlich ist nicht daran zu denken, daß eine deutsche Luftverkehrsgesdlschaft 
Si<11 mit dem Hubschrauber"Nahverkehr über Wasser halten kann. Eine nur be~ 
schränkte Rentabilität bringt außer dem Luftpostverkehr nur der Lang" und 
Mlttelstreck,endienst. Die Hoffnung des Deutschen Industrie" und Handelstages 
wie auch des Bundesverkehrs" und finanzministeriums, Deutschlands Luftvel,'kehr 
schon in diesem Herbst aufnehmen zu können war leider verfrüht. Es dürfte 
au:h eine Wandlung in der Auffassung insofer~eingetreten sein, als man nicht 
mchr unhedingt dne engere Ve.r bin dun g mit ,einer großen We 1 t I u f t ver" 
k ehr s ge se 11 s eh a f t für das Gedeihen einer ,eigenen deutschen Luftverkehrs~ 
gesellschaft als notwendig ansieht. Sicher wäre es, auf längere Sicht gesehen, be~ 
grüßenswert, wenn -eine Pool" und Z usa m me na I' be i t mit mehreren euro~ 
päischcn Gesellschaften ,etwa nach dem Muster der skandinavischen zustande 
käme, schon aus .GrÜnden der Vermeidung unwirtschaftlicher Konkurrenz und 
zweckmäßigerer Gestaltung des Liniennetzes wie auch der Abwehr innereul'oOpäi~ 
schn Cabotagev,erkehrs durch außereuropäische Luftverkehrsbetriebe, in welch 
lct:terem Punkte der in eine Vielzahl von Staaten aufgegliederte Kontinent 
gegenüber der staatlichen Einheit ,eines Großstaates wie USA ganz empfindlich 
im Nachteil ist. Doch liegt die Entscheidung darüber leider nicht allein in den 
HJndeneiner kommenden deutschen Luftverkehrsgesellschaft. Auch die anderen 
müßten sich darüber einig sein lind Ansätze zwischen SAS, KLM, SABENA und 
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italienischen Linien zu verdichten suchen. So kam man denn dazu, im Aus\a{i~ 
darüber zu diskutieren, ob' sich Deutschland wohl mit einer ci g.e ne n Ge seil r 
sc h a f t ,an eine kleinere ausländische Gesellschaft anlehnen würde in '/0 eg. 
Wahrung ihrer Selbständigkeit, um technisch und wirtschaftlich die EntwiCkl~n u 
zur Weltluftverkehrsgesellschaft zu starten. Endgültiges in dieser Sache sage~ zer 
wollen, verbieten Takt und Erfahrung. Unangebracht wäre es jedenfalls, elbel 
deutschen Gesellschaft einen Vorwurf zu machen, wenn'sie den letzteren W~gr hl 
sc~reitet, sofern die Vora~sset~ungen für die heiden .anderen genannten Mbg lC . ' 

kelten von der anderen SeIte nIcht geboten werden. . 

111. 

JCAO.Abkommen und Organisation 

~ehrfac? schon wurde von der JCAO"Organisation gespr'Üchen. Deshalb .z~ 
~heser ~lereinige W'Ürte. Die Pariser Luftfahrtkonferenz von 1919 hatte Cl~./. 
m~ernahonale Organisation der Zivilluftfahrt ins Leben gerufen, der die europav 

sc en Staaten fast vollzählig angehörten. Deutschland war zunächst davon a~h ' . 
aesctlossen und später nicht beigetreten. Die iberische Staatenwelt schloß S!C Il 

urc das sogenannte CIANA"Abkommen zu einer selbständigen Organisa!~ 
z~sammeQ (Convenio ibero"americano de navigacion aerea). Der panamer1 J; 
lllsche Verkehr wurde durch das Havanna"Abkommen geregelt. Damit war de . 
't:bekltluftverkehr also organisatorisch dreigegliedert. Der Erfolg des Chicag.O~ . 

o~mens von 1944, dem Rußland ,als einzig\! Großmacht wiederum fernbb~ , '. 
War dlC Ers'etzung dieser D r ~e i g 1i e der u n g durch 'eine gl 0 bai e Ein h ~ d ... 
pas Abkommen hat sich zum Ziele gesetzt, Grundsätze und Regelungen ~u , 
Wf~en, ,,~anl.it sich die inte.'nationale Zivilluftfahrt in sicherer und geordneter 

.. ~ei~ehwetter entwickeln und der internationale Lufttransportdienst unter grundf 
~a. zb lC gleichen Voraussetzungen eingerichtet und gesund und wirtschaftlich bef '" t e cn werden kann". So die Präambel des Vertrages. In Artikel 44 des A~f , 
Gomme~s heißt es: "Aufgaben und Ziele der Organisation bestehen darin, dle ' .. 
k hndsatze und die technischen Möglichkeiten für den internationalen Luftver! . 
b

e 
f': zr entWickeln, sowie die Planung und Entwicklung der internationalen Luftf 

u~dr{ cru~g zu fördern;" es werden s'Üdann einzelne Punkte für diese planung 
nu En~:-v~cklung aufgezählt, darunter die Gewährleistung der sicheren und ord" 
fahngsmaßlgen Zivilluftfahrt in der Wdt. Auch sollen Bau und Betrieb von Luft f 

.för~r~gen für friedliche Zwecke, Ausbau von Luftstrecken, Flughäfen usw. gef 
mieder "d~rden, wirtschaftliche Nachteile durch unsachlichen Wettbewerb ver" 
VÖlk

en
, de Flugsicherheit erhöht werden, aber vor ,allem auch das bei den: ~ 

leistll~r~f' e~ 'Welt bestehende Verlangen nach einem sicheren, regelmäßigen, . 
intern ~. ahigen lind wirtschaftlichen Luftverkehr erfüllt und die Entwicklung des, : 
gramr:: ~~na en Zivilluftfahrtwesens in jeder Hinsicht gefördert werden. Das Pro>' . 
schenr~~dJCAO h~t also ausg~sJ?rochen gebiet1ich"universa!~sti: 
verk h s ach 1t c h d'Ü t.a h t a r ,e n Charakter im Bereich des ZlVllluft~ , 
JCAeO

rs
. I~.geWiS~~r Weise inkonsequent ist demgemäß der ,enge Anschluß der ..... 

durch ~n Abe pohttsche Linie der Vereinten Nationen. Die JCAO ist selbst· " 
im Ral

ell1 
dkommen vom Mai 1947 zu ,einem besonderen V,erwaltungsverband ~" 

liche p1men I er Vereinten Nationen geworden. 1948 wurde eine gemeinschaft" 
Generalrsona ordnung und gleichförmige Gestaltung der Budgets .empfohlen. Dic-·,· '. 
Vertrag~~rs~mmlung der Vereiriten Nationen kann sogar das Ausscheiden eines ' 

aa es aus der JCAO verlangen, wofür der' Versuch. mit Spanien ein . 
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Beispiel war. Schon Professor Riese hat auf die Unzweckmäßigkeit dieser Ent" 
''';''icklung hingewiesen. 
D~~ globalen Einheit der JCAO"Organisation ist auch eine sachliche Einheit an 
'die Seit,e getreten, insofern, als Aufgaben, die f~üher von der CITEJA (Comite 
internati.onal technique d'experts juridiques ael"iens), dem Organ zur Fortbildung 
des L-uftprivatrechtes, wahrgenommen wurden, unter Auflösung dieses Komitees 
, den Rechtsausschuß des JCAO"Rates überführt wurden. Die maßgeblichen 
~ Lieh.te seiner Arbei~ sind bis heute das Abkommen über die Anerkennung ding" 
1-~her Rechte an Flugzeugen in Genf 1948 und die Revision des sogenannten 
1_~ J"Uisehen Abkommens, das oben schon erwähnt wurde. Diese Revision wird 

,rO allexn hinsichtlich der Haftpflichtversicherung der Luftfahrzeuge Aenderungen 
l:°:geo, wie auch hinsichtlich der gerichtlichen Zuständigkeit. Die Arbeiten an 
d::~ Revision des Warschauer Abkommens sind weiter im Gang. 
D - g e b ie tl ich e Ein he i t der JCAO betonte deren stellvertretender Präsi" 
d 1e t bei der 5. Jahrestagung der Unterzeichnung des Chicagoer Abk'Ümmens, 

en 13 :r .a d f ie 1 d , indem er sagte, bei Erfüllung der Bedingungen des Chicagoer 
D t koJ:P.mens sind alle S ta a t·e n will kom m·e n als Mitglieder' der Organi" 
A _ n "Vorausgesetzt nur, daß sie sich den Grundsätz,en des Abkommens und der 
sa t1

0 u~ sich ergebenden Verantwortung unterwerf,en. Diese globale Einheit der 
dar.a nisation wird auch nicht durch die r'egi'Ün,alen Behörd,cn der JCAO 
o r~a trächtigt. Sie dienen, wie z. B. die Region Europa"Mitte1meer, dem beson" 
bee10 J3edürfnis auf dem Gebiete des Nachrichtendienstes und der Bodenorgani" 
der:e~. Hierbei können übrigens .auch Nichtmitgliedstaaten .ohne Sitz und Stimme 
s:~1;::'ehxnen. Nur am Rande sei angedeutet, daß die letzten Vorschläge für einen 
te1~o p~iischen Sonderzusammenschluß der Luftfahrtinteressen von G r a f S f 0 r z a 
cU.J

e 
a'Uch der der internati'Ünalen Hande},skammer v'Ürgelegte Plan, 

vv 1 .a 1.1ch der sogenannte B'Ü n n ,e f 0 u s p 1 an, der eine allgemeine, außer Post". 
abi[ l"'-lachrichtendienst, alle Verkehrszweige erfassende hohe 'europäische Ver" 
UD h behörde schaffen will, im Grunde das Bild der Weltluftfahrtorganisation 
ke rS zu stören vermögen. Außerdem haben diese Pläne, die durch den 
kauJUJUannplan'mehr oder weniger inauguriert wurden, wenig Hoffnung auf Ver" 
SC~~l:;\iehung, da sie einem e~?ten sachlichen B~dür.fn.is nicht ~erecht werd~n: Eine 
~ t.r teP twicklung dereuropalschen V,erkehrsemhelt 1st ·eher m der Koordlmerung 
I.< or ~orhandenen internationalen Verkehrs organisationen zu sehen als in einer 

- d e ..: deU1 Nichts zu schaffenden neuen Behörde. Vielleicht darf man sich in dieser 
.aU :' sicht von dem im Juli dieses Jahres v'Ürgelegten Plan d,er ECE (Eur'Ü" 
. li:-? ehe Wirtschaftsk,ommission in Genf) über Schaffung eines europäischen 
p_a1S sJ?0rtamtes (mit ·empfehlender, nicht bindender W'Cisungshefugnis) mehr ver" 
I ra~hcn; man erwartet dfe Annahme dieses Planes 110ch in diesem Jahr in .der 
sPJ"llv,ersammlung des Eur'Üparates in Straßburg. Einiges Mi ß tr.a u 'e n ge gen" 
Va :r dem S f'Ü r z a " P 1 a n wird man Deutschland nicht verübeln können; 
ii ~:~ .Annahme könnte eine mehr .oder weniger völlige Verhinderung des Wieder" 

. SClfb3.VeS ,eines deutschen Weltluftv·erkehrs durch dneeigene Gesellschaft zur' 
a \.l 19.c haben, sofern eine neue europäische Luftfahrtbehörde bindendes Weisungs" . 
/r5' ht: haben würde. 
.rCC '" 

".: ';,1: 
.{ f~,. 
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Deutschlands Stellung zur JCAO 
,,~ 

cl 1 f~ch die diskriminierendc Bestimmung des Art 93 1 
E wur e me 1r " lId ß D 1 I 'c cs e:: s I w;;11nt die zur Fo ge lat, a eutsc 1 and in dl'c Je' h t' 
Ab wmmens er" , k N h AO c~ _' ' 1 t ~ufgenommen werden ann, ac Art, 92 steht das Abk "'()" ~()(!' 
sahon lllC 1 " N ' 1 d 'h b °m < ~ ~tf't I' d der Vereinten atlOnen unu en I nen ver ündctel S IllCn .:),l)i. 
JVJ.l g le ern 1 d .. t' W 1 bat I 
d 

" St~~ten die währenc es gegenwar Igen cltkonfIikt" < Cn ," .. l el 
enJemgen "'" f "E .. t d' A' es n ~~ 
I
, b 'd tim Beitritt of en, s genug I<! nzelge an die R ,C1.1h'-'1 \\'j b Ie en sm , z d 'k ~O T 1 l' eO"le <' \ , 't St~~ten von Nor amen a,.) age nac 1 cueser An ,Cl:> t' lI t1 gl.' 

Veremlg en "" h' Abk ' , zeige, ~ "J 
Beitritt rechtsgültig, Das C Icagoe~, ommen Ist somit also ein So \V11.'d '-t(!1 

off e n e r Ver t rag, d, h, der BeItrItt steht anderen Staaten offen ge na 1"1. QI.'I 

"f' d Rates oder der Versammlung der JCAO"Staatcn AbOhl1.e l'ltl.'t 
Be ragung es 'h .. k 'd t, AI' Cl.' ~. 

b
' t' wesentliche Emsc ran ung, m em cr sag,,, l1C ere als cl' , L\... 111(,: nng eme S k" ' ' le In '" 1:- c 

(Unterzeichnerstaaten) und 92 genannten taaten onnen, vorbehaltlicl .(-\1:"1:-' ~3 
t
' unO' eines von den Staaten der Welt zur Erhaltung des Frieden 1. d et . 91 

s Imm I:! 0 't' T 'I h s gett - ~ 11 'en internationalen rgaOlsa IOn, zur el na mc an diesem Ab Off~ lt" 
a getmelll den wenn Jj" der Vollversammlung (der JCAO) Zll t' koh.. l:lCI) 
zuge assen wer, , d' V 11 1 5 11111 -'.1:"1.) 

1 he 
Bedingungen dIe le ° versamm ung vorschreiben k 1)1.'11 1.'11 

unter so c n ',' d S 'f 1 an1) . 4l) 
hin ist in jedem Fall die ZustImmung Je es taates er oruer~~ch, der im' \Vctt-c cl 

.. t' eo Krieg durch den um Zulassung ersuchenden Staat uberfall ge~ t" 
war Ig B 't 't t ' h ' h en od ~~I) egriffen wurde," Diese eil' 1 s s per l' e, 1'1C tet SIC praktisch n Cl' 4 " 

g gen J~pan und D eu t sc h 1 an d, da ItalIen 1947, Oesterreicl1 lll' 11 ...... 1)" 
ge" d D ' 'ff d A und b '-'cl 
1 d 

1948 aufgenommen wur en, amIf tn t cl' rt,93 nur eine 0' ..... ' i h. 1 
an d 't f I' h ' 't' I d t:>anz n ~'ll

Minderheit von Staaten, un es IS rag ~c , WIe wel ~tc 1 ieser Artikel b~l.-il), .. : 

b
, onders in Art, 44 a, b, c, d, e, h und I, aber auch In der Präambel z 1111 t ...... --lf:!.c.: 
es .. d 1 b' tl' h d hl' h' ltt1) ~ -t~I' 

t k I omlnenden I en enz nac 1 ge te IC er un sac lC er El11heit d .... '''- L 
,ruc< fd Bl'kl' erle:: ls, o anisation verträgt. Schon aU en ersten IC legt es auf der B A...c:) 
Or

r
g
g anisationen von der Art der JCAO wie auch des Weltpostverel' and, cl ""I~ 

, , , lAb 't t d ns \"'1 .. " 
nachrichtenvereins, des internatlOna en r el sam es, er \V'eltkündigun ' '\ ~lt,~ 
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1) 

Völkerrechtliche Quellenlehre 

Das neuere Völkerrecht sieht das Kennzeichen der modernen Völkerrecht -tl ' 
darin, daß sie "das positive Völkerrecht in ,einer überpositiven Grundno s l~01:"ie 
diert, ohne die auch das positive Völkerrecht nicht bestehen kann", So:t lt t)", 

kannte Völkerrechtler V erd l' 0 S s, Hinter, dieser Grundnorm steht dieC\}.,~", 
auss,etzung der ide~lle,n V ~ l' b u n d~ n he lt der .. S ta a tc n in einer G o>.l:'~ 
m,e 1 n s c h a f t. Die mhalthche BestImmung der volkerrechtlichen G r l e = 
no r m hat von jenen Rechtsgrundsätzen auszugehen, welche die KUltur: ,~rk~' =-' 

übereinstimmend anerkennen, da sich die Normen des positiven Völkerr~ h ~1:" 
erst aufgrund des übereinstimmenden Rechtsbewußtseins der Völker he,ee ~~ 
gebildet haben, Mit Verdross sind wir der Meinung, daß wir im Begriff r~us= 
d~e ,mit dem Ende des Mittelalters zur Auflös~mg gelangte und durch eine p~~7t~.~ 
vlshsche, nur auf Vertragsrecht abgestellte Volkerrechtslehre, abgelöste christlieh~ 
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Eillglicl!orung DoulschJands in \V"IL!ufll"l'k,,!i1' und \Vnll.luflrl'chl. 

Id,ee der Einheit,der ,u n a ci vita s, des e}nen \V'dtstaates, wieder herzustellen, 
I?tese Idee der Emhelt der Staatenwelt ist nicht nur eine historische, sondern auch 
ClOe n 0, r m a ti v'e ,also eine rechtlich in der Gegenwart verpflichtende, Dem 
folgen dIe aus den Rechtsordnungen übernommenen Rechtsgrundsätze die schon 
gelten "noch bevor das Völkerrecht im Wege des Völkergewohnheitsrdchtes oder 
vor:~ Staatsverträg~neigene Normen hervorgebracht hat", Das ist auch der Grund 
dafur, daß schon 1m 19, Jahrhundert Verträge von solchem Gewicht sein konnten 
daß sie als Ausdruck einer allgemeinen Rechtsauffassung auch für außenstehend~ 
Staaten verbindlich wurden, Der dänische Völkerrechtler R 0 s s weist hierbei 
auf ~ie Hei,lige AII!,anz. und den Pariser Friedensvertrag von 1856 hin, die "droit 
publtc de I Europe mit dem Charakter eines objektiven politischen Statuts für 
alle europäischen Mächte schaffen wollten, Im Zeitalter des Völkerbundes und 
der, Vereint~n Nation,en, welch letztere auch gegenüber Nichtmitglicdern Gesctz::: 
g~, ung ausuben wollen, gewinnt dieser Gedanke immer mehr an Substanz und 
stutzt die Vorstellung vom P I' i m a t d 'e r v ö 1 k er re c h tl i ehe n S ta a t e n ::: 
ge me ins c ha f t. Die una civitas führt zu der Folgerung einer gl 0 ba I e n 
A:.I I ge m<Ci n v 'e r bin d 1 ich ke i t g e w iss er v ö I ke l' re eh tl i c he r G run d" 
~ atz e, ,'ohne Rücksicht auf die positive Vertragslage, Selbst die Satzung des 
mternatIonalen Gerichtshofes weist in Art. 38 c als selbständige Quelle des Völker" 
rechts auf die von d~n zivilisierten Nationen anerkanntena I I g e me in e n 
R. 'e c h t 5 g run d ~ ätz e hin, Das geht über Praxis und Gewohnheit weit 
htnaus, Gerade dieser Art. 38 c stellt den Gedanken in den Vordergrund, daß 
allgemeine Rechtsgrundsätze des Völkerrechts sich aus fun da m e n tale 11 

R ,e c h t s g run d sät zen entwickeln, die in den v,erschiedenen i n t 'e l' ne l'l. 
R e eh t SOl' d nun gen Anerkennung gefunden haben, Das kann nicht nur 
nach der Seite der Allgemeinverbindlichkeit von Vereinbarungen auch für nicht" 
v~rtragsschl~eßende Staaten gelten, sondern muß auch und zuvor noch gelten für 
die allgemel11en Verpflichtungen aus Abkommen bestimmter Art, insbesQndere 
ar:,s i~ternat~ona,~en Kollektivvereinbarungen und für die dadurch geschaffene selb" 
standlge, mit Volkerrechtssubjektivität ausgestattete Organisation, 

2) 

, Der Primat der Staatengemeinschaft 

Eine lehrreiche Begründung bietet die Ge s chi eh te de r S t aa t eng e m ein '" 
sc h a f t si d 'ce, Dem Mittelalter war der Gedanke vom Primat der Staaten" 
g~mci~1schaft ~einahe eine Selbstverständlichkeit, Die Auflösung der gedanklichen 
El11heIt der mIttelalterlichen Welt mit der geistigen Spitze des Papstes als zen" 
tralem Organ ließ immerhin die Idee der uni'! civitas nicht völlig untergehen, In 
-der zweiten P.eriode, des neuzeitlichen Völkerrechts nach dem Westfälischel'l. 
Frieden von 1648 versuchte man die Einheit durch den Grundsatz des G le ich::: 
ge w ich t s zu ersetzen, Die zweite Hälfte ,des 19, und das 20, Jahrhundert 
zeigen immer mehr die Tendenz zum organisierten Völkerrecht, zur zentralen 
Völkerrechtsinstanz, Nirgends mehr .aber, als im V e rk ehr s re c h t, gesteigert 
durch die wachsende Verpflechtung der Volkswirtschaften, tritt zutage, daß 
d~~ Staaten, gleich welcher politischen Verfassung, "sich niemals derart genügen 
konnen, daß sie keiner gegenseitigen Hilfe, keiner Gesellschaft und keiner Ge" 
meinschaft bedürfen, entweder um besser zu leben und zu ihrem Nutzen, oder 
wegen einer moralischen Notwendigkeit und Bedürftigkeit, wie es uns die Er" 
fahrung zeigt. Daher brauchen sie irgend eine Rechtsordnung, die sie in jener 
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Art des Verkehrs und der Gemeinschaft leitet und lenkt .... " Das sin'cl' Worte 
die schon der Völkerrechtler S u are z im 16. Jahrhundert geschrieben hat:. Nicht 
viel anders verhält es sich bei G rot i u s. Allerneuestens hat S ha w c r 0 s's vor 

- dem Nürnberger Militärgerichtshof, worauf Verdross hinweist, ausgeführt> daß 
die Sc I b s te n t sc h e id u n g dnes Staates nur vorläufiger Natur sei, irri'~_all. 
gemeinen völkerrechtlichen Verfahren -angefochten und dadurch einer v ö H<e r" 
re c h tl i c he n K 0 n t r '0 I I ,e unterworfen werden kimn. Das ist übertr'agbar 
auf den v'ölk,errechtlichen Kollektivvertrag, der Zweifcl'~ent" 

, stehen läßt darüber, üb er nicht in völkerrechtliche Grundnormen oder allgemei ne 
Rechtsgrundsätz'e ,eingreift bzw. von diesen nicht getragen wird. Dies muß'~:be" 
sonders in einer Zeit gelten, in der das bisherige Völkerrecht durch den· V ers~ch 
einer We1tregierung im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen eine strukht'r'elle 
Veränderung in der Richtung auf das Weltrecht hin erfahr-en könnte, wic''-es 
V erdI;oss ,ausdrückt. 

3) 

Yölkerrechtliche Grundrechte 

Wenn bisher vom Primat der Staatengemeinschaft, besonders im Bereiche /d.er 
Inanspruchnahme universaler Geltung die Rede. war, so -ergibt sich als Gegen", 
gewicht wiederum, und zwar aus dem gleichfalls völkerrechtlichen Grundsatzclcr 
Souveränität heraus die Frage nach völkerrechtlichen Grundrechten der Staaten. 
An der Spitze steht, allseits in der Völkerrechtslehre anerkannt, das Re c h t .i u f 
G le ich h 'e i t. Der Gleichheitsgrundsatz verbietet, was auch R os s andeute't 
das Verbot bestimmter diskriminierender Untersc~eidungsmerkmale. Staat~-"': 
gleicher voller Souveränität unterschiedlich zu behandeln, verstößt damit gegen 
das Völkerrecht. Im Falle gleichen Bedürfnisses, wie z. B, innerhalb des globalen 
oder küntinentalen Zusammenhangs des internationalen Verkehrs, kann die Ab"" 
sperrung gegenüber voll.souveräner Staaten keine sachliche Berechtigung für siCh 
in Anspruch nehmen. ,.:~: 
Zu den völkerrechtlichen Grundrechten wird aber ganz allgemein auchaa's; 
G ru f{ d r'e ch ta u f Ve r k,e h r gezählt. "Die Völkerrechtsgemeinschaft':ist 
ebenso wie jede andere Gemeinschaft 'Ohne ein Mindestmaß an Verkehr zwischen 
den R,echtsgenossen undenkbar. Eine völlige Isolierung eines Staates vom V,er" 
kehr mit anderen Staaten ist daher mit der Völkerrechtsgemeinschaft nicht ver .. 
dnbar." Diese Worte von V 'e r.cl r 0 s s bedeuten nicht zuletzt auch, daß ci n 
Staat, und zwar -ein souveräner Staat durch die anderen Staaten nicht vom, Ver;. 
kehr abgeschlossen wevden darf. Deshalb fährt auch Verdross ganz richtig fo'rt . 
daß dieses Grundrecht auf Verkehr seine nähere AusgestaItungerst in der ürganh 
sierten Staatengemeinschaft erfahre, ,welche die Staaten zu 'einem Zusammen ... , 
wirken zur Erreichung bestimmter Ziele, verpflichtet, während das alte Völker", 
recht von den Staaten grundsätzlich nur ein non faeere, ein Nichteingreifen. "ln 
die Bereiche anderer Staaten forderte. Gerade dieses gegenseitige Verpflichtet,. 
seinhat in den letzten Jahrzehnten in fast allen Verkehrszweigen, in Post"" Nach .. 
richten. Eisenbahn., Luft. und, unter Beschränkung auf wenige Gegenstäride, 
auch ~ Straßenv,erkehr zu multilateralen Kollektivverträgen, vielfach unter 
Schaffung übernationaler, selbständiger Organe mit Völkerrechtssubjektivität, 'ge~ . 

,führt. Solche neugeschaffenen Organe der Staatengemeinschaft stehen im atis':' 
schließ lichen Dienst der ga n zen Staatengemeinschaft und sind integriere,ndc 
Faktoren dieser Gemeinschaft. . 
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4) 

Die Völkerrechtsvereinbarung 

Die Behandlung der Staatsverh.'äge in der Völkerrechtslehre legt von vor1nherein 
die An a log ie zu einer von 'allen zivilisierten Staaten dem Grunde nac 1 aner" 
kannten Syst-em.a ti k pd va tre eh tU eh.:!r V,erträg,e nahe. Daneben ~tn~er. 
scheidet man gelegentlich zwischen allgemeinen und besonderen und ZWIS~ en 
Gesetzesverträgen und Rechtsgeschäftsverträgen sowie auch zwischen V,ertragen 
und Vereinbarungen. Der Begriff der Vereinbarung deckt sich mit d~m, soge. 
nannten Ge set ze s ve r t ra g weitgehend. Darunter v,ersteht man eme ,Ver" 
einigung paraUellaufenderauf das gleiche Ziel gerichteter Willen, die ,zu ,el?e1 wirklichen Gemeinwillen führen, Man erinnert sich dabei an die volonte genb~ake 
in Rousseau's Contrat sodal. Dieser Ge m ,e i n wille sei allein imstande, 0 Je • 
tives Recht zu schaffen. Hierzu wird mit Vorliebe auf die Pariser· Seerechdt~. 
deklaration von 1856 und die Haager Konventionen von 1899 und 1907 über. le 
Beilegung von Streitigkeiten, Über Krieg und Neutralität usw. verwiesen. Diese 
ob je k t i ve O'r d nun g ,erlangt dem subjektiven Willen der Zeichnerstaaten 
gegenüber Selbständigkeit und Allgemeingültigkeit, vergleichbar den sogenan~dten 
No r me n v 'e r t r ä g ,e n im innerstaatlichen Recht. Aus dieser Lehre von en 
Normenverträgen interessiert uns insbesondere die Frage, inwieweit die Urheber 
von Normenverträgen noch frei sind in der Anwendung ihrer Vertragsn~l1men, 
also inwieweit sie ein Kontr,ahieren mit Interessenten noch ablehnen konnen, 
konkret für unseren Fall formuliert inwieweit der Beitritt zu den durch Normen. 
verträge geschaffenen Organisatio~en verwdgert werden kann. Das Zivilrecht 
kam zu einer Bejahung des Kontrahi,erungszwanges oder der Ab" 
s chi u ß p f I ich t ,öder gar einer Le ist u n g s p f I ich t schlechthin au~grtl1~d, 
der Tatsache -einer Mon 0 pol s te I lu n g des Leistungsträgers und welterhm 
aufgrund der Tatsache, daß die Tätigkeit oder Leistung im Interesse der ~rhaltung 
der zivilisatorischen Ordnung und der primären B ,e d Li r f n iss e der D -a " 
se ins v ,0 r so r g 'e liegt. Aehnliche Gedankengänge spielen wohl unbewußt 
eine Rolle bei der Diskussion zum Begriff der sogenam1ten ,,0 f f ,e n ,e n." Ver" 
tr ä ge im Völkerrecht, also j ener Verträge, die, im Gegensatz zu den von Ha~s 
aus "geschlossenen" Verträgen, dem Beitritt dritter Staaten grundsätzlich freI." 
gegeben sind. Die Frage, ob zu solchen V erträgen der Beitritt verweigert werden 
kann, ist unser eigentliches Anliegen. Es kann dabei davon ausgegangen werden, 
was schon oben gesagt wurde, daß nicht zuletzt mit der Begründung des Art. 38 c 
der Satzung des internationalen Gerichtshofes die Uebertragung zivilrechtlicher 
Rechtsfiguren in das völkerrechtliche Vertragsrecht als erlaubt anzusehen ist. So 
hat das z. B. G ,u g g b n h ,e i:m hinsichtlich der Lehre v,om Rechtsrnißbrauch be. 
denkenlos bejaht, L ,a u te r p .1 C h t hinsichtlich der allgemeinen Rechtsgrun~sätz~" 
die den Priv,atrechtsordnungen der zivilisierten Sta,aten ,entstammen und fur dle 
Uebernahme im Völkerrecht geeignet sind. Als ein solcher allgemeiner Rechts .. 
grundsatz kann heute schon der angesehen werden, daß M Q no p ,01 s t,e 11 u n g 
zur L ,e ist u n g v ,e r p f 1 ich t ,e t und ,daß eine Institution des privaten oder 
des öffentlichen Rechtes, die der Erfüllung lebensnotwendiger Be d ür.f n iss e 

, de l' D ase ins vor s Q r gedient, auf Inanspruchnahme hin zur L e 1 s tun g 
ver p flic h t 'e t ist. 
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5) 

Staaten verbindungen 

Unter den Staatenverbindungen verschiedener Art nehmen die Ver wal t ~i!~ g S ~ 
1.1 ni 0 n e n eine besondere Stellung ein. Ver d rü s s ~agt von ihnen a ls'::-'den 
organisierten Verbindungen souveräner Staaten zur Besorgung gleichgerichtete n" 

unpolitiscl~er Verwaltungsaufgaben, daß sie in der Regel auf einem K'0 11 ekt i' v d 

v 'e r t ra g beruhen, allen Staaten 'Offenstehen und auf Dauer berechnet sind.':Oic 
üben zitierte Bemerkung von B rad f i eid in der lCAO sagt das gleiche;:'ünd 
ebenso drückt es Her s h e y aus. Innerhalb der nicht ganz richtig als~loße 
Verwaltungsunionen bezeichneten Verbände nehmen aber die internationalen 
Ver k ehr s uni '0 ne n sogar noch eine Sonderstellung ein. Sie haben die N at-ur 
von übe r s t aa t I i c he n Z we c k ver b ä n d 'e n mit V ö I ke r r e c h t s ~ 
subjektivität. Ihre Organesirid Völkerr1echtsürgane, nichi,:,~nur 
gemeinsame Organe der an der Gründungskonferenz beteiligten Staaten."Dic 

, leAO ist zudem als juristische Person des Völkerrechts allseits anerkannt: ::,:;>" 

6) 

Beitritt 

Wir sehen, daß sich die privatrechtliehe Lehre von der Leistungspflicht auf~~ünd 
Monopolstellung oder wegen Erfüllung lebensnotwendiger Aufgaben der;;Da"" 
seinsvorsorge ins Völkerrecht übertragen läßt. 'Vir sehen ferner, daß die 1 G'A 0 
insbesondere die Natur'eines übe r s t.a .1 tl ich e n Z we c k ver ban d e r:lni t 
Münopolcharakter aufgrund einer univers,alistischen Tcnd,:c~n z 
erlangt hat und daß sie innerhalb der modernen Zivilisation der Er füll Li"n g 
lebensnotwen,diger Aufgaben der Daseinsvorsorge in.'der 
S ta '1 t ,e n ge me ins c ha f t dient. Es wurden üben schon Bemerkungeri ',von 
V ,e r d rü s sund B ra d f i ,e 1 dzitiert, wozu man nüch Her s h cyanfügen 
kann, der deutlich sagt, daß bei Künferenzen in Beziehung auf Kü 11 e kt i,,~ "" 
v ,e r t r ä,ge kein süuveräner Staat ausgeschlossen werden sollte "wenn es sich 
um eine Frage handle, die die Völkerrech tsgemeinscha ft als Ga n::::',e s 
angehe". Im Bereich des ,innerstaatlichen Verwaltungsrechts spricht man Von 
:A n s tal t s z w,a n g, w,enn die Benützung einer Versorgungseinrichtung .ci: B. 
Gaswerk) den Bedürfnissen der Oeffentlichkeit im Rahmen der Daseinsvorsorge 
'Offenstehen muß, wenn also Zulassungspflicht besteht, wie z. B. auch nach.der 
Fernsprechordnung. Das gleiche gilt im Bereich der Be ruf s ve r b ä n d e~~"~\\.() 
die Zulassungs pflicht ,als ungeschrieben,es Gesetz gilt. ' .:"'_\~".'~~'<~_~ 

.. - , ".'" ~., . 
Es muß geradezu Wunder nehmen, daß man für die Tätigkeit von überstaat", ' , 
lichen Zweckverbandsorganisationen, die Erfüllung, sachlicher Spezialaufgaben 
zum Gegenstand haben, noch nicht allgemein zu der Auffassung durchgcsto(kn 
ist, daß die Zulassung~ines Staates aus rein politischen Mütiven nicht verweigert 
'werden karin und daß der Beitritt zu solchen Organisationen allgemein üffeo.':,zu 
stehen hat. Wir hörten, was Bradfield, Hershey und Verdrüss, aUes nichtdeutsche 
Kapazitäten, dazu sagten. Auch der englische 1 urist 1 e n k s war j üngsti der 
Meinung, daß sich gerade seit der Unterzeichnung der Charta der Vereinten 
Nationen eine neue Formel' für die Beitrittsklauseln hieraus bilden müßte::/ln 
diesen Bemerkungen zeigt sich das Empfinden, daß mit der Verschließung;,des 
Beitritts aus politischen, Gründen völkerrechtlich etwas nicht in Ordnung!: ist. 
Aber man kam über das Hindernis nicht ~linweg, daß Verträge Rechte und 

'.:.>' 

i' 

\' 

1I 

EirllglicdCI'UIIg Dl'ul~ ,lI, u" ' 
• , Cl.ln , 111 \V,,]llnfl\,(,rkc!tr UlHI 'Vc1l11lftrechl. 53 

Pflichten nur unter den Ye t 11' 
eines Vertrages zu Gun t b r~gsc 1 1~.ßendel1 schaffen können. Die Annahme 
bei der Absicht einer A s dn nttcr wurdcaUcrdings zu grüßcn Schwierigkeiten 
individualisierten Sta t en e1ung des Vertrages führen, da die dritten noch nicht 
lienische Völkerrechtk:Zs~ lon. R.cchte erworben haben würden. Auch der ita~ 
punkt. Ich glaube aber' d ß n n hn cl stcht 1946 noch auf dem ablehnenden Stand" 
Vertragsrechts und sei~ '1 clc 'cm Ausgeführten aus dem Bereich des zivilen 
analogen Anwendun der Ido ernen Fürtcntwicklung, sowie aus der begründeten 
ein anderes gefolge ~ er 'daralk gewünnenen al!.gcmeinen Rechtssätz'e nunmehr 
bände mit Völk wen hn abn: Die übcrstaatlich'en Zwe,ckv'er'" 
die eine Mono '~ls\eeC tssu Jektivität, wk es die lCAO ist, 
zwar gebi.etlic~ . lIung anstreben undcrl,angt haben, und 
1 e be ns nü tw,e nd t,~~~lC~ .. s ach.! ich; die f~rne.rder Erfüllung 
Staatengemeins h

g 
ft .d·e . urfnls sc. der Das'elnsvürsorge der 

c a l'en'e n stil ff Vb" d" d Zu ihnen kann deo B't'ft .. ' e en "üene ,er an, 'e ar. 
räumlichen Ber'eich di~~:~ yaut, .. Grunden, die sich nicht aus dem sachlichen oder 
verwdgert werd D' er ande selbst ,ergeben, mit gutem Grund nicht mehr 
durch S c,e lle ~~~n :;se ~u~fassung finden ,;ir schließlich auch unterstützt 
die selbst nach d w·u sag~. Immer, wenn es SIch um ,eine Ordnung handelt, 
Organisation Jm. I en er Urheber. der Notwendigkeit der internationalen 
Beitritt 'Offen ~~n. emer Forderung der mtersozialen Solidarität dient, muß. der 

Die Unzulässigkeit mindest b "lk l' ... 
h Ib' . 's 1 b . ens a er vo errec 1thche Zweifelhafügkelt der IUller" 
Ba f emes rdnen ac 1.1 kommens aus politischen Gründen diskriminierenden 
~~ ~ifung, .es Art. 93 des JCAO"Abkommens soUte Veranlassung genug sein:, 

1m lIdes ~enderungsverfahrens nach Art. 94 durch 2/
3 
"Mehrheit der Voll .. 

versamm ung , .~ren haldige Beseitigung herbeizuführen, ~enn man sich nicht 
dem Vorwurfdvolk,errechtswidl."igen V,erhaltens aussetz.en will. Allerdings ist nicht 
~u 'erwa~ten, . aß d~utscherseits die Konsequenz eines Rechtsverfahrens vor dcm 
mternahonalen Genchtshof hieraus gezogen ,werden wird. 
Im Wel.tluft,:erkehrsnetz spielte Fra n k f ur t schon immer die Rülle eines 
~:?ordll~ah0I?-spunktes auf der Linie Nord"Siid und Ost .. West. Aus euro .. 
patscher. SIcht w~rdes ~n Zukunft noch notwendiger sein, den Wcltli.tftverkehr 
auf geWIsse K Tl S t .1 llt s a t i '0 n s pu n k tein den einzelnen Ländern, um einen 
von Prof. Pi rat h geprägten Ausdruck zu verwenden für den Absprung der 
intereuropäischen und interkontinentalen Linien zu kün~entrieren. \Vi1! Deutsch~ 
land sich mit Erfolg und Rentabilität in den \Veltluftverkehr einschalten, sü wird 
es zu. einer s!ärkeren Zentralisierung streben müssen. In diesem Plan stellt der 
~hel~ .. Ma t n .. F 1 u g ha fen Fra n k fu rt den gegebenen Ansatz für die künf .. 

, ttge Emschaltung Deutschlands in den Weltluftverkehr dar. Diese bevorzugte 
S~ellu~g ~at Frankf~.trt seit langem in flugtechnischer und wirtschaftlicher Hinsicht. 
SIe WIrd Ihm auch m Zukunft verbleiben müssen. 
Ausführliche wissenschaftliche Begründung der in Ziffer IV vorgetragenen 
völkerrechtlichen Theorie des Verfassers über den Zulassungszwang bei über .. 
staatlichen Zweckverbänden mit Völkerrechtssubjektivität, die eine Monopol .. 
stellung einnehmen und der Erfüllung lebensnotwendiger Bedürfnisse der 
Daseinsvorsorge der Staatengemeinschaft dienen ("offene Verbände") wird an 
anderer Stelle noch gegeben werden. 
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Die Vorschläge der deutschen Wirtschaft 
zur Lösung der Verkehrskrise 

Von 1. B ä tz in g, Reichsbahn"Vizepräsident a. D., Recklinghausen 

~. cf 

In die Erörterungen über die Lösung der Verkehrskrise hat sich die deutsche \'Virt" 
;chaft mit zwei programmatischen Verlautbarungen eingeschaltet, die wegen ihrer 
sachliehen Haltung und ihrer verständnisvollen Vorschläge besondere Beachtung 
verdienen. 
Im Mai v. Js. gab der "Deutsche Indus!rie" und"H~ndelstag" ~D I HT) "Rich~: 
linien für eine neue Verkehrsordnung un' Verhaltms von SchIene und Straße -
heraus' im September' hat der Bundesverband der Deutschen Industrie in einer 
Denks~hrift "Zur Verkehrskrise" seine Auffassung zu deren Lösung geäußert. 

In seinen Richtlinien" bekennt sich der D I H T eindeutig zur Aufrechterhaltung 
der gemei~wirtschaftlichen Verkehrsbedienung durc~ die Eisenbahn. pie .~ise~" 
bahn sei nach wie vor der bedeutendste Verkehrstrager, der namentlIch fur dIe 
großen Verkehrsströme und hier wieder.~m vorn~hmlich auf mit~~ere und 3froße 
Entfernungen nicht entbehrt werden konne. DIe großen Vorzuge des Kraft", 
wagens in technischer und wirtschaf!licher Hin:icht dürfte.n den bisher gemein" 
wirtschaftlich orientierten VerkehrsdICnst der EIsenbahn mcht untergraben, san" 
dcrn müßtcn ihm auf einer höheren verkehrswirtschaftlichen Ebene im Sinne 
gleichmäßiger und ausgl:eichend.er" Transport~edingungen zugeordnet. oder .~in,; 
geordnet werden. Das Jetzt rU1l1ose Gegenemander der V,erkehrsmIttcl mUSse 
unter Aufrcchterhaltung des W,ettbewerbs in ein produktives Miteinander vev 
wandelt werden. Es sei weiterhin erforderlich, die Rationalisierung des Eisen,; 
bahnverkehrs mit allen Mitteln voranzutreiben. Innerhalb eines gemeinwirtschafk 
lichen Verkehrssystems müsse eine der Leistungsfähigkeit der Verkehrsmittel an" 
gepaßte Auf gab e n te i I u n g angestrebt werden. D ie sem G e dan kt! n ist 
für die Lösung der Verkehrskrise die größte Bedeutung bei<" 
zum e s sen. Hierzu ist jedoch zu bemerken, daß man bei einer Aufgabentcillln~ 
nicht nur von dem gegenwärtigen "Besitzstand" der Verkehrsmittclausgehen darf. 

, Es ist nämlich sehr wohl denkbar, daß es der Eisenbahn durch Rationalisierungs" 
maßnahmen (stärkere Zentralisierung des Ladedienstes in Zentralgüterbahnhöfen, 
Ausdehnung des Behälterverkehrs, Elektrifizierung) möglich wird, den Stückgut" 
und Teilladungsverkehr, der nach M'einung des D I H T z. Zt.einen unzwccb 
mäßigen Leistungsaufw,and erfordere, auf mittlere und weite Entfernungen durch" 
aus wirtschaftlich zu betreiben. Dem Kraftwagw würde dann die Aufgabe der 
Sammlung und Verteilung des Gutes im Flächenverkehr zufallen. 
Für eine Neuordnung des Verkehrs hält der D I H Tdie Erfüllung "gleicher 
Startbedingungen" zwischen Schiene und Straße im Sinne der Eigenwirtschaft" 
lichkeit beider Verkehrsmittel für unerläßlich. Diesem Grundsatz entsprechend 
müßten letztere.auch für die (anteilmäßigen) Kosten von Bau und Unterhaltung 
ihrer Fahrbahn sowie der Verkehrssicherung aufkommen. Selbstverständlich sei 

r' 
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1\ sc la l ZUr Losullg der V crkehrsknse 

für die Beurteilung der Ei e . h f . 
der hetriebs~und volks ·.f lWtr'h a thchkeit eine möglichst genaue Erfassung 
Abschluß dcr Arbeitenwidessc:t t I~. en Selbstkosten erforderlich. Ein baldiger 
Selbstkostenausschusses wird Jlchf1b v:?m Bundes.verkehrsminister ,eingesetzten 
dings fraglich ,ob das Er ebn·es d~ fur not.wendig era~htet. Es erscheint aller~ 
liegen wird, und ob sich n~ch ih l~ser Arbeiten schon m naher Zukunft vor" 
durchführ·en lassen Z . cl m ~me gerechte Neuordnung des Verkehrs wird 
Verkehrsmittel bei den u&ibstkt konne~ die Ratio.nalisier~ngs~ö~1ichkeiten der 
diese nur den augenbi' klo lostenermittlungen mcht berucksIchhgt werden, da 
widerspiegeln. IC IC len Stand der Betriebsführung und Organisation 

Der Auffassung des D I H T d ß' . . , 
seien, wenn politisch bed" a staathche SubventIOnen nur dann zu geben 
sozialen Erwägun .m.gte So~derlasten vorliegen, oder vom Staat aus 
wäre hier noch hi

gen vf~bIlhgte Tanfe gefordert werden, ist zuzustimmen. Es 
den Wiederaufbaunduzudugel' laß der Staat auch die bcträchtlichen Kosten für 
anlagcn zu übern h er h:'C 

1 en Krie~ zerstörten oder beschädigten Verkehrs>' 

A I d
. e men atte, um "gleIche Startbedingungen" herzustellen. 

uc 1 le Forderung des D I H T d' d f f 
steuern zur Kl" d . . ' . le em Kra t allrzeug auferlegten Sonder .. 
ist gerechtferti;;.ung er Eigenwlrtschaftlichkeit in ZwecJ<steuem umzuwandeln, 

Angesichts deserschrecken,d A . d 
D I H T .. '" en nshegs er Verkehrsunfallziffern wird vom 

eme großzu' A . d V ·k h . 1 " glge npassung' er Fahrbahn und der Einrichtungen der 
er ,e rSSlC lerungen an die B hl' d V d' 1 d f verkeh" f d. Z . esceumgung un ,er IC ltung I es Kra twagen" 

rS
d 

ge or ert. weifellosentsprechen die Straßen hinsichtlich Unterhai" 
!ung un Anlage vielfach nicht den Anforderungen die der Kraftwagenverkehr 
1m Interessc sein S· h 'h . I ' h ff er lC erelt zu stelen berechtigt ist. In soweit muß Abhilfe 
~elc .aen. werden. Darüber hinaus müßten ,aber die Hauptverkehrsstraßen vicr" 

a 1l11g, mmdestens dreibahnig, ,an vielen Stellen auch kreuzungsfrei ausgebaut 
w'erden um ei t" d' h d I' ,,' nem s an Ig wac sen en Kraftw.agenverkehr zu genügen. Ob die 
11.erf~r aufzu~endenden Milliardenbeträge volkswirtschaftlich vertretbar sind, 
':ll'd 1m Vergleich zu anderen Möglichkeiten von denen noch die Rede sein wird, 
ell1gehend zu prüfen sein. ' 

Z~ll~ Errcichung "gleicher Startbedingungen" fordert der D I H T, daß die im 
I:~I11~nverkehr auf Schiene und Straße konkurrierenden Verkehrsträger grund~ 
satzhch mit gleichwertigen Auflagen zu versehen sind. So solle Z. B. schon jetzt 
-eine BeförderungspfBcht im Liniendienst des Güter" Kraftverkehrs eingeführt 
werden. Auch -ein Ausgleich hinsichtlich der sozialen Pflichten und Haftungs" 
hedingungen sei anzustreben. . 

Die Feststellung des D I H T, daß der 'Kraftwagen sich zur Erschließung des 
flachen Landes un'dv,erkehrsal:mer Gebiete besonders 'eignet, kann wohl kaum 
bestritten werden. Da aber dieser Verkehr, wie auf der Schiene, so auch auf der 
·Straße vielfach schlecht rentiert, müsse nach Ansicht des D I H T auch der Kraft" 
wagen, wie dies bei der Eisenbahn der Fall sei, aus den Ueberschüssen des 'er" 
tragsreichen Verkehrs subventioniert werden. 
Bezüglich der Ordnung des Nahv,erkehrs sprechcn. sich die "Richtlinien" für 
die Schaffung ,einer Berufs-ordnung ,aus, deren V,erwirklichung weitestgehend der 
Selbstverwaltung zu überlassen sei, da man die überaus individuell und variabel 
auftr·etenden Leistungen dieses Verkehrs nicht in den Rahmen ,einer, gesetzlichen 
Ordnung der Tarifgeharung und Beförderungshedingungen spannen könne. 
Andererseits wird aber zugegeben, daß für gewisse regelmäßig wiederkehrende 
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Transporte, die z. B. auch durch eine etwaige Verlagerung unwirtschaftlichen 
Kleingutverkehrs von der Bahn auf den Kraftwagen entstehen würden','::',die 
Ueherriahme gewisser gemeinwirtschaftlicher Funktionen durch den Kraftwagen 
zu prüfen seien". Das ist doch wohl nur möglich durch die Bindung an behördl 
lich genehmigte Tarife und Beförderungsbedingungen, die überall im Bundes~ 
gebiet Geltung haben müßten. , .. ' 

Es zCLigt von ,objektiver Einstellung, wenn die "Richtlinien" des D I H Tini:; 
Interesse <einer gemeinwirtschaftlichen Ordnung des Verkehrswesens dieF6ii 
derung 'erheben, auch den Werkverkehr grundsätzlich zu den gleichen stelle!' 
lichen Auflagen heranzuziehen, wie den gewerbsmäßigen Verkehr. Es wird alH:f 
auf die Möglichkeit hingewiesen, den durch besondere Umstände unnatürliCh 
ausgeweiteten W'erkverkehr zu Gunsten des gewerbsmäßigen Güterverkehrs dli, , 
zuschränken, wenn es diesem gelingt, sich den Erfo~dernissen der \XTirtschiift,·' 
bess,er klnzupassen. .<; .. ",\ 
Für 'ein wirksames Mittel zur Schaffung der Ordnung im Kraftverkehr hält .i~I~i~r 
D I H T die Errichtung einer Organisation nach Art des früheren Reichskraft;' 
wagenbetdebsverband (RKB) für ,erforderlich. In ihm müsse der gesamte Güter;,. 
fe~nverkehr sowie der übrige gewerbliche Kraftwagenverkd1f, soweit er gemein;,; I· 
wirtschaftlich verpflichtet ist zusammengeschlossen werden, wenn anders niCht;. 
die Uebernahme gemeinwirts'chaftlicher Aufgaben erschwert oder gar unmöglicli' 
gemacht würde. ~ 

Es dürfte auch der Auffassung zuzustimmen sein, daß ta r i f pol i t is c h e Ord/ 
nungsmittel 'erst dann in Frage kommen können, wenn zuvor die Angleichungi:;: 
der Wetthewerbsbedingungen namentlich die "Fiskalische Koordination" bzw:'·: 
der "äußere und innere finanzielle Ausgleich" herbeigeführt worden ist, wobei: 
auch der Grundsatz der Tarifgleichheit zu beachten sei. ":~::"\ 
Die Vorschläge des B und 'e s v·e r ban des der D e u t sehe n I n d u str f'~, .i 
bewegen sich in ganz ähnlichen Gedankengängen wie die "Richtlinien" des./ 
D I H T. Einige Gesichtspunkte werden eher noch schärfer zum Ausdruck ge ... \ 
b~acht. So w:e~den unter .den ,,'erheblichen Vorbelastungen", mit den,en.·die:':i 
Eisenbahn behaftet ist, den "politischen Lasten", u. a. auch die "erheb1ich~'n 
Kriegsschäden" und der "sehr große Nachholbedarf" besonders genannt. 'Es' 
Wird die sehr ,berechtigte Forderung gestellt, der Bundesbahn diese Lasten abZi.i;;: 
nehmen und auf die Allgemeinheit zu überlagern. Wenn dies angesichts dei-t; 
schlechten Finanzlage des Bundes z. 2t. nicht möglich sei, so müsse der Bundes;. '::, 
~ahn mi! ausreich,:nden Krediten geholfen werden. ~b zur Herstellung "gleicher.i) 

tartbedmgungen der Kraftwagen noch mehr als bIsher durch besondere Ab==.~{ 
rahen zur Unterhaltung seiner Fahrbahn herangezogen werden könne, sei fr~g~"\' t h, da er in seiner jetzigen Lage an der Grenze der Belastungs fähigkeit <lnge~ : 
ang~ sei. Damit wird zugegeben, daß die Wirtschaftlichkeit des Kraftwagen~ ,./: 

ZUmindest im F,ernverk,ehr zweifelhaft ist. :;:<{;c;:t 
~it ~achdruck wird darauf hingewiesen, daß die beteiligten Verkehrsmittel 
b ~ Mogli~hstes zur Erhöhung. ihr~r "Yirtsch~ftl~chkeit. tun I?üßten. B~.sond~rs' 
f el der Else n ba h n ergebe Sich 111 dIeser Hmslcht "em weites Fdd fur um'; 
~ss'e nde R.a tio na 1i s i·eru n g und Mo de rn is i,eru n g ihrer technisdien 

~lnr~chtung, wie ihrer Beförderungsleistung überhaupt". U. a. werden genannt: 
d 'errmgerung der Rangierzeiten durch neue Stellwerks formen, Mechanisiening 
Aes Stückgutverkehrs, Fortentwicklung des Behälterverkehrs, Verbesserung' der, 

n" und Abfuhr. '!' 

i 
.. ,~ 

l)i,o V()rs~hliige d"'l' deulsrlH'1l 'v', , " . .. . 
. lils( hall. ZIll' Losung dt'r Vcrkehrskl'lsc 57 

Der Einbruch des Kraft~va e . d'l . 
förderung von Massengüt~g ns ~n a~ 11m an Sich artfremde Gebiet der Be" 
denkliche Erscheinung anO'e;ci Wird :111t. Recht als eine für die Eisenbahn be" 
Tarifmaßnahmen werdenb I len. ~le luergegen. von der Bundesbahn ergriffenen 
ihr selbst gelegentlich zu

a
: ~:~eelgnet u~d .fur die Bahn, wie übrigens von 

"Große Tarifreform" wer3 gd' F als scha~hch bezeichnet. Auch durch die 
W' d' R' 1 1"" e le rage "Sclnene - Straße" nicht gelöst. 

le le" IC 1t tmen des D I H T . 1 
der Deutschen Industrie i . S' s~ SprtC'lt sich auch der Bundesverband der 
tierung der Kraftwagen n~ ie:t~r kthrtft neben der Einführung einer Kontingen" 
Bundes"Kraftwag.enbetrieb~:erb~ndlch für die mö~1ichst baldig,e Errichtung eines 
"verteilung, die fortlaufend 'u b es a1:s, dem dIe F.rachtraumanforderung und 
Verwaltung ,einer Ausgle' h k eerwdc ungder Verkehrsabwicklung, sowie die 
Frachtaufkommens zu üb

lc 
t sasse 0. er noch besser die Poolung des gesamten 

Tarifs gesichert sein Es er.r~r~t sef fadurch würde auch ,die Einhaltung des 
auch für die Eisenbahn ;i~ . arau .. i~gewiesen, daß ein derartiger Verband 
mit dem die vielen g . vertr~sfahlger Verhandlungspartner sein würde, 
geregelt werden könnt:~emsamten Ira~en zum Nutz·en heider V'erkcihrstrläger 

Bedienung des Flächenv,erk h . 
teilungsverkel H V ke hrs, ge~emsamer Stückgut", Sammel" und V er" 
dem K ftw 11', aus~ 'e~. ,e l' (Stuckgutheförderung in der Nahzone mit 

> • ra A,agbefn), . Ell"Stu~kgutverkehr, (Auflassung?), BehäIterverkehr, 
gememsame ~rhgungs" und Betriebsstellen . 

Die klare Stebllu~gnahme 'des Bundesverbandes fü~eine möglichst enge Zu", 
s.ammelnl~lr elt zwischen Eisenbahn und Kraftwagen zeugt von 
emer sac 1 IC len und . . 1 t 11 . 
1. d I emslc 1 svo en Beurteilung der Verkehrskrise und verdient ucson ere Beac 1tung. ' 

Zusammenfassend kann gesagt werden,daß die, Vorschläge des D I H T und 
~esf Bundesv,erbandes ,der Deutschen Industrie zum Problem Schiene":" Straße" 
111 olgenden Hauptpunkten über'einstimmen' ' " 

1. Die Ei~enbahn ist auch .heute noch wichti~ster Verkehrsträger und muß daher 
der Wledergesundungentgegengeführt werden. ' 

2. Auf die geme~n~irtschaft1iche Führung des' Eisenbahnbetriebes kann im Inter" 
esse der VolkSWIrtschaft nicht verzichtet werden. 

3. Für die gemeinwi~.tsch~ftlich~n L~istunge~ und die p~litischen Lasten der Eisen" 
bahn muß gegenuber dem 111 dieser Hinsicht nicht gebundenen Kraftwagen 
ein Ausgleich gefunden werden. 

4. Die Eisenbahn muß sich bemühen, ihr,en Betrieb weitgehend zu rationalisieren' 
und modernisieren. 

5. ~~ischen Eisenbahn und Kraftwagen soll nach M.aßgabe ihrer besonderen 
Eignung <ohne Ausschaltung ,eines gesunden Leistungswettbewerbs eine Auf" 
gabenteilung und Zusammenarheit stattfinden. . 

6. Zur Ordnung des gewerblichen Güterfernverkehrs ist die Errichtung einer 
Organis.ation nach Art des früher·en R K B mit weitgehender Selbstverwaltung 
erford.erlich. 

Vorstehende 6 Thesen der deutschen Wirtschaft können für die Behebung der 
Verkehrskrise als richtungweisend angesehen werden. 
Die Reformmaßnahmen müßten wohl zuerst bei der Bundesbahn einsetzen, da 
sie einerseits das Rückgrat des Verkehrs ist und andrerseits am dringendsten der 
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Wiedergesundung bedarf. Mit einer U~bernahme ihrer Kriegsschäden und~oli. 
tischen Lasten durch den Bund kann sie bei dessen gegenwärtiger Fin.anzL.ige 
vorerst nicht rechnen. Sie wird daher ihre Hauptanstrengungen auf eine weit;'::;. 
gehende Rationalisierung und Modernisierung ihres Betriebs richten müssen: ::_ 
In erster Linie wird die Verbesserung des Güterverkehrs ins Auge zu fassen sein, 
da aus ihm der Bundesbahn von jeher der größere Teil der Einnahmen zufIoß. 
Angesichts der starken Abwanderung des hochwertigen Ladungs", und Stück. 
gutes auf den Kraftwagen, gibt es schlechterdings für die Eisenbahn keine andere ': 
Möglichkeit, ihre Güterbeförderung zu modernisieren und den verlorenen Ver_ 
kehr zurückzugewinnen, als sich weitgehend des K ra f t wage n s als ver, " 
lä n g elrt e n Arm s zu bedienen. 
D'ies könnte in der \'o/eise geschehen, daß der Kraftwagen innerhalb eines nicht" 

I 

I 

zu klein bemessenen Bezirks (Halbmesser etwa 50 km) vor Beginn und nach Be •.• 
cndigung der Beförderung auf der Schiene zum Einsatz kommt, um das Gut zu 
sammeln bzw. zu verteilen und ,es auf einem möglichst im Verkehrsschwerpunkt -~:_, 
des Bezirks gelegenen und mit leistungsfähigen Umschlageinrichtungen aus" ,- I 

gestatteten größeren Güterbahnhof der Eisenbahn zuzuführen bzw. von ihr =u 
übernehmen; Verhältnismäßig wenige solcher Zentralgüterbahnhöfe würden sich 
über das Bundesbahngebiet verteilen, und die jetzt vorhandenen zahlreichen: 
kleineren und größeren Ortsgüterbahnhöfeersetz·en. So wäre etwa das Bild im 
großen gesehen. *) 
Das gesamte Stückgut und hochwertige Ladungsgut würde auf diesen Zentral" 
güterbahnhöfen verladen und in schnellen Zügen ohne Halt zwischen den ein", 
zelnen Zentralgüterhahnhöfen befördert werden. Die heute einen flüssigen Ver", 
kehr hemmenden zahlreichen Unterwegsbehandlungen von Gut und Wagen " 
fielen dann fort, was eine erhebliche Beschleunigung der GÜferbeförderung ZUr 

Folge hätte. Es ist nicht zu verwundern, daß das hochwertige Gut in steigendem 
Maße sich heute des Kraftwagens bedient, wenn 2. B. ,ein Stückgutwagen für den 
Lauf .aufeiner Strecke von 300 km zwischen zwei Umladebahnhöfen 20 Stunden 
braucht, von denen allein 12 Stunden auf Umbehandlung in Rangierbahnhöfen 
entfallen. Dazu kommt dann noch der recht. erhebliche Zeitaufwand für den 
Zulauf des Gutes vom Abgangsbahnhof zu dem ersten Umladebahnhof und der 
Ablauf vom zweiten Umladebahnhof zum Empfangshahnhof. -
Durch die Einrichtung von Zentralgüterbahnhöfen würde auch die für die \Virt .. 
schaft so vorteilhafte Benutzung von Behältern, vor allem auch von Groß,., 
behältern, sehr begünstigt und damit der Haus-Hausverkehr weiter gefördert 
werden. An diesem wie an einer beschleunigten Beförderung vor allem des hoch", 
wertigen Gutes ist die Wirtschaft fast stärker interessiert als an einer niedrigen 
Fracht. 
Wenn die vorstehend kurz skizzierte Art einer Neuregelung in der Güterbcförde, 
mng, wobei Eisenbahn und Kraftwagen je ihrer Eigenart entspflechend Ver", 
wendung finden, sich als für beide Verkehrsmittel wirtschaftlich und auch für den 
Verfrachter vorteilhaft erweist, dann würde eine derartige Lösung des Pr.::>blcms 
zweifellos auch der Auffassung der deutschen Wirtschaft über eine Aufgaben" 
teilung und Zusammenarbeit zwischen Eisenbahn und Kraftwagen entsprechen. 
Eine Lösung des Verkehrsproblems 'in der vorstehend angedeuteten Weise würde 
auch nicht die Ausschaltung des "gesunden Leistungswettbewerbs" bedingen . 
. -._----~-

*) -V gl. Aufsatz des Verfassers ü!Jer HaLionalisierung der StückgutLeförderung im Int. 
f. Verkehrsw. 9/1951. 

.',\. 

! 

- -~---~-~----_._--------

Di", Yorschliign !I01' (kutschen 'Virlschufl "111' J ,: I 
' " .{)sullg (or Vcrkchrskriso 59 

Wenn der Kraftw.agen heute auf 't E f 
wirtschaftlich durchführt so . t il weId: < nt ernungen Glitertransportc scheinba'r 
fallenden Kosten für di~ St::ßeI~~n Ies nur möglich, weiler die auf ihn 'cnt~ 
vollem Umfang trägt. Würde aber mt:rhbltu;lg und Ver~ehrs~icherung nicht. in 
ansteigenden Kraftverkehrs ein ' 'ße:. ~relts obenerwahnt, 111folge des weiter 
werden, dann müßte der Kraftw;g~~ zugIger Aushau der Straßen" ·erforderlich 
Eigenwirtschaftlichkeit di V . g , als Verursacher, nach dem Grundsatz der 
gewaltigen Mittel überneh~eer~1.nsun11nd Amortisation der aufzuwendenden 
wagen unmöglich tragen da I~r .~n~~o ~ 1e Mehrbelastung könnte aber der Kraft~ 
gesagt schon heute an d~r G J, d le

B
111

1 
der Denkschrift des Bundesverbandes 

S Ib t' d d "d renze er eastungsfähigkeit angelangt ist. 
e s re en wur e auch die Ordnun d. V k 1 . d 

Sinn eincrZusammenarb't . . g .es er'e 11'S 111 em oben angedeuteten 
I nvestitionsmittel insbeso~d zW?C~~ !lslnbahn und Kraftwagen beträchtliche 
höfe, erfordern, aber bei w .;re u.r h l~ dn age leistungsfähiger Zentralgüterbahu::: 
Straßenausbau. el em 111C t 111 em Ausmaß, wie für einen großzügigen 

Es sei noch auf einen großen N ht'l d· K f ( 
stärker dieser Verkeh . d ac el es 1'.1 twagenverkehrs hingewiesen: Je 
sinkt auch die Verkeh w·1rh , u~ so ~ehr v~r1angsamter sich,' und um s.::> mehr 
die Verhältnisse wesenrStls.ICh er~eIt.. Bel der El~enbahn liegen in dieser Beziehung 

. lC gunshger. 
Zur Vermeidung von Fehl' ff 11 
außer acht gel d mves 1 Ionen so ten vorstehende Gesichtspunkte nicht 
~incs ~e[stärkt~~e~r;t en, wenn es um die ~ntschei~~~g geht, ob zu Gunsten 
fI'nde d b' twagen fe.r n verkehrs em großzugiger Straßenaushau statt::: 

n oer 0 ,eme R t' I" d h d K ft . atOna ISlerung . es Sc ienenverkehrs unter Einbeziehung 
es ra wagens 1m Nahbezirk durchgeführt werden soll. . 

Die deutsche Wirtschaft 1 t 't'l . h .. 
11 B · 1a ml 111'en programmahsc ·en Erklarungen. einen wert" 

vo en eltrag z Kl" d V k 1 P 1'1 .k u~. arung e~ er.~ l~sproblems geliefert und die von der 
~ emI<. st?t .getrubte Atmosphare gerel111gt. In der klaren Erkenntnis der volks::: 

~~r~~h~fthchen Bede~ttungeine:. gesunden und leistu.ngsfähigen Eisenbahn hat 
. dlt I1ren Vorschlagen zur Losung der Verkehrsknse auch den Belangen der 
fun esbahn weitgehend Rechnung getragen und ihr damit eine durchaus brauch" 
~aft Grundlage für eine Verkehrsreform gegeben. Die Planung im ,einzelnen 
so . te nunmehr von der Bundeshahn mit dem Ziel der Modernisiel'llng und 
~'ahonel1~n Zusammenarbeit, mit dem Kraftwagen im Güterverkehr beschleunigt 
111 Angnff genommen werden. 
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Buchbesprechungen 

Der Rhein. Ausbau, Verkehr, Verwaltung, 
herausgeg'eben v'On der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion Duisburg im Auf
trag des Bundesminisvers für V,erk'ehr. 
"Rhein"-V,erlagsgesellschaft m. b. H., 
Duisburg 1951. 477 S.; Pr,eis 'DM 47,-. 

Steuerrecht, Garagenrecht, Autobahn
recht sowie Arbeits- und Sozialversich~
rungsrecht der im Kraftverkehr Beschiif
tigten. Neben der Darstellun<> grund
sätzlicher Frag,en in Aufsatzfor~ werden 
die das KVR betrdfenden Gesetzest,exte 
und MinisterialerlassIe veröffentlicht. Das 
vorlieglende Dezemberheftenthält e:ne 
anschauliche Darstellung über die Preis
reg,elung im Güt,ernahverkehr mit Last
kraftfahrzeug,en von ORR Dr. G 'e r1 ach 
Bundesv1erk'ehrsministerium, wobei di; 
VO über die' Höchstpr'eise für Fuhr
leistungen mit Kraftfahrzeugen im Nah
verkehr vom 14. September 1951 'eine 
ausführliche Darst'ellung findet. Ferner 
werden dIe neueste Fassung des Fracht
satzzeig,ers des Reichskraftwa<ienf3rifs 
die letzt'en Ä.nderungsverordnul~gel1 Zl;; 
Straßenverkdlrszulassungsordl1un~ und 
Erlass'e zum V'Or.fahrtsrec;ht wiedergege
ben. Es handelt SIch um 'eIn zuverlässi<ies 
Quellenwerk, das stets auf den neuesten 
Stand gebracht wird. Monatlich ·erscheint 
eine Lieferung (64 Seiten). Preis DM 4,50. 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Duisburg legt mit dIes'er V,eröffentlichung 
ein Werk vor, das man 'in seiner Art 
durchaus als Standardwerk bezeichnen 
kann. Eine <iroße Zahl v'On Bachvierstän
digen hat' da"ran mitg,earbeitet, dnen ein
heitlichen g'eschlossenen Überblick über 
alle wichtigen wasS'erwirtschaftlichen; 
wasserbauiechnischen, vIerkehrswirtschaft
lichen, riechtlichen und 'Organisavorischen 
Fragen zu geben, die mit dem Gesamt
problem der Rheinwasslerstraße ZU5am
menhüng1en. Die Beitrüge stehen durch
weg nuf hohem Niveau 'und sind für jeden, 
der sich wissenschaftlich und praktisch 
mit den Frag,en der Wasser- und V'er
ke1Jrswirtschaft des Rheins befassen muß, 
eine wertvolle Quelle, die ihm schnell eine 
OrientIerung ermöglicht. 
Es ist im Rahmen 'einer kurzen Bespr,e
chung unmöglich, fluf die 28 Beitrüg,e 
niiher einzug,ehen 'Oder auch nur einzelne 
herauszuheben. Man muß das Werk als 
Ganzes auf sich wirken lassen. Das Werk 
kann mit Recht als Standardwerk bezeIch
net werden, zu dem jeder greifen muß, 
der sich mit den technischen, verkehrs
wissenschaftlichen und :rechtlichen Pm
blemen zu beschäftigen hat, die dies'er 
größte und wirtschaftlich wichtigste aller 
europäischen Ströme immer wieder stellt. 
Dem Inhalt des Werkes entspricht die 
nusgez1eichnete Ausstattung. Man kann 
die - Herausgeber· zu dieser Veröffent
lichung nur beglückwünschen. 

Dr. Böttger 

(Pmf. Dr. Dr. Berkenlmpf) 

Kraftverkehrsrechf von .Ä bis Z (KVR). 
Forts,etzungswerk in Losle-BIatt-Form 
unter Mitarbeit bekannter Verk,ehrs
rechtler herausg'egeben vlOn Rechtsan-

. walt Dr. Werner W ,e i g 'e I t, Berlin. 
Erich Schmidt Verlag Berlin - Bieldeld 

-München. . 
Das sch'On seit 1937 bekannte KVR be
handelt folglende Gebiete: Aufbau der 
Kraftverkehrswirtschaft, Straßenverkehrs
vo:schriften, Zulassungsbestimmungen, 
Verwehrssteafrecht, HaftpflichtlXcht, 
Recht des gewerblichen Kraftv,erkehrs, 
Spediti'Onsrecht, Versicherungsrecht, 

Verkehrsr.echfs-Sammlung (VRS). 
Herausg'eg,eben von Rechtsanwalt Dr. 
Wemer W,eig e I t,Berlin, Erich Schmidt 
Verlag Berlin - Bidefeld - München. 

Die VRS veröffentlicht laufend Entschei
dungen aus sämtlichen Gebieten des Ver
kehrsrechts, insbesondere des Haftpflicht
rechts, Kraftfahrz'C'ugrechts, Straßen rechts 
Eisenbahnrechts, Speditionsrechts, Ver~ 
sicherungsrechts, Binnenschiffahrtsrechts 
und Seerechts. Die meist vollstiindi,\ 
wiederg'egebenen Gerichts'entscheidul1<>e~ 
werden hüufig noch mit kritischen An
merkung1en versehen. Auch Urteil.:: der 
Verwaltungsg'erichte insbesondere zur 
Feag,e der Entziehung des Fülu'erscheins 
~owie UrteUe der Oberversicherungsiimter 
111 Weg'cunfallsachen werden veröffent
licht. Das vorlieglende Dezemberheft 
(1951) des 3. Bandes enthiilt 2'6 Urteile, 
vor allem des Bundesg,erichtshofes, des 
Kammerg1erichts, des V'erwaltungsgerichts
hofes sowi'e v'erschiedener OLG. Der 3. 
Band IUmfaßt insgesamt 189 Urteile. Dir:!se 
Urt'eilssammlung ist wertvoll und ,libt 
erschöpf,ende Auskunft über den St~nd 
der R'echtsprechung. Jeden zweiten Mo
nat ,erscheint dn Heft. Preis des Jahres
bandes 1949 DM 14,80, des Jahresbandes 
1950 DM 17,80. Dr. nöttger. 

Arbeitsgemeinschaft für Forschung 
des Landes Nordrhein - Westfalen 
Im Auftrag des Ministerpräsidenten Arnold herausgegeben 

von Ministerialdirektor Dipl..lng. Leo Brandt 

Friedrich Seewald, 
Friedrich A. F. Schmidt, 

R. Fri ed rich, 

Walfgang Riez:ler, 
Fritz Michael, 

Emil Lehnartz, 
Günther Lehmann, 

Heinrich Kraut, 

Franz: Wever, 
Hermann Schenck, 
Max Haas, 

Walter Kikuth, 
R.Danneel, 
W. Schulemann, 

W. Weiz:el, 

S. Strugger, 
F. Gummert, 

1. JAHRGANG 
HEFT 1 

Neue Enlwicklung auf dem Gebiet der Antriebsmaschinen 
Technischer Stond und Zukunftsaussichten der 
Verbrennungskrohmoschinen, insbesondere der Gasturbine 
Möglichkeiten und Voraussetzungen der industriellen 
Verwertung der Gasturbine 

HE rT 2 

Probleme der Kernphysik 

52 Seiten, 15 Abb., kort .,DM 4.25 

Isotope ols Forschungsmitlel in der Chemie und Biochemie 
40 Seiten, 10 Abb., kar!., DM 3.20 

HEFT 3 

Der Chemismus der Muskelmaschine 
Physiologische Forschung als Voroussetzung zur 
Bestgestaltung der menschlichen Arbeit 
Ernährung und Leistungsfähigkeit 

60 Seiten, 35 Abb., kort., DM 5,-
HE F T 4 

Aufgaben der Eisenforschung 
Entwic:klungslinien des deutschen Eisenhütlenwesens 
Wirtschaftliche Bedeutung der Leichtmetalle und ihre 
Entwicklungsmög lich keiten 

HEFT 5 

Virusforschung 

60 Seiten, 20 Abb. 

Fortschritte der Krebsforschung 
Wirtschahliche und organisatorische Gesichtspunkte für die 
Verbesserung unserer Hochschullorschung 

50 Seiten, 2 Abb., kar!., DM 4.-

HEFT 6 

Die gegenwärtige Situation der Grundlagenforschung 
inder Physi k 
Das Duplikatenproblem in der Biologie 
Uberlegungen zu den Faktoren Raum und Zeit im biolo. 
gischen Geschehen und Möglichkeiten einer Nutzanwendung 

Weitere Hefte in Vorbereitung 
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